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Berichtsauftrag gemäß § 154 Absatz 4 SGB VI 

„Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Körpersehaften vom Jahre 2010 an alle 
vier Jahre über die Entwieklung der Besehäftigung älterer Arbeitnehmer zu beriehten 
und eine Einsehätzung darüber abzugeben, ob die Anhebung der Regelaltersgrenze un- 
ter Berücksiehtigung der Entwieklung der Arbeitsmarktlage sowie der wirtsehaftliehen 
und sozialen Situation älterer Arbeitnehmer weiterhin vertretbar erseheint und die ge- 
troffenen gesetzliehen Regelungen bestehen bleiben können, ln diesem Berieht sind zur 
Beibehaltung eines Sieherungsniveauziels vor Steuern von 46 vom Hundert über das 
Jahr 2020 hinaus von der Bundesregierung entspreehende Maßnahmen unter Wahrung 
der Beitragssatzstabilität vorzuschlagen.“ 
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Kurzfassung und Einschätzung der 
Bundesregierung 

Der demografische Wandel ermöglicht ein 
längeres Arheitslehen 

Die Arbeitsgesellschaft von morgen wird eine 
andere sein als wir sie heute kennen. Die Bevöl- 
kerung in Deutschland schrumpft und wird älter. 
Der Altersaufbau der Bevölkerung wird sich fun- 
damental verändern. Bis zum Jahr 2030 werden 
viele der geburtenstarken Jahrgänge - der so ge- 
nannten „Baby-Boomer-Generation“ - in den 
Ruhestand gehen. Die Zahl der 20- bis 64-Jähri- 
gen wird aus diesem Grund bis dahin um über 
sechs Millionen sinken, während die Zahl der 
65-Jährigen und Älteren um mehr als fünf Mil- 
lionen zunehmen wird. Das zahlenmäßige 
Verhältnis der über 64-Jährigen zu den 20- bis 
64- Jährigen wird bei eins zu zwei Personen lie- 
gen. Heute beträgt es eins zu drei. Die Ursachen 
liegen vor allem in den anhaltend niedrigen Ge- 
burtenraten und einer steigenden Lebenserwar- 
tung. Bis zum Jahr 2030 werden Männer im Al- 
ter von 65 Jahren im Durchschnitt deutlich über 
19 und Frauen fast 23 weitere Lebensjahre er- 
warten können. Im Vergleich zu heute entspricht 
dies einem Gewinn von gut zwei Jahren. Mit der 
steigenden Lebenserwartung nimmt die Zahl der 
Lebensjahre bei vollständiger Gesundheit zu. 

Der demografische Wandel führt zu einer erheb- 
lichen Verringerung des Potenzials an Erwerbs- 
personen, das außerdem deutlich älter wird. Die 
Aufgabe für Betriebe, Sozialpartner und nicht 
zuletzt für die Politik besteht künftig darin, die 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass auch 
eine älter werdende Arbeitsgesellschaft ein 
Höchstmaß an Produktivität und Innovationsfä- 
higkeit erreichen kann. Dies ist möglich, wenn 
Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung in den 
Unternehmen auf die spezifischen Fähigkeiten 
und Kompetenzen älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ausgerichtet werden. 

Das Ziel muss sein, die aus der demografischen 
Entwicklung resultierende Belastung gerecht auf 
alle Generationen zu verteilen. Eine Stärkung des 
Generationenvertrags vermeidet Verteilungskon- 
flikte zwischen Jung und Alt. Voraussetzung ist, 
dass notwendige Weichenstellungen frühzeitig 
erfolgen. Werden diese nicht rechtzeitig vorge- 
nommen, sind später größere Anpassungen erfor- 
derlich. Um den gesellschaftlichen Wohlstand 
und die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
sichern, muss das Erwerbspersonenpotenzial 
durch eine höhere Erwerbsbeteiligung von Älte- 
ren stärker als bislang genutzt werden. Dass dies 
möglich ist, zeigen die Schweiz sowie die skan- 
dinavischen Länder. Diese Staaten beweisen, 
dass es nicht nur notwendig, sondern auch mach- 
bar ist, das Angebot von und die Nachfrage nach 


Arbeitsplätzen an die Möglichkeiten und Bedürf- 
nisse unterschiedlicher Altersgruppen anzupas- 
sen. 

Zahlreiche EU-Mitgliedstaaten haben inzwi- 
schen weitreichende Reformen der Alterssiche- 
rungssysteme gestartet. Viele haben bereits eine 
Anhebung der Altersgrenzen beschlossen, ln 
Deutschland erfolgt die Anhebung der Alters- 
grenzen behutsam und erstreckt sich über einen 
Zeitraum von 18 Jahren. Die neue Regelalters- 
grenze von 67 Jahren wird erst für die Geburts- 
jahrgänge ab 1964 - die heute 46- Jährigen und 
Jüngeren - gelten. Die Regelaltersgrenze steigt 
stufenweise bis 2029, zunächst um einen Monat 
pro Jahr. Das bedeutet, im Jahr 2012 steigt sie 
auf 65 Jahre und einen Monat. Die Möglichkeit, 
frühzeitig in Rente zu gehen, wird auch künftig 
erhalten bleiben: Versicherte mit mindestens 
35 Jahren rentenrechtlicher Zeiten können wei- 
terhin ab 63 Jahren in Rente gehen, müssen dafür 
jedoch entsprechende Abschläge in Kauf neh- 
men. Für besonders langjährig Versicherte, die 
mindestens 45 Jahre lang versicherungspfiichtig 
erwerbstätig waren, Kinder erzogen oder Ange- 
hörige gepflegt haben, wurde eine neue Renten- 
art geschaffen. Sie können auch weiterhin mit 
65 Jahren ohne Abschläge in Rente gehen. 

Die wirtschaftliche und soziale Lage der 
älteren Arheitnehmerinnen und Arheit- 
nehmer hat sich deutlich verhessert 

Das persönliche Erwerbseinkommen steigt im 
Lebensverlauf und liegt für ältere Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer im Durchschnitt über 
dem der jüngeren. Verbessert hat sich auch der 
Gesundheitszustand älterer Erwerbstätiger. Stu- 
dien zeigen, dass die heute älteren Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer gesünder sind als frü- 
here Generationen. Noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik gab es eine Alterskohorte, 
die so gesund und aktiv war wie die heutige Ge- 
neration 65plus. Sie engagieren sich gesellschaft- 
lich ebenso wie die Jüngeren. Die soziale Inte- 
gration und Teilhabe der Älteren hat sich in den 
letzten Jahren kontinuierlich erhöht. Die Alten 
sind jung wie nie. Die gesunden Jahre nehmen 
beständig zu. 

Ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
profitieren besonders vom Aufschwung auf 
dem Arbeitsmarkt 

Der deutsche Arbeitsmarkt ist gestärkt aus der 
Krise hervorgegangen. Ausgehend von den nied- 
rigsten Werten seit der Deutschen Einheit ist die 
Arbeitslosigkeit im Jahr 2009 zwar wieder etwas 
gestiegen, angesichts der Dimension der interna- 
tionalen Finanz- und Wirtschaftskrise allerdings 
nur in einem bemerkenswert geringen Ausmaß. 
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Bereits im ersten Halbjahr 2010 konnte die Ar- 
beitslosigkeit wieder reduziert werden. Im Okto- 
ber 2010 belief sie sieh auf unter 3 Millionen. 
Dies ist Beleg für die Stabilität und Robustheit 
des deutsehen Arbeitsmarktes. 

Eine besonders positive Entwicklung zeigt sich 
in den letzten Jahren bei der Erwerbstätigkeit der 
Älteren. Deutschland hat daher auch das EU-Ziel 
2010, die Erwerbstätigenquote der über 55-Jähri- 
gen bis 2010 auf mindestens 50 Prozent zu erhö- 
hen, bereits im Jahr 2007 überschritten. Auch die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftig- 
ten Älteren ist deutlich gestiegen. Von dieser 
Entwicklung profitieren nicht nur die Personen 
im Alter zwischen 55 und unter 65 Jahren, son- 
dern insbesondere auch jene im Alter zwischen 
60 und unter 65 Jahren. Deren Erwerbstätigen- 
quote hat sich seit 2000 nahezu verdoppelt und 
liegt aktuell bei rund 40 Prozent. Nach aktuellen 
Daten von Eurostat liegt diese Quote im zweiten 
Quartal 2010 sogar bereits bei 41,1 Prozent. 
Auch die Beschäftigungsquote bei den sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten im Alter zwi- 
schen 60 und 64 Jahren hat sich seit dem Jahr 
2000 verdoppelt und beträgt rund 23 Prozent. 
Die Entwicklung zeigt, dass der Prozess einer 
längeren Erwerbsdauer bereits begonnen hat und 
sehr dynamisch verläuft. 

Diese positive Entwicklung wird sich fortsetzen. 
Eine längere Erwerbsbeteiligung älterer Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer trägt maß- 
geblich zu einer Erhöhung des gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstumspotenzials bei, wie der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung festgestellt hat. 
Die Bundesregiemng fördert bereits durch eine 
Reihe von Initiativen eine längere Erwerbsbeteili- 
gung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer. 

Die Arbeitswelt altersgerecht gestalten 

ln Zukunft droht eine erhebliche Arbeitskräfle- 
lücke. Auf das Potenzial der Älteren kann die 
deutsche Wirtschaft daher nicht länger verzich- 
ten. Immer mehr Unternehmen erkennen den 
Handlungsbedarf und stellen sich auf den verän- 
derten Altersaufbau der Belegschaften ein. Sie 
wissen, dass sie künftig nicht nur ihr Produkti- 
onspotenzial, sondern auch ihre Innovationsfä- 
higkeit und Produktivität nur dann steigern kön- 
nen, wenn sie stärker als bislang auf die 
Bedürfnisse älterer Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer Rücksicht nehmen. Viele von ihnen 
stellen bereits ihre Arbeitsorganisation um, in- 
dem sie Maßnahmen wie betriebliche Gesund- 
heitsförderung, Qualifizierung und Weiferbil- 
dung anbiefen. Die Politik unterstützt diesen 
Prozess mit einer Reihe von Initiativen und auch 
die Sozialpartner sind bereits aktiv, wie z. B. der 


Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und Demografie“ 
in der chemischen Industrie zeigt. 

Die längere Beteiligung älterer Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer am Erwerbsleben ist 
volkswirtschaftlich geboten und betriebswirt- 
schaftlich sinnvoll. Für die Einzelnen ist ein län- 
geres Erwerbsleben eine Chance, Wissen und Er- 
fahrung einzubringen, weiter mitzugestalten und 
am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Politik, 
Betriebe und Sozialpartner müssen die Arbeits- 
bedingungen in Zukunft verstärkt alters- und al- 
temsgerecht gestalten. Ältere Erwerbstätige sind 
leistungsfähig und motiviert, sie verfügen über 
vielfältige Fähigkeiten, Kompetenzen und Erfah- 
mngswissen. 

Die in der Vergangenheit häufig praktizierte 
Frühverrentung hat zu einem negativen Bild der 
Leistungsfähigkeit älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer beigetragen. Ihr Potenzial 
wurde zu lange ignoriert. Studien zeigen, dass äl- 
tere Beschäftigte jedoch ähnlich leistungsfähig 
sind wie jüngere. Die Arbeifspläfze müssen da- 
her in Zukunft stärker als bislang an die Mög- 
lichkeiten und Bedürfnisse aller Altersgmppen 
angepasst werden. Erforderlich ist ein Mix von 
Maßnahmen: Eine nachhaltige Personalpolitik, 
betriebliche Gesundheitsförderang, die sfärkere 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie le- 
benslange Qualifizierung und Weiterbildung. 

Einschätzung der Bundesregierung 

Der Deutsche Bundestag hat im Jahr 2007 die 
Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre 
beschlossen und damit angemessen auf die 
demografische Entwicklung und die sich ab- 
zeichnende Veränderung im Altersaufbau der 
Bevölkerung reagiert. Ziel isf die Sfärkung der 
Finanzierangsgrundlagen der gesefzlichen Ren- 
fenversicherang. Die Alfersgrenzen werden ab 
2012 von derzeif 65 Jahren schrittweise über 
18 Jahre hinweg auf das vollendefe 67. Lebens- 
jahr angehoben. Ersf für die Jahrgänge ab 1964, 
also die heufe 46-Jährigen und Jüngeren, gilt die 
Regelaltersgrenze von 67 Jahren. Die Anhebung 
der Regelaltersgrenze ist aber nicht nur eine ren- 
tenpolitische Maßnahme, sondern auch ein ver- 
bindliches Signal an Gesellschaft und Wirtschaft, 
sich der veränderten Potenziale älterer Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer bewusst zu wer- 
den und entsprechend zu handeln. 

Die Bundesregierung hält an der beschlossenen 
Anhebung der Regelaltersgrenze fest. Die Anhe- 
bung des gesetzlichen Renteneintrittsalters ist 
notwendig und bleibt weiterhin vertretbar. Sie 
dient der Sicherung des Wohlstands, gewährlei- 
stet die Gerechtigkeit zwischen den Generatio- 
nen und stärkt die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit Deutschlands. 
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Mit der durchschnittlichen Lebenszeit verlängert 
sich vor allem die Zeit eines gesunden und lei- 
stungsfähigen Alters. Die Entwicklung am Ar- 
beitsmarkt in den letzten Jahren bestärkt die 
Bundesregierung in ihrer Einschätzung. Die Er- 
werbsbeteiligung und die Arbeitsmarktchancen 
haben sich gerade für die Älteren deutlich ver- 
bessert. Die Politik gibt mit dem Festhalten an 
der neuen Regelaltersgrenze eine verlässliche 
Grundlage für die begonnene Neuorientierung. 

Die aktuelle gesellschaftliche Debatte über die 
Anhebung der Regelaltersgrenze zeigt die Not- 
wendigkeit einer sachlichen Auseinanderset- 
zung über die Chancen und Herausforderungen 
der in diesem Bericht beschriebenen Veränderun- 
gen der Arbeitswelt. Der bereits eingeleitete Pa- 
radigmenwechsel muss sich fortsetzen. Ein län- 
geres Erwerbsleben ist keine Bedrohung, 
sondern eine Chance auf mehr Wohlstand und 
Teilhabe für die Menschen, wenn der Prozess 
nicht von heute auf morgen geschieht, sondern 
über einen längeren Zeitraum von allen Beteilig- 
ten gestaltet wird. Eine lange Übergangszeit er- 
möglicht die notwendigen Anpassungen und ver- 
teilt die Folgen des demografischen Wandels 
gerecht zwischen den Generationen. Die Anhe- 
bung der Altersgrenze verhindert eine Überfor- 
derung der jüngeren Generation und erhöht das 
Einkommensniveau für die künftigen Rentnerin- 
nen und Rentner. Damit sichert sie den gemein- 
samen Wohlstand in unserem Land und stellt die 
Weichen für eine altersgerechte Arbeitswelt. 

1 Einleitung 

Der demografische Wandel ist für Deutschland 
die zentrale Gestaltungsaufgabe in den nächsten 
Jahrzehnten. Niedrige Geburtenraten und eine 
gestiegene Lebenserwartung führen zu erhebli- 
chen Veränderungen im Altersaufbau der Bevöl- 
kerung. ln Zukunft werden mehr ältere und weni- 
ger jüngere Menschen dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen. Für Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft ist diese historisch einmalige Situa- 
tion eine Chance, wenn sie gemeinsam die Rah- 
menbedingungen dafür schaffen, dass ältere 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer länger er- 
werbstätig sein können. 

Wachstum und Wohlstand können auch in Zu- 
kunft gesichert werden, wenn alle Akteure sich 
aktiv auf die Veränderungen einstellen und diese 
positiv begleiten. Der deutsche Arbeitsmarkt hat 
sich in der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
robust und flexibel gezeigt. Damit die sozialen 
Sicherungssysteme auch in Zukunft leistungs- 
stark bleiben können, wurde die Anhebung der 
Regelaltersgrenze von der Großen Koalition im 
Jahr 2007 beschlossen. Das Gesetz zur Anpas- 
sung der Regelaltersgrenze an die demografische 
Entwicklung und zur Stärkung der Finanzie- 


rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung (RV- Altersgrenzenanpassungsgesetz) 
gibt eine wichtige Antwort auf die tiefgreifenden 
demografischen Veränderungen. Die Verlänge- 
rung der Lebensarbeitszeit erhöht die Leistungs- 
ansprüche der älteren Beschäftigten und leistet ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Vermeidung einer 
finanziellen Überforderung der jungen Genera- 
tion. Die Anpassung der Regelaltersgrenze führt 
insgesamt zu einer Erhöhung des gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstumspotenzials, wie der Sach- 
verständigenrat zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung festgestellt hat. 

Das Gesetz sieht vor, im Zeitraum von 2012 bis 
2029 die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf 67 Jahre anzuheben. 
Dies geschieht stufenweise und in kleinen Schrit- 
ten: Ab dem Jahr 2012 steigt sie zunächst um ei- 
nen Monat pro Jahrgang bis auf das vollendete 
66. Lebensjahr. Ab dem Jahr 2024 steigt die Re- 
gelaltersgrenze um zwei Monate pro Jahrgang 
bis auf das vollendete 67. Lebensjahr. Erst für die 
Jahrgänge ab 1964, also die heute 46- Jährigen 
und jüngere Jahrgänge, gilt die Altersgrenze von 
67 Jahren. 

Das Gesetz schreibt zugleich eine neue Berichts- 
pflicht der Bundesregierung fest. Nach § 154 Ab- 
satz 4 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VI) muss die Bundesregierung vom Jahr 
2010 an alle vier Jahre einen Bericht zur Anhe- 
bung der Regelaltersgrenze vorlegen, indem sie 
eine Einschätzung darüber abgibt, ob die Anhe- 
bung der Regelaltersgrenze unter Berücksichti- 
gung der Entwicklung der Arbeitsmarktlage so- 
wie der wirtschaftlichen und sozialen Situation 
älterer Arbeitnehmer weiterhin vertretbar 
erscheint und die getroffenen gesetzlichen Re- 
gelungen bestehen bleiben können. Durch die 
Anhebung der Altersgrenzen werden die Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer künftig länger 
am Erwerbsleben teilhaben. Ohne die Anhebung 
würde das Potenzial an Erwerbspersonen deut- 
lich stärker schrumpfen, da die Zahl der erwerbs- 
fähigen Menschen im Alter zwischen 20 und 
64 Jahren bis zum Jahr 2030 um mehr als sechs 
Millionen zurückgeht. Die Folgen für Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand wären gra- 
vierend. Die Anhebung der Altersgrenzen min- 
dert den drohenden Arbeitskräftemangel in 
Deutschland. Älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern kommt auf dem Arbeitsmarkt be- 
reits heute eine wachsende Bedeutung zu. Ihre 
Beschäftigungsperspektiven werden sich weiter 
verbessern. Aktuelle Daten belegen, dass sich die 
Erwerbstätigkeit Älterer in den letzten Jahren 
besser entwickelt hat als die Erwerbstätigkeit 
insgesamt. 

Eine wichtige Aufgabe der Zukunft ist es, die Er- 
werbstätigkeit der Älteren weiter zu fördern. Ins- 
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besondere die Sozialpartner sind gefordert, in der 
tägliehen betrieblichen Praxis auf die Bedürf- 
nisse der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer stärker Rücksicht zu nehmen und die Ar- 
beitsbedingungen alters- und altemsgerecht 
auszugestalten. Die spezifischen Qualifikationen 
älterer Mitarbeiter wie ihr umfassendes Erfah- 
mngswissen, ihr großes Engagement und ihre 
starke Identifikation mit dem Unternehmen kön- 
nen für die Betriebe genauso wertvoll sein wie 
z. B. die Fähigkeiten der jüngeren Mitarbeiter, ln 
Zukunft braucht es gezielte Maßnahmen zur Er- 
haltung der Arbeitsfähigkeit älter werdender Be- 
legschaften in den Unternehmen. Der Bericht 
stellt in seinem Anhang Beispiele guter Praxis 
vor. 

Der Bericht macht die Notwendigkeit eines län- 
geren Erwerbslebens zur Bewältigung des demo- 
grafischen Wandels deutlich. Ohne eine höhere 
Erwerbsbeteiligung, auch und gerade der älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sind 
Wohlstand und die soziale Sichemng in unserem 
Land gefährdet. Die gemeinsame Anstrengung 
aller Akteure muss sein, Vomrteile gegenüber 
der Leistungsfähigkeit der Älteren in den Betrie- 
ben abzubauen und entsprechende Arbeitsbedin- 
gungen zu gestalten. Gefordert sind die Unter- 
nehmen ebenso wie die Sozialpartner und auch 
jede und jeder Einzelne. 

Der Bericht gliedert sich in fünf Kapifel. Zu- 
nächsf wird die demografische Entwicklung und 
deren Bedeutung für Gesellschaft, Arbeifsmarkf 
und gesefzliche Rentenversichemng analysiert 
(Kapitel 2). Es folgt die wirtschaftliche und 
soziale Lage Älterer im Berichtszeitraum (Kapi- 
tel 3). Im Anschluss wird die Situation am Ar- 
beitsmarkt allgemein sowie speziell für Älfere 
beschrieben, die Zielvorsfellungen zur Erwerbs- 
befeiligung Älterer auf europäischer Ebene er- 
läutert und die Aktivitäten der Bundesregiemng 
zum Erreichen dieser Ziele vorgestellt (Kapitel 4). 
ln Kapitel 5 werden Handlungsfelder für Sozial- 
partner und Unternehmen sowie konkrete Maß- 
nahmen aufgeführt, die den Betrieben den Um- 
gang mit alternden Belegschaften erleichtern und 
das Arbeiten bis zur Rente ermöglichen. 

2 Der demografische Wandel - 
Verlauf und Konsequenzen 

Der Altersaufbau der deutschen Bevölkerung 
verändert sich fundamental. Die zentralen Ur- 
sachen hierfür sind der Anstieg der durchschnitt- 
lichen Lebenserwartung und zu geringe Gebur- 
tenzahlen. Diese für Deufschland hisforisch 
beispiellose Entwicklung hat Auswirkungen auf 
nahezu alle Bereiche von Staat und Gesellschaft. 
Umfassende Anstrengungen und gezielte Maß- 
nahmen zur Anpassung sind erforderlich. 


Um die Dynamik der demografischen Verände- 
rung in der Vergangenheit und in der Zukunft zu 
verdeutlichen, werden nachfolgend die zentralen 
demografischen Determinanten analysiert sowie 
die künftige Bevölkerungsstruktur und die Kon- 
sequenzen für das Erwerbspersonenpofenzial 
skizziert. Darüber hinaus wird der veränderte Al- 
tersaufbau der Bevölkerung hinsichtlich der ge- 
samtwirtschaftlichen Auswirkungen, in seiner 
Bedeutung für die gesefzliche Renfenversiche- 
rung sowie im internationalen Vergleich disku- 
tiert. 

2.1 Determinanten der demografischen 
Entwicklung 

Geburten 

Die Geburtenentwicklung in Deutschland unter- 
liegt seit Beginn des vorherigen Jahrhunderts er- 
heblichen Schwankungen. Markante Einschnitte 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts sind auf 
die beiden Weltkriege sowie die Weltwirtschafts- 
krise zurückzuführen, ln deren Folge lagen die 
kumulierfen Geburtenziffern zunächst jeweils 
unterhalb der bestandserhaltenden Größe von 
durchschnittlich etwa 2,1 Kindern je Frau. Im 
Zeitraum zwischen 1955 und 1969 wurde hinge- 
gen wieder durchgängig ein Niveau oberhalb 
dieses Wertes erreicht. Nach dem deutlichen und 
schnellen Rückgang ab dem Ende der 1960er 
Jahre befindet sich die zusammengefasste Ge- 
burtenziffer seit 1975 in den alten Bundesländern 
mit relativ geringen Ausschlägen auf einem Ni- 
veau von durchschnittlich etwa 1,4 Kindern je 
Frau. Damit weist jede neue Geburtskohorte nur 
noch annähernd zwei Drittel der Größe ihrer je- 
weiligen Eltemgeneration auf 

ln den neuen Bundesländern verlief die Nach- 
kriegsentwicklung zunächst ähnlich wie in West- 
deutschland. Insbesondere seit Mitte der 1970er 
Jahre bis zum Jahr 1989 lagen die Werte für die 
zusammengefassfe Geburtenziffer jedoch zum 
Teil deutlich höher als in den alten Bundeslän- 
dern, aber ebenfalls unter dem bestandserhalten- 
den Niveau. Nach der Deutschen Einheit kam es 
Anfang bis Mitte der 1990er Jahre in den neuen 
Ländern zu einem drastischen Rückgang der Ge- 
burten. Seither haben sich die Werte allerdings 
denen in den alten Ländern wieder angenähert. ' 


' Bei einer Kohortenbetrachtung für Deutschland insgesamt 
zeigt sich, dass letztmals die Frauen des Geburtsjahrgangs 
1933 eine durchschnittliche Geburtenzahl auf dem Be- 
standserhaltungsniveau aufwiesen. Die Frauen des Ge- 
burtsjahrgangs 1960, die im Jahr 2010 ihr 50. Lebensjahr 
erreichen, brachten hingegen nur noch etwa 1,7 Kinder je 
Frau zur Welt. Für die nachfolgenden Geburtsjahrgänge 
zeichnet sich bereits ab, dass deren Geburtenverhalten 
noch einmal geringer sein wird. 


Heute weist jede 
neue Geburtsko- 
horte nur noch an- 
nähernd zwei Drit- 
tel der Größe ihrer 
jeweiligen Elternge- 
neration auf. 
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Im Jahr 2030 wer- 
den Männer und 
Frauen im Alter von 
65 Jahren im 
Durchschnitt deut- 
lich über 19 (Män- 
ner) bzw. fast 
23 (Frauen) weitere 
Lebensjahre erwar- 
ten können. 


Lebenserwartung 

Neben der Geburtenentwicklung trägt die durch- 
schnittlich längere Lebenszeit zur demografi- 
schen Alterung in Deutschland bei. Die sinken- 
den Sterberisiken zeigen sich in einer Erhöhung 
der durchschnittlichen Lebenserwartung, ln die- 
ser statistischen Größe spiegeln sich damit lang- 
fristige und kurzfristige Entwicklungen des Ge- 
sundheits- und Krankheitsgeschehens wider. So 
basierte der Anstieg der Lebenserwartung in 
Deutschland - wie auch in den anderen entwi- 
ckelten Industrieländern - in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts noch überwiegend auf der 
Reduzierung der Säuglings- und Kindersterblich- 
keit. Seit etwa Mitte des 20. Jahrhunderts wurden 
durch ein Zusammenspiel wirtschaftlicher, medi- 
zinischer, soziokultureller und verhaltensbeding- 
ter Faktoren erhebliche Fortschritte bei der 
Zunahme der Lebenserwartung im Erwachsenen- 
alter erzielt. 

ln Deutschland steigt die Lebenserwartung seit 
Jahrzehnten kontinuierlich an. Zahlreiche Ober- 
grenzen, die Experten in der Vergangenheit als 
unüberwindbar ansahen, wurden dabei durchbro- 
chen. Seit 1960 ist die Lebenserwartung für 
männliche und weibliche Neugeborene von 

66.5 bzw. von 71,7 Jahren auf 77,3 bzw. 

82.5 Jahre gestiegen. Dies bedeutet für beide Ge- 
schlechter eine Zunahme um etwa elf Jahre in- 
nerhalb von fast 50 Jahren. Auch zukünftig ist 
von einem weiteren Anstieg der durchschnittli- 
chen Lebenserwartung auszugehen. Bis zum Jahr 
2030 rechnet das Statistische Bundesamt mit ei- 
nem weiteren Anstieg der Lebenserwartung Neu- 
geborener von mindestens vier Jahren für beide 
Geschlechter. 

Lebenserwartung mit 65 Jahren 

Neben der durchschnittlichen Lebenserwartung 
steigt vor allem die fernere Lebenserwartung der 
Menschen im Alter von 65 Jahren an. Mit der 
ferneren Lebenserwartung werden jene Jahre be- 
schrieben, die eine Person mit Erreichen des 
65. Lebensjahres noch erwarten kann, ln 
Deutschland ist seit Beginn der 1970er Jahre ein 
nahezu linearer Anstieg für Männer und Frauen 
zu beobachten. Im Vergleich zu 1960 leben 
65-jährige Frauen heute mit 20,5 Jahren im 
Durchschnitt sechs Jahre länger, gleichaltrige 
Männer mit 17,2 Jahren gut fünf Jahre länger. Im 
Jahr 2030 werden Männer und Frauen im Alter 
von 65 Jahren im Durchschnitt deutlich über 
1 9 (Männer) bzw. fast 23 (Frauen) weitere Le- 
bensjahre erwarten können. Im Vergleich zu 
heute entspricht dies einem Gewinn von gut zwei 
Jahren. 


Längeres und gesünderes Leben 

Mit dem Anstieg der Lebenserwartung hat sich 
auch die zu erwartende gesunde Lebenszeit ver- 
längert. Die durchschnittliche Verbesserung der 
Gesundheit lässt sich besonders deutlich für 
Menschen im höheren Erwerbsalter belegen. An- 
hand der Daten der Gesundheitsberichterstat- 
tung des Robert-Koch-lnstitutes zeigt sich ge- 
rade für Männer und Frauen der Altersgruppe der 
65- bis 70- Jährigen, dass der Anteil derjenigen, 
die ihre Gesundheit als gut bis sehr gut einschät- 
zen, deutlich zugenommen hat (vgl. Kapitel 3.3). 
Eurostat weist darüber hinaus den Indikator 
„Healthy Life Years“ (HLY) zur Einschätzung 
der Gesundheit der Bevölkerung aus. 

Infobox 2-1 

Kennziffer „Lebenserwartnng in gnter 
Gesnndheit“ 


„Gesunde Lebenserwartung“: Englisch: 

Healthy Life Years (HLY), Die gesundheitlich 
beschwerdefreie Lebenserwartung ist ein Indi- 
kator für das Gesundheitsniveau einer Bevölke- 
rung oder einer Teilgruppe der Bevölkerung. 
Sie verbindet zwei Indikatoren: Die noch zu er- 
wartende Lebenszeit und den voraussichtli- 
chen Gesundheitszustand. Damit spiegelt der 
Indikator HLY im Gegensatz zum Indikator 
durchschnittliche Lebenserwartung die gesund- 
heitliche Gesamtsituation einer Bevölkerung 
wider und nicht nur die Sterblichkeitsverhält- 
nisse. Hierfür werden Befragungsdaten zu ge- 
sundheitlichen Einschränkungen herangezogen. 
Auf Grund abweichender Erhebungs- und Be- 
rechnungsmethoden sind Ergebnisse verschie- 
dener Quellen nur bedingt vergleichbar, ln der 
Tendenz verzeichnen aber jene Länder mit ei- 
ner sehr hohen Lebenserwartung auch die grö- 
ßeren Anteile an gesunden Lebensjahren. 


Aktuelle Daten von Eurostat zeigen: Männer ab 
dem 65. Lebensjahr können im Durchschnitt 
noch weitere 6,2 Jahre und Frauen 6,6 Jahre ohne 
dauerhafte gesundheitliche Einschränkungen le- 
ben. 

Die gesundheitliche Situation und die Leistungs- 
fähigkeit eines Menschen lassen sich immer we- 
niger allein am kalendarischen Alter ablesen. 
Während früher bereits 65-Jährige sowohl in der 
Selbst- als auch in der Fremdwahmehmung als 
„alt“ empfunden wurden, ist dies heute eher die 
Ausnahme. Gleichzeitig ist das Alter als Lebens- 
phase vielfältiger geworden, weil es sich über ei- 
nen immer längeren Zeitraum erstreckt. Alters- 
forscher sprechen heute von einem dritten und 
vierten Lebensalter. 67- Jährige lassen sich in 


Die gesunden Le- 
bensjahre ab dem 
Alter 65 nehmen 
beständig zu. 
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Die Migration hat 
einen demografi- 
schen Verjüngungs- 
effekt zur Folge. 


puncto „Gesundheitszustand“ und „Leistungsfä- 
higkeit“ kaum mit 90- Jährigen vergleiehen. Das 
dritte Lebensalter, welehes etwa mit 60 Jahren 
beginnt, ermöglieht heute ein größeres Maß an 
sozialer Teilhabe. Diese Altersphase wird wegen 
des verbesserten Gesundheitszustandes der älter 
werdenden Mensehen immer länger. Damit ver- 
sehiebt sieh aueh der Beginn des vierten Lebens- 
alters. 

Analysen der Entwieklung zeigen: Der größte 
Beitrag für den Anstieg der (ferneren) Lebenser- 
wartung basiert auf den stark abnehmenden Ster- 
berisiken im höheren Alter. Aueh zukünftig be- 
steht hier das größte Potenzial. Studien zum 
Einfluss von sozioökonomisehen und Lebensstil- 
faktoren belegen, dass verhaltensbezogene Ein- 
flussfaktoren über Jahre bzw. Jahrzehnte hinweg 
auf die Gesundheit wirken und zu einem wesent- 
liehen Teil die Länge, aber aueh die Qualität un- 
serer Lebenszeit bestimmen. 

Migration 

Eine dritte Determinante, welehe die Zusammen- 
setzung einer Bevölkerung beeinflusst, sind ne- 
ben der Entwieklung der Sterbliehkeit und der 
Geburtenzahlen Wandemngsbewegungen. Die 
grenzübersehreitenden Zu- und Fortzüge trugen 
in Deutsehland in den vergangenen Jahrzehnten 
zum Zuwaehs der Bevölkerung insgesamt bei 
und hatten einen demografisehen Verjüngungsef- 
fekt zur Folge. Mittlerweile weist jeder fünfte 
Bürger einen Migrationshintergrund^ im weite- 
ren Sinne auf Zwar konnte die Migration die de- 
mografisehe Alterung nieht ausgleiehen, deren 
Dynamik jedoeh erheblieh verlangsamen. Dabei 
waren sowohl die positiven Wanderungssalden 
als aueh die relativ jüngere Altersstruktur der 
Migranten sowie ihr Geburtenverhalten von Be- 
deutung. Die relativ jüngere Altersstruktur zeigt 
sieh ansehaulieh im derzeitigen Durehsehnittsal- 
ter: Während dieses Alter, d. h. der Durehsehnitt 
von Neugeborenen bis zu Hoehbetagten, bei die- 
ser Bevölkerungsgruppe 2009 bei knapp 35 Jah- 
ren lag, belief es sieh für die Bevölkerungs- 
gruppe ohne Migrationshintergrund auf fast 
46 Jahre, also rund elf Jahre mehr. 

2.2 Die künftige Entwickiung der 
Bevöikerungsstruktur 

Mit Ausnahme der 1970er und 1980er Jahre ist 
die Bevölkerungszahl in Deutsehland bis etwa 


^ Zu den Menschen mit Migrationshintergrund zählen in der 
Abgrenzung des Mikrozensus alle nach 1949 auf das heu- 
tige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewander- 
ten sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und 
alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumin- 
dest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutsch- 
land geborenen Eltemteil. 


zur Jahrtausendwende fast durchgängig gewach- 
sen. Der Anstieg resultierte insbesondere aus der 
Nettozuwanderung sowie der höheren Lebenser- 
wartung. Im Jahr 2002 wurde für Deufschland 
der bisher höchsfe Bevölkerungsbestand mit 
82,54 Millionen Menschen erreicht. Seither ist 
ein Rückgang zu beobachten. Im Jahr 2030 wird 
eine Einwohnerzahl von ca. 79 Millionen erwar- 
tet.3 Die Zahl der 20- bis 64-Jährigen wird laut 
dieser Prognose um 6,3 Millionen sinken und die 
Zahl der über 64-Jährigen um 5,5 Millionen an- 
steigen. Damit zeigt sich: Zur mittel- und lang- 
fristigen Herausforderung wird neben der 
Schrumpfung die besonders schnelle demografi- 
sche Alterung der Bevölkerung zählen. 

Während im Jahr 1960 in Deutschland ca. 
8,5 Millionen Menschen (zwölf Prozent der Be- 
völkerung) das 65. Lebensjahr erreicht oder 
überschritten hatten, trifft dies gegenwärtig mit 
16,8 Millionen bereits auf knapp 21 Prozent der 
Einwohner, d. h. auf gut jeden Fünften zu. Im 
gleichen Zeitraum ist der Anteil der Menschen 
unterhalb von 20 Jahren von 28 Prozent auf gut 
1 8 Prozent gesunken und der Anteil der Hochalt- 
rigen (85 Jahre und älter) um über das Fünffache 
auf mittlerweile 2,3 Prozent an der Gesamtbevöl- 
kerung angestiegen. Heute leben bereits mehr 
Personen über 65 Jahre in Deutschland als Jün- 
gere im Alter bis unter 20 Jahren. Der demografi- 
sche Wandel ist also kein Szenario, welches 
Deutschland erst in ferner Zukunft erwartet. Die 
Veränderung des Altersaufbaus der Bevölkerung 
isf bereifs in vollem Gange und sefzf sich künftig 
beschleunigt fort (vgl. Abbildung 2-1). Im Jahr 
2030 werden bereits viele der geburtenstarken 
Jahrgänge der so genannten „Baby-Boomer-Ge- 
neration“ von der Erwerbstätigkeit in die Ruhe- 
standsphase gewechselt sein. 28 Prozent der Be- 
völkerung sind dann 65 Jahre oder älter, ln 
absoluten Zahlen entspricht dies 22,3 Millionen 
Bürgerinnen und Bürgern. Der Anteil der Hoch- 
altrigen wird sich gegenüber heute mit über vier 
Prozent noch einmal fast verdoppelt haben, wäh- 
rend sich der Anteil der unter 20-Jährigen auf 
knapp 17 Prozent reduzieren wird. 

Die Alterung der Bevölkerung wird sich noch 
etwa bis zum Jahr 2045 fortsetzen und dabei eine 
verhältnismäßig starke Dynamik aufweisen. Bis 
zum Jahr 2060 werden dann nur noch geringe 
Veränderungen in der relativen Gewichtung der 
jeweiligen Altersgruppe erwartet. Einzig der An- 
teil der Hochaltrigen wird sich weiter deutlich er- 
höhen. Die zukünftige Alterung der Bevölkerung 
ist damit zu großen Teilen bereits in der heutigen 
Altersstruktur angelegt. 


^ Im Folgenden wird sich durchgängig auf die Ergebnisse 
der Variante 1-W2 der 12. koordinierten Bevölkerungsvo- 
rausberechnung bezogen. 


Im Jahr 2010 leben 
bereits mehr Perso- 
nen über 65 Jahre 
in Dentschland als 
Jüngere im Alter 
bis nnter 20 Jah- 
ren. 
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Abbildung 2-1 

Bevölkerungsbestände (in Tausend) in Deutschland nach Einzelalter und Zugehörigkeit 
zur jeweiligen Geburtskohorte für die Jahre 1960, 2009, 2030, 2060 



Quelle: Statistisches Bundesamt. Für die Jahre 2030 und 2060 basieren die Bevölkerungsbestände auf der 12. koordinierten Be- 
völkerungsvorausberechnung (Variante 1-W2) des Statistischen Bundesamtes. 


Durchschnittsalter 

Der demografische Alterungsprozess in Deutsch- 
land ist nicht erst ein Phänomen der Gegenwart. 
Seit Ende der 1960er Jahre ist das Durchschnitts- 
alter der Bevölkerung von rund 36 Jahren auf 
rund 44 Jahre angestiegen, d. h. um etwa 20 Pro- 
zent. Ein nahezu linearer Anstieg zeigt sich seit 
Anfang der 1970er Jahre. Im Jahr 2030 wird das 
durchschnittliche Alter der Bevölkerung in 
Deutschland bei knapp 48 Jahren liegen. Das be- 
deutet, gegenüber dem heutigen Stand entspricht 
dies einer nochmaligen Zunahme um weitere 
4 Jahre bzw. um etwa 9 Prozent. 

Altenquotient 

Eine weitere Größe zur Beschreibung der demo- 
grafischen Entwicklung ist der Altenquotient. 
Ihm kommt hinsichtlich der nachhaltigen Finan- 
zierbarkeit der Alterssicherungssysteme eine be- 
sonders hohe Bedeutung zu. Der Altenquotient 


beschreibt das Verhältnis der Bevölkerung im 
Alter von 20 bis 64 Jahren zu den Menschen im 
Alter von 65 Jahren und älter. 

Mit Ausnahme der 1980er Jahre ist der Alten- 
quotient in den vergangenen Jahrzehnten konti- 
nuierlich angestiegen. Während im Jahr 1960 nur 
19 Personen im Alter oberhalb von 64 Jahren 
100 Personen im Alter zwischen 20 und 64 Jah- 
ren gegenüberstanden, sind es gegenwärtig be- 
reits 34. Dies entspricht einer Steigerung um 
etwa 80 Prozent. Bis 2030 wird sich der Alten- 
quotient nochmals erheblich erhöhen und einen 
Wert von voraussichtlich 51 erreichen. Bis zum 
Jahr 2060 wird eine weitere Zunahme auf 63 pro- 
gnostiziert. Das bedeutet, auf 100 Menschen im 
Alter von 20 bis 64 Jahren kommen 63 Personen 
im Alter über 64 Jahre. 

Im Vergleich mit dem Durchschnitt der EU-27 
und OECD- Staaten ist Deutschland stärker von 
der Verschiebung der relativen Gewichte der bei- 
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den Altersgruppen betroffen. In diesem Länder- 
vergleieh weist Deutsehland zusammen mit Ja- 
pan und Italien das ungünstigste Verhältnis der 
20- bis 64-Jährigen zu den 65-Jährigen und Älte- 
ren auf 

2.3 Rückwirkung der demografischen 
Entwickiung auf das Erwerbs- 
personenpotenziai 

Die demografisehe Entwieklung hat erhebliehe 
Auswirkungen auf das zukünftige Erwerbsperso- 
nenpotenzial. Da die Bevölkerung insgesamt al- 
tert, werden aueh die Erwerbspersonen im 
Durehsehnitt immer älter. Der demografisehe 
Wandel beeinflusst sowohl die absolute Größe 
des Erwerbspersonenpotenzials als aueh seine 
Zusammensetzung. 

Infobox 2-2 

Das Konzept des Erwerbspersonenpotenzials 


Das Erwerbspersonenpotenzial ist ein Maß für 
das im Inland zur Verfügung stehende Arbeits- 
kräfteangebot. Es setzt sieh zusammen aus den 
im Inland Erwerbstätigen, den Erwerbslosen 
(nieht erwerbstätige Personen, die aktiv naeh 
einer Tätigkeit gesueht haben und sie innerhalb 
von zwei Woehen aufnehmen könnten) und ei- 
ner gesehätzten Zahl von statistiseh nieht er- 
fassten Personen, die dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen könnten (der so genannten 
Stillen Reserve). 

Erwerbstätige und Erwerbslose werden als 
Erwerbspersonen bezeiehnet. Die Zahl der 
Erwerbspersonen in Relation zur Gesamtbevöl- 
kerung der gleiehen Altersgruppe ist die Er- 
werbsquote. Sie bezieht sieh sowohl auf die 
realisierte als aueh auf eine mögliehe Arbeits- 
marktbeteiligung und entsprieht damit einem 
Potenzialkonzept, aueh wenn sie die Stille Re- 
serve (für die keine amtliehen Daten vorliegen) 
nieht beinhaltet. Die Erwerbsquote, in der die 
Erwerbspersonen auf die Bevölkerung bezogen 
werden, ist für die Interpretation der Erwerbs- 
beteiligung von Personen im erwerbsfähigen 
Alter hilfreieh, erlaubt aber keinen eindeutigen 
Rüeksehluss auf die realisierte Erwerbstätig- 
keit. Diese wird mit geeigneten Kennzahlen, 
z. B. der Erwerbstätigenquote, bei der die tat- 
säehlieh Erwerbstätigen auf die Bevölkerung 
bezogen werden, in Kapitel 4 besehrieben. 


Bereits ab dem Jahr 2012 wird sieh die Alters- 
gruppe der 20- bis 64-Jährigen spürbar verrin- 


gern. Bis zum Jahr 2030 reduziert sieh, ausge- 
hend von einem aktuellen Bestand von 
49,7 Millionen, die Zahl der Mensehen im Alter 
zwisehen 20 und 64 Jahren um 6,3 Millionen. 
Vergrößert man die Altersgruppe bis dahin um 
zwei auf 66 Jahre, wird der Rüekgang hingegen 
etwa 2,6 Millionen geringer ausfallen. 

Vom Rüekgang des Bevölkerungsbestandes im 
erwerbsfähigen Alter sind die Altersgruppen un- 
tersehiedlieh betroffen. Die heute stark besetzten 
„Baby-Boomer“-Jahrgänge im mittleren und hö- 
heren erwerbsfähigen Alter werden im Jahr 2030 
zu einem großen Teil bereits im Ruhestandsalter 
sein (vgl. Abbildung 2-1). Auf Grund der dras- 
tiseh gesunkenen Geburtenzahlen seit Ende der 
1960er Jahre wird sieh die Zahl der Mensehen in 
der Altersgruppe der 35- bis 59-Jährigen bis zum 
Jahr 2030 um 5,5 Millionen reduzieren. Das 
niedrige Geburtenverhalten ist aueh für den 
Rüekgang um 2,4 Millionen Mensehen in der Al- 
tersgruppe der 20- bis 34-Jährigen verantwort- 
lieh (vgl. Abbildung 2-2). Umgekehrt sorgt das 
stete Erreiehen der „Baby-Boomer“ -Generation 
von höheren Altersstufen dafür, dass die Zahl der 
60- bis 64-Jährigen im Jahr 2030 gegenüber 
heute um 1,6 Millionen zunehmen wird. 

Zukünftig wird eine sinkende Anzahl von er- 
werbstätigen Personen, die zudem im Dureh- 
sehnitt immer älter werden, für ihren eigenen und 
den Lebensunterhalt einer waehsenden Anzahl 
von Mensehen im Ruhestand aufkommen müs- 
sen. Die Frage, wie genau sieh das Zahlenver- 
hältnis von Erwerbstätigen zu Älteren darstellen 
wird, hängt entseheidend von der zukünftigen al- 
tersspezifisehen Erwerbsbeteiligung ab. Der Ef- 
fekt des demografiebedingten Rüekgangs des Er- 
werbspersonenpotenzials lässt sieh mittelfristig 
kompensieren und langfristig dämpfen, wenn die 
Erwerbsbeteiligung erhöht wird. 

Dass ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung mög- 
lieh ist, zeigt eine längere Rüeksehau, aber vor 
allem der Bliek auf die letzten Jahre. Die Er- 
werbsquote, welehe die Relation der Erwerbstäti- 
gen und Erwerbslosen im Verhältnis zur Bevöl- 
kerung im jeweiligen Alter besehreibt, hat sieh 
kontinuierlieh verändert. Zwisehen 2005 und 
2009 nahm die Zahl der Erwerbspersonen von 
41,2 Millionen auf 41,9 Millionen zu. Dabei zei- 
gen sieh deutliehe Untersehiede naeh Alters- 
gruppe und Gesehleeht. Die Erwerbsquote der 
20- bis 54-Jährigen hat sieh in diesem Zeitraum 
von 84,3 Prozent auf 85,0 Prozent erhöht. Der 
Anstieg betrug bei den Frauen in dieser Alters- 
gruppe 1,9 Prozentpunkte, während die Erwerbs- 
quote der Männer nahezu unverändert blieb (vgl. 
Tabelle 2-1). 


Zukünftig wird 
eine sinkende An- 
zahl von erwerbstä- 
tigen Personen, die 
zudem im Durch- 
schnitt immer älter 
werden, für ihren 
eigenen und den 
Lebensunterhalt 
einer wachsenden 
Anzahl von Men- 
schen im Ruhe- 
stand aufkommen 
müssen. 
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Die Beteiligung von 
Kranen nnd Älte- 
ren am Erwerbsle- 
ben ist in den letz- 
ten Jahren dentlich 
gestiegen. 


Abbildung 2-2 


Altersspezifische Bevölkerungsbestände in Deutschland im erwerbsfähigen Alter 
(20 bis 64 Jahre) in den Jahren 2010 und 2030 


-6,3 Mio. im Alter 20-64 



2010 2030 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (Variante 1-W2). 


Tabelle 2-1 


Erwerbsquoten für ausgewählte Altersgruppen und Kalenderjahre 

(in Prozent) 



20-54 

55-59 

60-64 


Männer 

Frauen 

Gesamt 

Männer 

Frauen 

Gesamt 

Männer 

Frauen 

Gesamt 

2005 

90,9 

77,5 

84,2 

82,0 

64,4 

73,2 

40,6 

22,9 

31,6 

2006 

91,1 

78,7 

85,0 

82,0 

65,6 

73,7 

42,3 

24,4 

33,2 

2007 

91,2 

79,0 

85,1 

82,7 

66,7 

74,6 

45,1 

27,4 

36,1 

2008 

90,9 

79,0 

85,0 

83,3 

67,5 

75,2 

46,6 

29,4 

37,8 

2009 

90,6 

79,3 

85,0 

83,7 

68,8 

76,2 

50,5 

32,8 

41,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 


Die stärksten Veränderungen zeigen sich jedoch 
in der Gruppe der Älteren. So stieg die Erwerbs- 
quote der 55- bis 59-Jährigen seit 2005 um 
1,7 Prozentpunkte auf 83,7 Prozent bei den Män- 
nern und um 4,4 Prozentpunkte auf 68,8 Prozent 
bei den Frauen. Bei der Altersgruppe 60 bis 
64 Jahre ist der Zuwachs der Erwerbsquote noch 
deutlicher: Sie stieg zwischen 2005 und 2009 für 
Männer und Frauen gleichermaßen um 9,9 Pro- 
zentpunkte auf 50,5 Prozent bzw. 32,8 Prozent. 

Die Beteiligung von Frauen und Älteren am Er- 
werbsleben ist in den letzten Jahren also deutlich 
gestiegen. Ein weiterer Ausbau ihrer Erwerbsbe- 
teiligung ist möglich, wenn sich Arbeitsmarkt 
und Untemehmenspolitik stärker an den lebens- 
phasenspezifischen Anforderungen dieser Grup- 
pen orientieren. Der demografisch bedingte 
Rückgang des Arbeitskräfteangebots stellt die 


Frage nach der Deckung des branchenspezifi- 
schen und gesamtwirtschaftlichen Arbeitskräfte- 
bedarfs zunehmend in den Mittelpunkt der Auf- 
merksamkeit. Es droht ein Arbeitskräftemangel, 
der je nach Branche, Qualifikation und Region in 
Deutschland unterschiedlich ausfallen wird. 

2.4 Gesamtwirtschaftliche Auswir- 
kungen des demografischen 
Wandels 

2.4.1 Demografie und Wachstum 

Gut ausgebildete Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer machen Unternehmen innovativ und 
leistungstähig und stärken dadurch den deut- 
schen Wirtschaftsstandort. Eine hohe Arbeitspro- 
duktivität und das technische Know-how der 
Fachkräfte bilden das Fundament, auf dem der 
wirtschaftliche und soziale Wohlstand in unse- 
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rem Land beruht. Ein Rückgang des Erwerbsper- 
sonenpotenzials kann die Attraktivität des Stand- 
orts Deutschland für in- und ausländische 
Unternehmen beeinträchtigen und negative Fol- 
gen für Wohlsfand und soziale Sicherung haben. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung wird 
durch viele unterschiedliche Komponenten be- 
stimmt. Faktoren wie die Arbeitsproduktivität^ 
die Spar- und Investitionsquote, das Konsumver- 
halten oder die Entwicklung des technischen 
Fortschritts wirken aufeinander ein und bedingen 
sich gegenseitig. Dem demografischen Wandel 
kommt ein ganz grundsätzlicher gesamtwirt- 
schaftlicher Effekt zu: Ohne Änderung weiterer 
Rahmenbedingungen wirkt er als Wachstums- 
bremse, weil die Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alfer sinkt und künftig weniger Personen weni- 
ger Güter und Dienstleistungen produzieren. 
Hinzu kommt, dass die Erwerbstätigen im 
Durchschnitt immer älter werden. Ihre Produkti- 
vität hängt maßgeblich von Investitionen in ihre 
Arbeitsfähigkeit ab. 

Einer Minderung der Produktionsleistung und 
damit des Wohlstandsniveaus durch einen Rück- 
gang der Erwerbstätigen kann grundsätzlich 
durch eine höhere Arbeitsproduktivität entgegen- 
gewirkt werden. Denn wenn es gelingt, dass 
weniger Köpfe mehr produzieren, kann das 
quantitative Arbeitsergebnis rechnerisch gleich 
bleiben. Ein Rückgang der Zahl der Arbeitskräfte 
geht nicht zwangsläufig mit einer Abnahme der 
Wirtschaftsleistung einher. Die Wirtschaftsleis- 
tung verläuft bei entsprechendem Produktivitäts- 
zuwachs nicht synchron mit dem Rückgang der 
Zahl der Erwerbstätigen, sondern kann sogar 
noch steigen. 

Allerdings sind Produktivitätssteigerungen schon 
deshalb erforderlich, um im internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können. Tritt neben den 
Rückgang der Erwerbstätigen noch ein Zuwachs 
der Personen im Ruhestand, wie dies in Deutsch- 
land der Fall sein wird, ist die Entwicklung der 
Wirtschaftsleistung pro Kopf der Bevölkerung 
und damit der Wohlstand für alle im günsfigsfen 
Fall gedämpft oder nimmt sogar ab. 

Hinzu kommt, dass der anhaltende strukturelle 
Wandel von der Industrie- hin zur Dienstleis- 
tungsgesellschaft die wirtschaftliche Aktivität in 
Bereiche verschiebt, in denen fortgesetzte 
Produktivitätssteigerungen tendenziell weniger 
leicht erzielt werden können. Eine höhere Ar- 
beitsproduktivität bedeutet mehr Investitionen in 
das Anlagevermögen der Betriebe und in die 
Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter. Investitionen werden aber nur dort getätigt. 


Die Arbeitsproduktivität bezeichnet die Wirtschaftsleis- 
tung, die von einer Person bzw. in einer Arbeitsstunde er- 
bracht wird. 


wo wachsende Märkte erwartet werden. So gese- 
hen entsteht neben der demografischen Entwick- 
lung auch noch von einer anderen Seite her ein 
wachstumshemmendes Moment: Weniger Ar- 
beitskräfte bedeuten auch insgesamt weniger Ar- 
beitseinkommen und damit weniger Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen im Inland. 

Produktivitätssteigerungen alleine genügen da- 
her nicht als Antwort auf die kommende demo- 
grafische Entwicklung. Verschiebt sich die Al- 
tersstruktur der Bevölkerung derart, wie dies in 
Deutschland der Fall sein wird, kann ein Rück- 
gang der Arbeitskräfte bei gleichzeitigem Zu- 
wachs der Personen im Ruhestand nicht ohne 
Folgen für die Wohlsfandsentwicklung bleiben, 
denn auch die Alterseinkommen der Rentnerin- 
nen und Rentner müssen erwirtschaftet werden. 
Ökonomisch gibt es zur Ausweitung der Er- 
werbsbeteiligung, insbesondere der Älteren, nur 
die Alternative, die Beiträge zu erhöhen oder die 
Renten zu kürzen. 

ln erster Linie bedeutet dies eine weitere Akti- 
vierung der derzeit nicht Erwerbstätigen in den 
jüngeren Altersgruppen sowie von Frauen und 
Arbeitslosen. Um dem drohenden Arbeitskräfte- 
mangel wirksam zu begegnen, ist dieses Poten- 
zial jedoch zu gering. Hinzu kommen muss eine 
steigende Erwerbsbeteiligung der Älteren. Ihre 
Aktivierung ist unter zwei Gesichtspunkten be- 
sonders effektiv: Zum einen wird das Erwerbs- 
personenpotenzial erhöht, wodurch der drohende 
Arbeitskräftemangel begrenzt wird. Zum ande- 
ren sinkt die Zahl der Personen im Ruhestand, 
die auf die Wirtschaftsleistung der Erwerbstäti- 
gen angewiesen sind. 

2.4.2 Arbeitsproduktivität äiterer 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

Die zentrale Frage lautet daher: Welche Spiel- 
räume für Produktivifäfssfeigerungen besfehen 
angesichts alternder Belegschaften und könnte 
die Produktivität auf Grund der demografischen 
Entwicklung sogar sinken? Für Letzteres gibt es 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zwar keinen 
eindeutigen Beleg. Allerdings ist es denkbar, 
dass sich ein aus sinkenden Erwerbstätigenzah- 
len resultierendes geringeres Wirtschaftswachs- 
tum dämpfend auf die Produktivität auswirkt. 
Umgekehrt wirken könnte wiederum die Tatsa- 
che, dass die knapper werdende Ressource Ar- 
beit gerade deshalb produktiver eingesetzt wird, 
weil sie knapper wird. Eindeutige Erkenntnisse 
liegen hierzu nicht vor. 

Dass Ältere weniger leistungsfähig seien als Jün- 
gere, isf ein weif verbreifefes Vorurfeil. Zwar 
lässf die physische Leistungsfähigkeif im Alfer 
auf Grund verschiedener Einflussfakforen grund- 
säfzlich nach. Dies bedeutef jedoch nicht auto- 


Versehiebt sich die 
Altersstruktur der 
Bevölkerung der- 
art, wie dies in 
Deutschland der 
Fall sein wird, kann 
ein Rückgang der 
Arbeitskräfte bei 
gleichzeitigem Zu- 
wachs der Perso- 
nen im Rnhestand 
nieht ohne Folgen 
für die Wohlstands- 
entwieklung blei- 
ben. 


Dass Ältere weni- 
ger leistungsfähig 
seien als Jüngere, 
ist ein weit verbrei- 
tetes Vornrteil. 



Für die weit ver- 
breitete Meinung, 
dass die Arbeitspro- 
duktivität auf 
Grund eines höhe- 
ren Alters der Be- 
schäftigten sinken 
muss, gibt es keine 
wissenschaftliche 
Evidenz. 
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matisch, dass Ältere weniger produktiv sind. 
Denn für die Produktivität der Erwerbstätigen ist 
nicht nur die physische Leistungsfähigkeit ent- 
scheidend, sondern auch ihre kognitiven und so- 
zialen Fähigkeiten. Nachlassenden motorischen 
und sensorischen Fertigkeiten sowie einer mögli- 
cherweise verlangsamten Anpassungsfähigkeit 
der Älteren stehen Erfahmngswissen und soziale 
Kompetenzen gegenüber. Kontinuierliche Wei- 
terbildungsmaßnahmen, die über den gesamten 
Erwerbsverlauf verfolgt werden, und regelmä- 
ßige Tätigkeitswechsel können dazu beitragen, 
die produktive Arbeitsfähigkeit auch im höheren 
Erwerbsalter auf einem hohen Niveau zu erhal- 
ten. 

Positiv wirken auch eine alle Altersgruppen um- 
fassende betriebliche Gesundheitsförderung und 
Prävention sowie das regelmäßige Training der 
kognitiven Fähigkeiten der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Bei einer entsprechenden Untemeh- 
menspolitik können sich die Stärken der Älteren 
im Zusammenspiel mit den kognitiven und phy- 
sischen Stärken der Jüngeren positiv auf die Pro- 
duktivität auswirken. Für die weit verbreitete 
Meinung, dass die Arbeitsproduktivität auf 
Grund eines höheren Alters der Beschäftigten 
sinken muss, gibt es keine wissenschaftliche Evi- 
denz. 

Auch mit einem älter werdenden Erwerbsperso- 
nenpotenzial lassen sich somit Produktivitäts- 
fortschritte erzielen. Voraussetzung ist, dass sich 
die Arbeitsorganisation auf die spezifischen Fä- 
higkeiten Jüngerer und Älterer ausrichtet und die 
demografische Entwicklung zu einer alters- und 
altemsgerechten Arbeitsgestaltung in den Betrie- 
ben genutzt wird. Darüber hinaus hängt die Ar- 
beitsproduktivität ganz entscheidend von der 
Qualifikation der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer ab. Bildung und Qualifizierang sind 
die wichtigsten Voraussetzungen für Produktivi- 
tät und Wachstum. Hochgradig leistungsfähige 
Volkswirtschaften basieren in zunehmendem 
Maße auf Wissen, welches angesichts der rasan- 
ten technologischen Entwicklung einer ständigen 
Aktualisiemng und Weiterentwicklung bedarf 
Veraltet Wissen dagegen, drohen eine abneh- 
mende Innovationsfähigkeit und schließlich Pro- 
dukti vitäts einbuß en. 

ln Deutschland rekmtierten die Arbeitgeber ak- 
tuelles Wissen bisher vorrangig durch junge 
Nachwuchskräfte, die gerade ihre Ausbildung 
beendeten. Die demografische Entwicklung ver- 
langt ein Umdenken. Um ihre Produktivität zu 
halten, werden Arbeitgeber künftig über den ge- 
samten Erwerbsverlauf hinweg in den Erhalt ei- 
ner produktiven Beschäftigung ihrer Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer investieren müssen 
(vgl. Kapitel 5). 


2.5 Die Bedeutung der demografischen 
Entwickiung für die gesetziiche 
Rentenversicherung 

2.5.1 Rentenbezugsdauer und 
-finanzierung 

Die demografische Entwicklung wird erhebliche 
Auswirkungen auf die umlagefinanzierte gesetz- 
liche Rentenversicherung haben, weil sich das 
Verhältnis von Beitragszahlerinnen und Beitrags- 
zahlem zu Rentnerinnen und Rentnern in den 
kommenden Jahrzehnten deutlich verschieben 
wird. 

Infobox 2-3 

Finanzierung der gesetzlichen Renten- 
versicherung im Umlageverfahren 


Mit Erlass des „Gesetzes betreffend die Invali- 
ditäts- und Altersversichemng“ am 22. Juni 
1889 wurde die gesetzliche Rentenversichemng 
zunächst als kapitalgedecktes Alterssicherangs- 
system gegründet. Bereits um 1900 wurde das 
Finanzierangsverfahren in ein Anwartschafts- 
deckungsverfahren umgewandelt. Im Rahmen 
der Rentenreform im Jahr 1957 wurden die 
Renten um durchschnittlich 60 Prozent erhöht. 
Mit der gleichzeitig eingeführten Lohndynamik 
wurde so die gesetzliche Rente von einer Über- 
lebenshilfe zu einer Lebensstandardsicherung 
umgebaut. Heute wird die gesetzliche Renten- 
versicherung im Umlageverfahren finanziert. 
Das Umlageverfahren ist dadurch gekennzeich- 
net, dass die jeweils erwerbstätigen Generatio- 
nen die Leistungen der Rentnerinnen und Rent- 
ner unmittelbar finanzieren. Es finden keine 
individuell zurechenbaren kollektiven Spar- 
und Entsparprozesse statt, wie dies bei kapital- 
gedeckten Formen der Altersvorsorge der Fall 
ist. Die Einnahmen und Ausgaben eines be- 
stimmten Zeitraums sind äquivalent. Abgese- 
hen von einer Nachhaltigkeitsreserve in Höhe 
von 0,2 bis 1,5 Monatsausgaben werden keine 
Beitragsmittel am Kapitalmarkt angelegt. 


Die damit verbundenen Herausforderungen für 
die finanzielle Tragfähigkeit und die nachhaltige 
Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung sind jedoch nicht neu. Bereits seit den 
1960er Jahren hat sich das Verhältnis von aktiv 
Versicherten zu Rentnerinnen und Rentnern mas- 
siv verschoben. Während im Jahr 1962 noch fast 
vier aktiv Versicherte auf eine Versichertenrente 
kamen, sank dieses Verhältnis bis Anfang der 
1990er Jahre auf rund 2,3 zu 1 ab. Auch nach der 
Wiedervereinigung ist das Verhältnis von aktiv 
Versicherten zu Versichertenrenten von 2,4 im 
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Jahr 1992 bis auf 1,8 im Jahr 2008 weiter zu- 
rüekgegangen (vgl. Tabelle 2-2). 


Die durchschnitt- 
liche Rentenhe- 
zugsdauer hat sich 
in den letzten fünf 
Jahrzehnten na- 
hezn verdoppelt. 


Die Anzahl der aktiv Versieherten hat in der Ver- 
gangenheit zwar stetig zugenommen, dennoch ist 
die Anzahl der Versichertenrenten weitaus dyna- 
mischer angestiegen. Jede einzelne Rente muss 
von einer immer geringeren Anzahl an Versi- 
cherten finanziert werden. Neben der gestiege- 
nen Lebenserwartung hat hierzu die in der Ver- 
gangenheit zu beobachtende Tendenz zum 
vorgezogenen Rentenzugang beigetragen. Die 
durchschnittliche Rentenbezugsdauer hat sich in 
den letzten fünf Jahrzehnten von 9,9 Jahren im 
Jahr 1960 auf 18,2 Jahre im Jahr 2009 nahezu 
verdoppelt (vgl. Tabelle 2-3). 


Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung sind nicht nur aufgrund des Anstiegs der ab- 
soluten Zahl der Renten gewachsen, sondern vor 
allem wegen der verlängerten Rentenbezugszei- 
ten. Über viele Jahrzehnte wurde dieser Entwick- 
lung im Wesentlichen durch die Anhebung des 
Beitragssatzes zur Rentenversicherung begegnet. 
Der Beitragssatz stieg von 14 Prozent im Jahr 
1958 bis auf über 20 Prozent im Jahr 1997 an. 
Seit Beginn der 1990er Jahre wurden tiefgrei- 
fende Strukturreformen eingeleitet, um den Bei- 
tragssatzanstieg zu begrenzen und die finanzielle 
Tragfähigkeit der Rentenversicherung nachhaltig 
zu sichern. 


Tabelle 2-2 

Entwicklung der aktiv Versicherten und des Rentenbestands im Zeitverlauf 

(in Tausend) 



aktiv Versicherte 

Rentenbestand 

Reiation 

Versicherte zu 
Renten 

1962 

18.612 

4.722 

3,9 

1970 

19.568 

6.017 

3,3 

1980 

21.570 

8.038 

2,7 

1990 

24.128 

10.369 

2,3 

1992 

32.495 

13.695 

2,4 

2000 

33.830 

17.232 

2,0 

2008 

35.009 

18.957 

1,8 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung. Bis 1990 alte Bundesländer, danach Deutschland. 
Versichertenrenten 


Tabelle 2-3 


Entwicklung der durchschnittlichen Rentenbezugsdauer (in Jahren) 
von Versichertenrenten 



Insgesamt 

Männer 

Frauen 

1960 

9,9 

9,6 

10,6 

1970 

11,1 

10,3 

12,7 

1980 

12,1 

11,0 

13,8 

1990 

15,4 

13,9 

17,2 

1995 

15,8 

13,6 

18,2 

2001 

16,3 

13,8 

18,9 

2009 

18,2 

15,8 

20,6 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung. Bis 1990 alte Bundesländer, danach Deutschland. 
Die Rentenbezugsdauer ist jeweils als Querschnitt berechnet. 





Drucksache 17/3814 


16 - Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


2.5.2 Anpassung der Altersgrenzen 

Mit der Rentenreform von 1972 wurde der Ren- 
teneintritt im Alter von 63 Jahren für viele Versi- 
eherte ermöglieht. Weitere gesetzliehe, tarifliehe 
und betriebliehe Regelungen sorgten in den fol- 
genden Jahren dafür, dass das tatsächliehe Ren- 
teneintrittsalter immer weiter sank. Die damals 
populäre Politik der Frühverrentung hat jedoch 
das anvisierte Ziel des Abbaus der Arbeitslosig- 
keit nie erreicht und die Finanzen der gesetzli- 
chen Rentenversicherung erheblich belastet. Ihr 
fatales Ergebnis war, dass der vorzeitige Austritt 
aus dem Erwerbsleben sowohl von den Unter- 
nehmen als auch von den älteren Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmern selbst zunehmend als 
Normalität begriffen wurde und vielfach noch 
wird. Die vielerorts noch vorherrschenden Vorur- 
teile über eine angeblich geringere Leistungsfä- 
higkeit Älterer müssen deshalb aus heutiger Sicht 
auch als Folge gesellschaftlicher Fehlentscheidun- 
gen in der Vergangenheit gewertet werden. 

Anfang der 1990er Jahre wurden u. a. mit dem 
Rentenreformgesetz 1992 die Altersgrenzen für 
vorgezogene Altersrenten langfristig auf die Re- 
gelaltersgrenze von 65 Jahren angehoben und der 
vorzeitige Rentenbezug wurde mit rentenrechtli- 
chen Abschlägen belegt. Diese Entscheidung 
stellte eine Kehrtwende in der Rentenpolitik dar. 

Die Abschläge, die im Rentenreformgesetz 1992 
als wesentliche Maßnahme zur Abkehr von der 
Frühverrentungspolitik beschlossen wurden, sind 
im Zusammenhang mit der längeren Rentenbe- 
zugsdauer bei vorgezogenem Rentenbezug zu se- 


hen. Sie wurden unter der Maßgabe festgelegt, 
dass innerhalb der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung langfristig Kostenneutralität bei vorgezoge- 
nem Altersrentenbezug gewährleistet ist, so dass 
weder für Beitragszahlerinnen und Beitragszah- 
ler noch für Rentnerinnen und Rentner Vor- oder 
Nachteile durch das Vorziehen des Rentenein- 
tritts entstehen. Die Abschläge gleichen die ins- 
gesamt höheren Rentenleistungen aus, die ent- 
stünden, wenn auf Grund des vorgezogenen 
Rentenbezugs über einen längeren Zeitraum eine 
abschlagsfreie Rente ausgezahlt würde. Mit der 
Anhebung der Altersgrenzen und der Einführung 
der Abschläge hat die Erwerbsneigung Älterer 
zugenommen und ist das durchschnittliche Ren- 
tenzugangsalter um über ein Jahr gestiegen. 


Die in den letzten Jahren zu beobachtende Sta- 
gnation des Anstiegs des Rentenzugangsalters ist 
hingegen in erster Linie demografisch bedingt. 
Die schwach besetzten Endkriegs- und Nach- 
kriegskohorten erreichen gegenwärtig die Regel- 
altersgrenze, wodurch die Anzahl der Zugänge 
dieser Altersgruppen geringer ausfällt. Dieser 
Kohorteneffekt führt dazu, dass sich das durch- 
schnittliche Zugangsalter vorübergehend auf ei- 
nem gleichbleibenden Niveau einpendelt. Mit 
dem Herauswachsen der schwach besetzten Ko- 
horten in den kommenden Jahren wird sich die- 
ser Effekt auflösen, so dass das durchschnittliche 
Zugangsalter dann wieder ansteigen wird. 

Trotz der Erhöhung des durchschnittlichen Zu- 
gangsalters ist der Änteil der Rentenzugänge mit 
Abschlägen in den vergangenen Jahren gestiegen 
(vgl. Tabelle 2-4). Die Ursache dafür liegt in ver- 


Die Versicherten 
sollen auch künftig 
individuell und vor 
dem Hintergrund 
ihrer persönlichen 
Lebensumstände 
entscheiden kön- 
nen, ob sie vorzeitig 
in Rente gehen 
oder ihren Renten- 
zugang bis zur Re- 
gelaltersgrenze 
aufschieben. 


Tabelle 2-4 

Zugangsalter, Anteil der Renten mit Abschlägen (in Prozent) und Abschlagsmonate 
von Altersrenten in den Jahren 1997 bis 2009 



durchschnittliches 

Zugangsalter 

Anteil der Zugänge 
mit Abschlägen 

Durchschnittliche Anzahl der 
Abschlagsmonate von 
Zugängen mit Abschlägen 

1997 

62,1 

0,3 

5,9 

1998 

62,2 

1,4 

15,7 

1999 

62,2 

3,3 

24,1 

2000 

62,3 

14,6 

14,0 

2001 

62,4 

30,9 

21,6 

2002 

62,7 

32,4 

29,7 

2003 

62,9 

33,8 

34,7 

2004 

63,1 

38,0 

39,1 

2005 

63,2 

41,4 

39,0 

2006 

63,2 

40,3 

37,8 

2007 

63,1 

45,9 

38,4 

2008 

63,2 

46,6 

38,3 

2009 

63,2 

45,3 

39,4 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung. 
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schiedenen Übergangsregelungen bei der Anhe- 
bung der Altersgrenzen und der Einführung der 
Abschläge. Mittlerweile sind diese Übergangsre- 
gelungen weitgehend ausgelaufen. Die Alters- 
rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Alters- 
teilzeitarbeit sowie die Altersrente für Frauen 
können nur noch von Versicherfen der Geburfs- 
jahrgänge bis einschließlich 1951 in Anspruch 
genommen werden. Für Frauen besfehf damif 
noch bis zum Jahr 2011 die Möglichkeit, mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres in Rente zu ge- 
hen. Die Möglichkeit für langjährig Versicherfe, 
d. h. für Versicherte mit mindestens 35 Jahren 
rentenrechtlicher Zeiten, ab dem vollendeten 
63. Lebensjahr vorzeitig in Rente zu gehen, 
wurde hingegen bewusst erhalten. Die Versicher- 
ten sollen auch künftig individuell und vor dem 
Hintergrund ihrer persönlichen Lebensumstände 
entscheiden können, ob sie vorzeitig in Rente ge- 
hen oder mit 67 Jahren die Regelaltersrente in 
Anspruch nehmen. Möglichkeiten einer weiter- 
gehenden Flexibilisierung der Übergänge, ein- 
schließlich der Möglichkeiten von Teilzeitarbeit, 
Teilrente, und die vorzeitige Inanspruchnahme 
einer Rente vor Vollendung des 63. Lebensjahres 
wird die Bundesregierung prüfen. 

Das veränderte Rentenzugangsverhalten hat in 
den letzten Jahren zu einem deutlichen Zu- 
wachs der Beschäftigung Älterer geführt. Dies 
ist eine der Ursachen, weshalb der Anteil der 
Rentenzugänge aus versicherungspflichtiger Be- 
schäftigung (inklusive Altersteilzeitbeschäftig- 
ter und Vorruhestandsgeldbeziehem) seit dem 


Jahr 2000 um etwa sieben Prozentpunkte zu- 
genommen hat und nunmehr bei über einem 
Drittel aller Altersrentenzugänge liegt. Auch die 
Altersstruktur der Rentenzugänge aus versiche- 
rungspflichtiger Beschäftigung hat sich deutlich 
nach oben verschoben: Gingen im Jahr 2000 nur 
rund zehn Prozent von diesen mit 65 Jahren in 
Rente, waren es 2009 bereits knapp 30 Prozent 
(vgl. Abbildung 2-3). 

Der Anteil der Altersrentenzugänge aus Arbeits- 
losigkeit ist von über 25 Prozent im Jahr 2000 
um etwa neun Prozentpunkte auf 16,6 Prozent im 
Jahr 2009 gesunken (vgl. Tabelle 2-5). Hingegen 
ist der Anteil der Rentenzugänge aus passiver 
Versicherung^ seit dem Jahr 2000 mit etwa einem 
Drittel fast unverändert geblieben. Seit dem Jahr 
2007 entspricht die Anzahl der Altersrentenzu- 
gänge aus versicherungspflichtiger Beschäfti- 
gung etwa der Anzahl der Rentenzugänge aus 
der bis dahin stärksten Zugangsgruppe, den pas- 
siv Versicherten. Im Jahr 2009 war die Anzahl 
der Zugänge aus versicherungspflichtiger Be- 
schäftigung zum ersten Mal höher. 


^ Passiv Versicherte sind Personen, die nicht aus einem akti- 
ven Versicherungsverhältnis (etwa einer soziaiversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung) heraus in Rente gehen. 
Dies sind z. B. Beamte oder Selbständige, die aus einer 
früheren versicherungspflichtigen Beschäftigung geringe 
Ansprüche gegenüber der Rentenversicherung haben, oder 
oftmals auch Frauen, die nach der Kindererziehung keine 
Erwerbstätigkeit mehr aufgenommen haben. 


Abbildung 2-3 

Anteil der Altersrentenzugänge aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
in eine Regelaltersrente (in Prozent) 



Quelle: Deutsche Rentenversicherung. 



Durch die Beitrags- 
satzobergrenzen 
wird gewährleistet, 
dass die Beitrags- 
zahler nicht über- 
fordert werden. 
Diesen Obergren- 
zen steht ein Min- 
destsicherungsni- 
veau vor Steuern 
für die Verlässlich- 
keit der Leistungen 
gegenüber. 
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Tabelle 2-5 

Anteile der Altersrentenzugänge nach dem Versicherungsstatus am 31. Dezemher 

des Jahres vor Rentenzugang 


Rentenzugänge aus 


versicherungs- 

pflichtiger 

Beschäftigung 

sonstigen aktiven 
Versicherungs- 
verhältnissen 

Arbeitslosigkeit 

passiver 

Versicherung 

2000 

28,7 

14,9 

25,7 

30,7 

2001 

30,9 

14,9 

22,0 

32,3 

2002 

32,0 

14,8 

19,6 

33,6 

2003 

31,5 

14,8 

19,4 

34,3 

2004 

29,9 

14,4 

19,1 

36,6 

2005 

27,9 

14,1 

21,8 

36,2 

2006 

30,0 

12,6 

19,2 

38,2 

2007 

33,5 

12,4 

20,6 

33,6 

2008 

32,9 

12,4 

21,7 

32,9 

2009 

36,1 

13,3 

16,6 

34,0 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung. 

inklusive Altersteilzeitbeschäftigte und Vorruhestandsgeldempfanger 
2) geringfügig Beschäftigte, Handwerker, Publizisten, Selbständige 

Ohne Nullrenten und ohne Renten nach Artikel 2 RÜG. Ab Berichtsjahr 2006 Mehrfachnennungen möglich; vorher Zuordnung 
nach Priorität. Ab Berichtsjahr 2006 pauschale Korrektur der „sonstigen aktiven Versicherungsverhältnisse“. 


2.5.3 Beitragssatz- und Niveau- 
sicherungsgrenzen 

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden mit dem Al- 
tersvermögensergänzungsgesetz und dem RV- 
Naehhaltigkeitsgesetz wiehtige rentenpolitisehe 
Maßnahmen umgesetzt, um die finanzielle Trag- 
fähigkeit und die naehhaltige Leistungsfähigkeit 
der gesetzliehen Rentenversieherung zu siehem 
und sie zukunftsfest weiterzuentwickeln. 

Politisches Ziel war es, die Folgen der demogra- 
fischen Veränderungen gerecht auf Jung und Alt 
zu verteilen. Umgesetzt wurde dieses Ziel durch 
die gesetzliche Festlegung von Beitragssatzober- 
grenzen und eines Mindestsicherungsniveaus. 
Durch die Beitragssatzobergrenzen von 20 Pro- 
zent bis zum Jahr 2020 und von 22 Prozent bis 
zum Jahr 2030 wird gewährleistet, dass die Bei- 
tragszahler nicht überfordert werden. Diesen 
Obergrenzen steht ein Sicherungsniveau vor 
Steuern von mindestens 46 Prozent bis 2020 und 
von mindestens 43 Prozent bis 2030 gegenüber. 
Auf diese Weise bleiben die Verlässlichkeit und 
die nachhaltige Leistungsfähigkeit der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhalten. Die Begrenzung 
des Beitragssatzanstiegs ist trotz des zunehmend 
ungünstigeren Verhältnisses von Beitragszahlen- 
den zu Rentenempfängern möglich, weil dieses 
Verhältnis in der Rentenanpassungsformel vor al- 
lem im Nachhaltigkeitsfaktor berücksichtigt 
wird. Im Ergebnis steigen die Renten weniger 
stark als die Löhne, über die sie finanziert werden. 


Im Umlageverfahren müssen Einnahmen und 
Ausgaben grundsätzlich gleich hoch ausfallen. 
Beitragssatz und Leistungsniveau hängen somit 
zusammen. Daher können die Obergrenzen für 
die Beitragssatzentwicklung und die Untergren- 
zen für die Sicherungsniveauentwicklung nicht 
isoliert betrachtet werden. Sie bilden vielmehr 
eine Einheit und müssen deshalb aufeinander ab- 
gestimmt sein. 

Infobox 2-4 

Sicherungsniveau vor Steuern 

Das Sicherungsniveau vor Steuern beschreibt 
das standardisierte Leistungsniveau der gesetz- 
lichen Rentenversicherung. Es ist definiert als 
das Verhältnis von Standardrente zu Durch- 
schnittsentgelt, wobei die durchschnittlichen 
Sozialbeiträge von den jeweiligen Brutto werten 
abgezogen werden. Eine Standardrente ent- 
spricht einer Rente, die nach 45-jährigem 
Durchschnittsverdienst erworben wird. Infolge 
der stufenweisen Einführung der nachgelager- 
ten Besteuerung der Alterseinkünfte hat jedes 
Rentenzugangsjahr eine individuelle Steuerbe- 
lastung. Da deshalb eine einheitliche Besteue- 
rung aller Rentenzugangsjahrgänge nicht mehr 
bestimmt werden kann, werden die geleisteten 
Steuern weder bei der Standardrente noch beim 
Durchschnittsentgelt berücksichtigt. 
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Nach den aktuellen Modellreehnungen der Bun- 
desregierung zur Entwicklung der Rentenfinan- 
zen werden die gesetzlichen Beitragssatzober- 
grenzen und das Mindestsicherungsniveau trotz 
der Finanz- und Wirtschaftskrise im vergangenen 
Jahr eingehalten. Der Beitragssatz übersteigt die 
Obergrenze von 20 Prozent voraussichtlich erst 
im Jahr 2021 und liegt im Jahr 2030 mit 22 Pro- 
zent auf der dann geltenden Obergrenze. Das Si- 
cherungsniveau vor Steuern unterschreitet die 
Grenze von 46 Prozent erst im Jahr 2025 und 
bleibt mit 44,5 Prozent im Jahr 2030 deutlich 
über der Grenze von 43 Prozent (vgl. Abbil- 
dung 2-4). 

Die Beitragssatz- 
obergrenzen sowie 
das Mindestsiehe- 
rungsniveau sind 
Elemente des 
Grnndsatzes der 
Generationenge- 
rechtigkeit. 

Die Wahrung der Generationengerechtigkeit ist 
auch der Grund, weshalb der Gesetzgeber einen 
Anstieg des Beitragssatzes auf 22 Prozent als 
tragbar und ein Sicherungsniveau oberhalb von 
43 Prozent bis 2030 als ausreichend betrachtet 
hat. Ein dauerhaftes Sicherungsniveau vor Steu- 
ern von 46 Prozent würde ab dem Jahr 2025 über 
das geltende Recht hinausgehende Rentenerhö- 
hungen erfordern. Bereits im Jahr 2030 müssten 
die Rentenwerte dann gegenüber dem geltenden 
Anpassungsmechanismus um rund 3,4 Prozent 
höher ausfallen. ln der gesetzlichen Rentenversi- 


Die Beitragssatzobergrenzen sowie das Mindest- 
sicherungsniveau sind Elemente des Grundsatzes 
der Generationengerechtigkeit. Gemeinsam ge- 
währleisten sie, dass die Rentnerinnen und Rent- 
ner auch künftig auf sichere Renten vertrauen 
können, ohne die jungen Generationen durch ihre 
Beiträge zur Alterssicherung zu überfordem. 


cherung entstünde hierdurch ein erheblicher zu- 
sätzlicher Finanzbedarf, der sich nach heutigen 
Werten bis zum Jahr 2030 auf knapp acht Mil- 
liarden Euro jährlich belaufen würde. Dies ent- 
spricht einer Beitragssatzerhöhung um gut 
0,7 Prozentpunkte, die eine Verletzung der Bei- 
tragssatzobergrenze bedeuten würde. Auch eine 
anderweitige Aufbringung dieser Mittel ginge zu 
Lasten der Jüngeren und würde das Ziel einer ge- 
rechten Verteilung der Folgewirkungen der de- 
mografischen Entwicklung zwischen den Gene- 
rationen gefährden. 


Der Rückgang des Sicherungsniveaus vor Steu- 
ern verdeutlicht, dass die gesetzliche Rente zu- 
künftig alleine nicht mehr ausreichen wird, um 
den Lebensstandard des Erwerbslebens im Alter 
aufrecht zu erhalten. Der Gesetzgeber hat mit 
den Reformmaßnahmen der vergangenen Jahre 
sowie mit einer erheblichen staatlichen Förde- 
rung der zusätzlichen betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge die entsprechenden Weichenstel- 
lungen für die Modernisierung des Alterssiche- 
rungssystems als Ganzem vorgenommen. Damit 
wurde auf die sich wandelnden demografischen, 
aber auch ökonomischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen wirksam reagiert. Das Ver- 
sorgungsniveau vor Steuern unter Berücksichti- 
gung der Leistungen aus einer Riester-Rente 
bleibt langfristig nahezu konstant. Das heißt: Die 
Lebensstandardsicherung im Alter ist auch künf- 
tig auf dem heutigen Niveau gewährleistet, wenn 
die Möglichkeiten zur geförderten zusätzlichen 
Altersvorsorge wahrgenommen werden. 


Das Versorgungs- 
niveau vor Steuern 
unter Berücksichti- 
gung der Leistnn- 
gen aus einer 
Riester-Rente 
bleibt langfristig 
nahezn konstant. 


Abbildung 2-4 

Entwicklung des Sicherungsniveaus vor Steuern der gesetzlichen Rentenversicherung sowie des 
Versorgungsniveaus vor Steuern einschließlich Riester-Rente für Rentenzugänge 



2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022 2024 2026 2028 2030 
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2.5.4 Anhebung der Altersgrenze auf 
67 Jahre 


Erst für die heute 
46-Jährigen und 
Jüngeren wird die 
Regelaltersgrenze 
von 67 Jahren gel- 
ten. Dies ist ab dem 
Jahr 2029 der Fall. 


Die Bundesregierung hat mit dem RV-Alters- 
grenzenanpassungsgesetz im Jahr 2007 die An- 
hebung der Altersgrenze auf 67 Jahre beschlos- 
sen. Die Anhebung beginnt im Jahr 2012 und 
erfolgt schrittweise über einen Zeitraum von ins- 
gesamt 18 Jahren. Damit haben alle Beteiligten, 
insbesondere die Beschäftigten und die Arbeitge- 
ber, ausreichend Zeit, sich auf die veränderten 
Rahmenbedingungen einzustellen. Ab dem Jahr 
2012 können Versicherte des Geburtsjahrgangs 
1 947 nicht mehr mit 65 Jahren, sondern erst mit 
65 Jahren und einem Monat eine Regelalters- 
rente beziehen (vgl. Tabelle 2-6). ln den Folge- 
jahren erhöht sich die Altersgrenze um jeweils 
einen Monat pro Geburtsjahrgang. Ab Jahrgang 
1958 ist eine Altersgrenze von 66 Jahren er- 
reicht. Für die folgenden Jahrgänge wird die Al- 
tersgrenze um jeweils zwei Monate pro Geburts- 
jahrgang erhöht, so dass die Altersgrenze von 
67 Jahren ab dem Jahrgang 1964 gilt. Erst für die 
heute 46-Jährigen und Jüngeren wird die Regel- 
altersgrenze von 67 Jahren gelten. Dies ist ab 


Tabelle 2-6 


dem Jahr 2029 der Fall. Diese Regelungen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung wurden wir- 
kungsgleich auf die Alterssicherung der Land- 
wirte übertragen. 

Die Möglichkeit, vorzeitig in Rente zu gehen, 
wird auch künftig erhalten bleiben: Versicherte 
mit mindestens 35 Jahren rentenrechtlicher Zei- 
ten können weiterhin ab 63 Jahren in Rente 
gehen, müssen dafür jedoch entsprechende 
Abschläge in Kauf nehmen. Die Anzahl der Ab- 
schlagsmonate steigt bei einem Rentenzugang 
mit 63 Jahren parallel zur Regelaltersgrenze an. 

Für besonders langjährig Versicherte, die min- 
destens 45 Jahre lang versicherungspflichtig er- 
werbstätig waren, Kinder erzogen oder Angehö- 
rige gepflegt haben, wurde eine neue Rentenart 
geschaffen. Sie können auch weiterhin mit 
65 Jahren ohne Abschläge in Rente gehen. Auch 
die Altersgrenze für die Rente für schwerbehin- 
derte Menschen wird von heute 63 Jahren schritt- 
weise um zwei Jahre auf 65 Jahre angehoben. 
Die Altersgrenze für den vorgezogenen Renten- 
bezug wird dabei von 60 auf 62 Jahre erhöht. 


Altersgrenzen nach geltendem Recht 


Geburts- 

jahrgang 

Regelaiters* 

rente 

Altersrente 
(AR) für 
besonders 
langjährig 
Versicherte 

AR für 

langjährig Versicherte 

AR für 

schwerbehinderte 

Menschen 

abschlags- 

frei 

abschlags- 

frei 

ab- 

schlags- 

frei 

vorzeitiger 

Bezug ab 

ab- 

schlags- 

frei 

vorzeitiger 

Bezug ab 

Alter 

Jafir/Monat 

Alter 

Janr/Monel 

Alter 

Janr/Monat 

Alter 

JahrTMonat 

Abschlag 
in % 

Alter 

JahrTMonat 

Alter 

jahr/Mor%at 

Abschlag 
in % 

1945 

65 


65 

63 

7,2 

63 

60 

10.8 

1946 

65 


65 

63 

7.2 

63 

60 

10.8 

1947 

65/1 

65 

65 

63 

7.2 

63 

60 

10.8 

1948 

65/2 

65 

65 

63 

7,2 

63 

60 

10,8 

1/1949 

65/3 

65 

65/1 

63 

7.5 

63 

60 

10.8 

2/1949 

65/3 

65 

65/2 

63 

7.8 

63 

60 

10,8 

3-12/1949 

65/3 

65 

65/3 

63 

8,1 

63 

60 

10.8 

1950 

65/4 

65 

65/4 

63 

8.4 

63 

60 

10,8 

1951 

65/5 

65 

65/5 

63 

8,7 

63 

60 

10,8 

01/1952 


65 


63 

9 

63/1 

60/1 

10,8 

02/1952 


65 


63 

9 


mm 

10,8 

03/1952 


65 


63 

9 


mm 

10.8 

04/1952 


65 


63 

9 

63/4 

60/4 

10.8 

05/1952 

65/6 

65 

65/6 

63 

9 

63/5 

60/5 

10,8 

06-12/1952 

65/6 

65 

65/6 

63 

9 

63/6 

60/6 

10.8 

1953 

65/7 

65 

65/7 

63 

9,3 

63/7 

60/7 

10,8 

1954 

65/8 

65 

65/8 

63 

9.6 

63/8 

60/8 

10,8 

1955 

65/9 

65 

65/9 

63 

9,9 

63/9 

60/9 

10,8 

1956 

65/10 

65 


63 

10,2 

63/10 


10.8 

1957 

65/11 

65 


63 

10,5 

63/11 

■diMW 

10.8 

1958 

66 

65 

66 

63 

10,8 

64 

61 

10,8 

1959 

66/2 

65 

66/2 

63 

11,4 

64/2 


10.8 

1960 

66/4 

65 

66/4 

63 

12 

64/4 

61/4 

10.8 

1961 

66,6 

65 

66/6 

63 

12,6 

64/6 

61/6 

10.8 


66/8 

65 

66/8 

63 

13,2 

64/8 

61/8 

10.8 

1963 

66/10 

65 

66/10 

63 

13,8 

64/10 

61/10 

10,8 

1964 

67 

65 

67 

63 

14,4 

65 

62 

10,8 


Ohne Übergangsregelnngen. 
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Die Anhebung der 
Altersgrenzen führt 
zu einem höheren 
Sicherungsniveau 
und gleichzeitig zu 
einem geringeren 
Beitragssatz als bei 
einer Beibehaltung 
der Altersgrenzen. 


Die Anhebung der Regelaltersgrenze auf 
67 Jahre entlastet den Beitragssatz im Jahr 2030 
um 0,5 Prozentpunkte. Auch dadurch wird ge- 
währleistet, dass die Beitragssatzobergrenze von 
22 Prozent eingehalten werden kann. Trotz des 
geringeren Beitragssatzes fallt das Sicherungsni- 
veau vor Steuern wegen des Mechanismus der 
Anpassungsformel um rund 0,6 Prozentpunkte 
höher aus. Dies ist zum einen die unmittelbare 
Folge des geringeren Beitragssatzes, der sich er- 
höhend auf die Rentenanpassungen auswirkt. 
Zum anderen wird sich die Rentenanpassung 
durch das günstigere Verhältnis von Beitragszah- 


lerinnen und Beitragszahlem zu Rentnerinnen 
und Rentnern über den Nachhaltigkeitsfaktor in 
der Rentenanpassungsformel zusätzlich erhö- 
hen. Die Anhebung der Altersgrenzen führt also 
zu einem höheren Sicherungsniveau und gleich- 
zeitig zu einem geringeren Beitragssatz. Insge- 
samt haben die rentenpolitischen Reformen der 
vergangenen zwei Jahrzehnte die gesetzliche 
Rentenversicherung gut für die künftigen He- 
rausforderungen gerüstet. Dies wird Deutschland 
regelmäßig durch internationale Organisationen 
wie die OECD oder die Europäische Kommis- 
sion bescheinigt. 


Infobox 2-5 


Übersicht über die wesentlichen Regelnngen bei der Anhebnng der Altersgrenze 


Regelaltersgrenze: Die Regelaltersgrenze wird von 2012 an, beginnend mit dem Jahrgang 1947, 
bis zum Jahr 2029 stufenweise auf 67 Jahre angehoben. Die Stufen der Anhebung betragen zunächst 
einen Monat pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 65 auf 66 Jahre) und dann ab Jahrgang 1959 zwei 
Monate pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 66 auf 67 Jahre). 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte: Mit Beginn der stufenweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze zum 1. Januar 2012 wird für besonders langjährig Versicherte eine neue Alters- 
rente eingeführt. Anspruch auf einen abschlagsfreien Renteneintritt mit 65 Jahren haben Versi- 
cherte, die mindestens 45 Jahre mit Pflichtbeiträgen aus Beschäftigung, selbständiger Tätigkeit und 
Pflege sowie Zeiten der Kindererziehung bis zum zehnten Lebensjahr des Kindes erreichen. Diese 
Altersrente für besonders langjährig Versicherte kann nicht vorzeitig in Anspruch genommen wer- 
den. 

Altersrente für langjährig Versicherte: Die Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrenfe für 
langjährig Versicherte wird stufenweise von 65 auf 67 Jahre angehoben. Die vorzeitige Inanspruch- 
nahme dieser Altersrente soll wie bisher frühestens mit 63 Jahren möglich sein. Die Inanspruch- 
nahme dieser vorgezogenen Altersrente mit 63 Jahren, vier Jahre vor der Möglichkeit des abschlags- 
freien Bezugs, ist mit einem Rentenabschlag von 14,4 Prozent verbunden. 

Altersrente für schwerbehinderte Menschen: Die Altersgrenze für eine abschlagsfreie Alfers- 
renfe für schwerbehinderte Menschen wird stufenweise von 63 auf 65 Jahre angehoben. Die Alters- 
grenze für die vorzeifige Inanspruchnahme dieser Rente wird von 60 auf 62 Jahre angehoben. Damit 
verbleibt es bei einem maximalen Abschlag in Höhe von 10,8 Prozent bei einer frühestmöglichen 
Inanspruchnahme drei Jahre vor dem abschlagsfreien Bezug. 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit: Das Referenzalter für die Berechnung von Ab- 
schlägen bei Inanspruchnahme einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder einer Hinter- 
bliebenenrente wird auf 65 Jahre angehoben. Für Versicherte mit 35 Pflichtbeitragsjahren verbleibt 
es bei dem bisherigen Referenzalter von 63 Jahren. Ab 2024 gilt dieses Referenzalter nur noch für 
erwerbsgeminderte Versicherte, die 40 Pflichtbeitragsjahre nachweisen können. Als Pflichtbeitrags- 
jahre gelten dieselben Zeiten wie bei der Altersrente für besonders langjährig Versicherte. 

Große Witwenrente nnd Witwerrente: Die Altersgrenze für diese Rente wird um zwei Jahre auf 
das 47. Lebensjahr heraufgesetzt. 

Renten für knappschaftlich Versicherte: Die Anhebung der Altersgrenzen um zwei Jahre wird 
auf den Bereich des Bergbaus übertragen. 
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In ganz Europa 
stellt der demogra- 
fische Wandel ge- 
sellschaftliche 
Strukturen und ins- 
hesondere die 
Alterssicherung vor 
einen beträchtli- 
chen Handlungshe- 
darf. 


2.6 Der demografische Wandel in 
internationaler Perspektive 

Die Verschiebung der Altersstruktur ist kein 
deutsches Phänomen, sondern ist in vielen Län- 
dern zu beobachten, ln ganz Europa stellt der de- 
mografische Wandel gesellschaftliche Strukturen 
und insbesondere die Alterssicherung vor einen 
beträchtlichen Handlungsbedarf. Ein Blick auf 
die Alterssicherungssysteme in der Europäischen 
Union (EU) zeigt, dass in vielen europäischen 
Ländern bereits in den letzten zehn bis 15 Jahren 
als Reaktion auf alternde Bevölkerungen weitrei- 
chende Reformen vorgenommen wurden. Der 
Reformdruck ist dabei in den einzelnen Mitglied- 
staaten ungleich ausgeprägt. Ursache hierfür ist 
die unterschiedliche Geschwindigkeit der Bevöl- 
kerungsalterung. Gemeinsamer Grundgedanke ist 
es, die Beschäftigung Älterer zu steigern und ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Beitragszah- 
lungen und Beitragsleistungen herzustellen. Als 
Ergebnis der Reformbemühungen ist das tatsäch- 
liche Renteneintrittsalter in jüngster Zeit europa- 
weit gestiegen. Die Spanne der in der EU recht 
weit auseinander liegenden Altersgrenzen für eine 
Regelaltersrente hat sich deutlich verringert. 

Angesichts der mittel- bis langfristig nicht zu 
verändernden demografischen Entwicklung und 
des damit verbundenen Aspekts der Finanzie- 


rungsfähigkeit der Alterssicherungssysteme so- 
wie einer möglichen Arbeitskräfteverknappung 
wird aktuell in mehreren Mitgliedstaaten eine 
weitere Anhebung der Altersgrenzen diskutiert, 
ln Spanien sehen die Regierungspläne eine An- 
hebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre vor. 
Auch in den Niederlanden wird über eine Erhö- 
hung der Regelaltersgrenze diskutiert. Dort ha- 
ben die Sozialpartner der Regierung empfohlen, 
die Regelaltersgrenze auf 66 Jahre im Jahr 2015 
zu erhöhen und bei Bedarf im Jahr 2025 eine 
weitere Erhöhung vorzunehmen. Auch in Polen 
und Italien finden aktuell Debatten über eine An- 
hebung der allgemeinen Altersgrenzen für das 
gesetzliche Renteneintrittsalter sowie ein Anglei- 
chen der Altersgrenzen für Männer und Frauen 
statt. Ebenso steht die Abschaffung verschiede- 
ner Sondersysteme zur Diskussion. 

Im Vereinigten Königreich wird diskutiert, die 
bereits beschlossene Ältersgrenzenanhebung auf 
68 Jahre bis zum Jahr 2046 in einem ersten 
Schritt um zehn Jahre vorzuziehen und bereits 
bis 2016 ein gesetzliches Renteneintrittsalter von 
66 Jahren zu erreichen. Dänemark und Irland ha- 
ben bereits Altersgrenzen für die gesetzliche Re- 
gelaltersrente verabschiedet, die über der Grenze 
von 65 Jahren liegen. Weitere Länder, die aktuell 
Reformmaßnahmen diskutieren bzw. umsetzen, 
sind in Tabelle 2-7 aufgelistet. 


Tabelle 2-7 

Derzeitige Regelaltersgrenze und bereits gesetzgeberisch umgesetzte bzw. diskutierte Verände- 
rung der Regelaltersgrenze in ausgewählten europäischen Ländern (Angabe in Jahren) 


Land 

gesetzgeberische 
Regelaltersgrenze in 2009 

durchschnittliche 
Alter bei 

Erwerbsaustritt 

gesetzgeberische Regel- 
altersgrenze nach Umsetzung 
derzeitig bekannter bzw. 
diskutierter Refoimmaßnahmen 


Männer 

Frauen 

Gesamt 

Männer 

Frauen 

Dänemark 

65 

65 

61,3* 

67+** 

67+** 

Deutschland 

65 

65 

61,7* 

67 

67 

Estland 

63 

61 

62, r 

65 

65 

Finnland 

63-68 

63-68 

61,8“ 

65-68 

65-68 

Frankreich 

60-65 

60-65 

61,6“ 

62-65 

62-65 

Griechenland 

65 

60 

61,4* 

65 

65 

Irland 

65 

65 

641 *** 

68 

68 

Litauen 

63 

60 

59,9** 

65 

65 

Malta 

61 

60 

59,8* 

65 

65 

Niederlande 

65 

65 

63,2* 

(67) 

(67) 

Österreich 

65 

60 

60,9** 

65 

65 

Rumänien 

64 

59 

55,5* 

65 

65 

Schweden 

61-67* 

61-67* 

64,6“ 

61-67* 

61-67* 

Slowakische 

Republik 

62 

59 

58,7** 

62 

62 

Slowenien 

63 

61 

59,8*** 

(65) 

(63) 

Spanien 

65 

65 

63,7“ 

(67) 

(67) 

Tschechische 

Republik 

62 

61 

60,6* 

65 

65(1) 

Ungarn 

62 

62 


65 

65 

Verei nigtes 
Königreich 

65 

60 

63,1* 

68 

68 


Quelle: Europäische Kommission, Joint Report on Pensions (2010) und amtliche Statistiken der jeweiligen Länder. 

° - 2009; * - 2008; ** - 2007; *** - 2006; # - Schweden hat ein flexibles Renteneintrittsalter ab 61 Jahren. Die Rentenhöhe 
wird allerdings mit der Orientierung am Konzept der durchschnittlichen Lebenserwartung eines Neugeborenen zum Zeitpunkt 
des beginnenden Ruhestands berechnet; ## - Anhebung des Rentenalters wird darüber hinaus am Anstieg der durchschnittli- 
chen Lebenserwartung eines Neugeborenen berechnet; (1) für Frauen mit bis zu einem Kind. Angabe zum derzeitigen tatsäch- 
lichen Renteneintrittsalter beruht auf nationalen Angaben. 




Das in Deutschland 
gewählte Modell 
der schrittweisen 
Altersgrenzenanhe- 
hung gibt frühzei- 
tig den Anstoß, die 
Arbeitsbedingun- 
gen demografiefest 
auszurichten und 
jeder und jedem 
Einzelnen ausrei- 
chend Zeit, die ei- 
gene Lebenspla- 
nung entsprechend 
auszurichten. 
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Im Grünbuch, einem Diskussions- und Konsulta- 
tionsdokument der Europäisehen Kommission, 
werden die Anhebung der Regelaltersgrenze 
bzw. des faktisehen Renteneintrittsalters sowie 
die Verlängerung der Lebensarbeitszeit europa- 
weit als eine geeignete Maßnahme zur Sieherung 
der Angemessenheit und Naehhaltigkeit von 
Renten angesehen. Das parallel verfolgte Ziel, 
nämlieh die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 
vor allem Älterer, steht im Einklang mit den Zie- 
len der Lissabon-2010- und der EU-2020-Strate- 
gie. Deutsehland hat eines der Lissabon-Ziele, 
nämlieh bis zum Jahr 2010 die Erwerbstätigen- 
quote der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer zwisehen 55 und 65 Jahren auf 50 Pro- 
zent zu steigern, bereits im Jahr 2007 erreieht. 
Die Erwerbstätigenquote Älterer hat sieh in den 
letzten Jahren weiter deutlieh erhöht - im Jahr 
2009 lag sie naeh Daten des europäisehen Statis- 
tikamtes bei 56,2 Prozent. Beispiele aus ver- 
sehiedenen Naehbarstaaten zeigen, dass eine 
weitere Steigerung der Erwerbstätigkeit Älterer 
maehbar ist. Länder wie die Sehweiz oder 
Sehweden verzeiehneten im Jahr 2009 Erwerbs- 
tätigenquoten der 55- bis unter 65-Jährigen von 
68 Prozent bzw. 70 Prozent. 

Die Strategien, die in den versehiedenen europäi- 
sehen Ländern zur Anhebung der Altersgrenzen 
in den Alterssieherungssystemen gewählt wur- 
den, lassen sieh grob in zwei Kategorien eintei- 
len: Einige Staaten haben sieh entsehieden, die 
Altersgrenzen sehr sehnell und in einem verhält- 
nismäßig kurzen Zeitraum anzuheben. Andere 
Staaten, zu denen aueh Deutsehland gehört, set- 
zen die Altersgrenzen in kleineren Sehritten und 
damit über einen längeren Zeitraum herauf Den- 
noeh verfolgt Deutsehland eine ganz besondere 
Philosophie: Die sehrittweise Anhebung der Re- 
gelaltersgrenze gesehieht in der gesetzliehen 
Rentenversieherung über den langen Zeitraum 
von 18 Jahren. Für die Geburtskohorten 1947 bis 
1958 bedeutet dies, dass sieh im Zeitraum zwi- 
sehen 2012 und 2023 für jeden Geburtsjahrgang 
der Renteneintritt lediglieh um einen einzigen 
Monat gegenüber dem vorherigen Geburtsjahr- 
gang naeh hinten versehiebt. Für die Geburtsko- 
horten 1959 bis 1964 in den Jahren 2024 bis 
2029 beträgt die Differenz dann zwei Monate. 
Die Rente mit 67 wirkt also erst für diejenigen, 
die heute 46 Jahre alt sind. Das in Deutsehland 
gewählte Modell gibt frühzeitig den Anstoß, die 
Arbeitsbedingungen demografiefest auszuriehten 
und jeder und jedem Einzelnen ausreiehend Zeit, 
die eigene Lebensplanung entspreehend auszu- 
riehten. Je früher die Anhebung des Rentenein- 
trittsalters beginnt, desto kleiner fallen die ein- 
zelnen Anhebungssehritte aus. Die sehrittweise 
Heraufsetzung der Regelaltersgrenze ist damit 
bereehenbar und verteilt sieh gleiehmäßig auf die 
versehiedenen Geburtsjahrgänge. 


Der demografische Wandel und seine 

Auswirkungen in Kürze: 

- Die Bevölkerung in Deutsehland sehrumpft 
und wird älter. Im Jahr 2030 ist mit einer 
Einwohnerzahl von nur noeh etwa 79 Mil- 
lionen Mensehen zu reehnen. Die Zahl der 
20- bis 64-Jährigen wird um über seehs Mil- 
lionen sinken, während die Zahl der über 
64-Jährigen um über fünf Millionen anstei- 
gen wird. 

- Die Ursaehen für die gravierenden demo- 
grafisehen Veränderungen liegen vor allem 
in den anhaltend niedrigen Geburtenraten 
sowie in einer steigenden Lebenserwartung. 
Dabei nimmt nieht nur die durehsehnittliehe 
Lebenserwartung eines Neugeborenen zu - 
aueh die durehsehnittliehe Lebenserwar- 
tung im fortgesehrittenen Alter ist noeh im 
Anstieg begriffen. Der Anteil der Lebens- 
jahre in vollständiger Gesundheit steigt 
ebenfalls. 

- Wiehtig dabei ist: Aueh eine älter werdende 
Bevölkerung kann Produktivitätsfort- 
sehritte erzielen, wenn Arbeitsorganisation 
und Arbeitsgestaltung in den Unternehmen 
auf die spezifisehen Fähigkeiten Jüngerer 
und Älterer ausgeriehtet werden. 

- Die Folgen der demografisehen Entwiek- 
lung sind gereeht auf alle Generationen zu 
verteilen. Die Anhebung der Regelalters- 
grenze in der gesetzliehen Rentenversiehe- 
rung auf 67 Jahre leistet hierfür einen wieh- 
tigen Beitrag. 

- Die Anhebung der Regelaltersgrenze entlas- 
tet den Beitragssatz im Jahr 2030 um 
0,5 Prozentpunkte. Sie gewährleistet, dass 
die Beitragssatzobergrenze von 22 Prozent 
eingehalten werden kann, und bewirkt, dass 
das Sieherungsniveau vor Steuern um rund 
0,6 Prozentpunkte höher ausfällt. 

- Aueh andere EU-Mitgliedstaaten haben be- 
reits eine Anhebung der Altersgrenzen be- 
sehlossen. In Deutsehland erfolgt die Anhe- 
bung der Regelaltersgrenze sehrittweise und 
erstreekt sieh über einen Zeitraum von 
18 Jahren. Erst für die heute 46- Jährigen 
und Jüngeren wird die Regelaltersgrenze 
von 67 Jahren gelten. 


3 Wirtschaftliche und soziale Lage 
älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

Die Darstellung der wirtsehaftliehen und so- 
zialen Lage älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erfolgt zunäehst anhand der Ein- 
kommens- und Vermögenssituation älterer Er- 
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werbstätiger. Da Einkommen und Vermögen we- 
sentlieh über die Handlungsoptionen der 
Bürgerinnen und Bürger in der Gesellsehaft und 
über ihre Teilhabeehaneen entseheiden, hat ihre 
Analyse ein besonderes Gewieht. Um ein noeh 
umfassenderes Bild geben zu können, werden 
zusätzlieh aueh die sozialen Beziehungen sowie 
die gesundheitliehe Situation älterer Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer untersueht. 


3.1 Wirtschaftliche Situation älterer 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

3.1.1 Einkommen 

Das Einkommen der Bevölkerung setzt sieh aus 
untersehiedliehen Komponenten zusammen. Die 
naehstehenden Ausführungen beziehen sieh im 
Wesentliehen auf zwei Datenquellen: Dureh die 
Meldungen der Arbeitgeber zur Sozialversiehe- 
rung (Arbeitgebermeldungen) verfügt die Deut- 
sehe Rentenversieherung über Informationen 
zum Einkommen aus sozialversieherungspflieh- 
tiger Erwerbstätigkeit bis zur Beitragsbemes- 
sungsgrenze^ als versieherungspfliehtiges 
Entgelt. Als zweite Datenquelle wird das Sozio- 
ökonomisehe Panel (SOEP) hinzugezogen. Da- 
bei handelt es sieh um eine repräsentative Perso- 
nenbefragung in Form eines Paneldesigns. Die 
aktuellsten Daten stammen aus der Befragung 
2008, die Einkommensdaten für das Jahr 2007 
liefert. Die hier vorgenommene Betraehtung 
stellt auf die Altersgruppe der 55- bis 64-Jähri- 
gen ab, denen die entspreehenden Werte der Al- 
tersgruppe der 20- bis 54-Jährigen gegenüber ge- 
stellt werden. 


^ Die Beitragsbemessungsgrenze betrug im Jahr 2008 in den 
alten Bundesländern 5 300 Euro und in den neuen Bun- 
desländern 4 500 Euro. Im Jahr 2010 liegt sie bei 5 500 
Euro bzw. 4 650 Euro. 


Ein Vergleieh der versieherungspfliehtigen Ent- 
gelte zeigt in der relativen Betraehtung, dass die 
durehsehnittliehen Jahresentgelte in der Alters- 
gruppe der 55- bis 64-Jährigen in der Vergangen- 
heit über jenen der Jüngeren lagen (vgl. Tabelle 
3-1). Die gesehleehtsspezifisehe Darstellung 
zeigt, dass dieses Ergebnis im Wesentliehen 
dureh die Männer bestimmt wird. Hebt man hin- 
gegen aussehließlieh auf Arbeitnehmerinnen ab, 
lagen die versieherungspfliehtigen Entgelte der 
Jüngeren im Jahr 2003 noeh höher als jene der 
über 54-Jährigen. Bis zum Jahr 2008 hat sieh das 
Verhältnis allerdings umgekehrt. 


Die durchschnittli- 
chen Entgelte in der 
Altersgruppe der 
55- his 64-Jährigen 
lagen in der Ver- 
gangenheit über je- 
nen der Jüngeren. 


Eine differenzierte Betraehtung der Entgelte der 
versieherungspfliehtig Besehäftigten naeh Ein- 
kommensklassen zeigt, dass Ältere häufiger in 
den höehsten Einkommensklassen vertreten sind 
als Jüngere (vgl. Tabelle 3-2). So ist im Jahr 
2008 der Anteil deijenigen, die über ein versi- 
eherungspfliehtiges Jahresentgelt von mehr als 
37 500 Euro verfügten, bei den 55- bis 64-Jähri- 
gen um fünf Prozentpunkte höher als bei den 
unter 55- Jährigen. Im Gegenzug verfügten 

38.3 Prozent der 55- bis 64-Jährigen über ein 
versieherungspfliehtiges Jahreseinkommen un- 
terhalb von 25 000 Euro im Vergleieh zu 

44.4 Prozent der Jüngeren. Im Zeitvergleieh der 
Jahre 2003 und 2008 ist in beiden betraehteten 
Altersgruppen ein Anstieg des Anteils in der 
höehsten Einkommensklasse festzustellen. 


Die Informationen aus den Daten der Deutsehen 
Rentenversieherung werden dureh die Auswer- 
tungen des SOEP für abhängig Besehäftigte be- 
stätigt. Hier zeigte sieh für die ausgewählten Ka- 
lenderjahre ebenfalls, dass das persönliehe 
Erwerbseinkommen im Zeitverlauf gestiegen ist 
und für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer über dem der Jüngeren lag. Das Erwerbsein- 
kommen für jüngere und ältere Besehäftigte hat 
sieh dabei untersehiedlieh entwiekelt. 


Für die Einsehätzung der wirtsehaftliehen Lage 
spielt nieht nur das persönliehe Erwerbseinkom- 


Tabelle 3-1 


Durchschnittliche versicherungspflichtige Entgelte der rentenversicherungspflichtig 
Beschäftigten (in Euro und Prozent des Durchschnitts = 100 Prozent) 



Insgesamt 

Frauen 

Männer 


2003 

2008 

2003 

2008 

2003 

2008 

Altersgruppe 

Euro 

% 

Euro 

% 

Euro 

% 

Euro 

% 

Euro 

% 

Euro 

% 

20 - 54 

25.867 

99,5% 

27.728 

99,2% 

20.957 

80,6% 

22.332 

79,9% 

29.710 

114,2% 

31.990 

114,5% 

55-64 

27.314 

105,0% 

29.506 

105,6% 

20.469 

78,7% 

22.945 

82,1% 

32.181 

123,7% 

34.693 

124,2% 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung. 

Anmerkung: Ohne Beschäftigungsentgelte für eine Berufsausbildung oder während Rentenbezugs oder einer Beschäftigung 
mit Entgelt in der Gleitzone oder Altersteilzeitbeschäftigung sowie ohne geringfügige Beschäftigung. 
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Tabelle 3-2 

Schichtung der hochgerechneten Jahresentgelte* der versicherungspflichtig Beschäftigten 

in den Jahren 2005 und 2008 


Alter 

Schichtung der hochgerechneten 
Jahresentgelte (in %) 

Jahr 

2005 

2008 

20 bis 54 Jahre 

unter 12.500 € 

10,6 

10,1 

12.500 € bis unter 25.000 € 

34,4 

33,8 

25.000 € bis unter 37.500 € 

31,1 

29,2 

37.500 € und mehr 

23,9 

26,9 

55 bis 64 Jahre 

unter 12.500 € 

9,8 

9,1 

12.500 € bis unter 25.000 € 

29,3 

29,2 

25.000 € bis unter 37.500 € 

31,7 

30,0 

37.500 € und mehr 

29,2 

31,7 


Quelle: Deutschen Rentenversicherung. 

* Ohne Beschäftigungsentgelte für eine Berufsausbildung oder während Rentenbezug oder einer Beschäftigung mit Entgelt in 
der Gleitzone. 


men eine Rolle. Der Bliek auf das Nettoäquiva- 
lenzeinkommen^ ermöglieht die Einbeziehung 


Die Einkommenssituation ist nicht nur vom individuellen 
Erwerbseinkommen abhängig, sondern vom Gesamtein- 
kommen eines Haushalts sowie von der Anzahl und dem 
Alter der von diesem Einkommen lebenden Personen. Um 
das Wohlstandsniveau von Personen unabhängig von Grö- 
ße und Zusammensetzung ihres Haushalts zu beschreiben, 
wird das Haushaltsnettoeinkommen - also die Summe aus 
Erwerbs-, Kapital-, Transfer- und sonstigen Einkommen - 
durch Bedarfsgewichte geteilt. Die Gewichte betragen 
nach aktueller OECD-Definition für den Haushaltsvor- 
stand 1, für jede weitere Person im Alter von mindestens 
14 Jahren 0,5 und 0,3 für jede Person, die jünger als 14 Jah- 
re ist. Mit dem so berechneten Nettoäquivalenzeinkommen 
werden sowohl altersspezifische Bedarfe als auch ökono- 
mische Vorteile auf Grund des gemeinsamen Wirtschaftens 
gegenüber einem Einpersonenhaushalt berücksichtigt. 


weiterer Einkommen von Haushaltsmitgliedem. 
Zieht man das Nettoäquivalenzeinkommen als 
Vergleiehsgröße heran, zeigt sieh für den Be- 
traehtungszeitraum 2003 bis 2007, dass es in der 
Altersgruppe der 55- bis 64-Jährigen um rund 
vier Prozent gestiegen ist, während es in der Al- 
tersgruppe der unter 55-Jährigen um gut sieben 
Prozent zugenommen hat (vgl. Tabelle 3-3). 

Die Nettoäquivalenzeinkommen westdeutseher 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer lagen bei 
den Jüngeren in den vergangenen Jahren nahezu 
konstant rund 20 Prozent über den Einkommen 
der jüngeren ostdeutsehen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Bei den Älteren lagen die 
Nettoäquivalenzeinkommen der westdeutsehen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fast 

Tabelle 3-3 


Komponenten des monatlichen Einkommens für abhängig Beschäftigte 
in den Jahren 2003 nnd 2007 


Abhängig Beschäftigte Deutschland 

Alter 

Komponenten des monatlichen 
Einkommens 

Jahr 

2003 

2007 

bis 54 J. 

Haushaltserwerbseinkommen 

3.980 € 

4.073 € 

sonstige Einkommen 

565 € 

577 € 

Haushaltsbruttoeinkommen 

4.545 € 

4.650 € 

Steuern und Sozialabgaben 

1.455 € 

1.417€ 

Haushaltsnettoeinkommen 

3.090 € 

3.233 € 

Nettoäquivalenzeinkommen 

1.743 € 

1 .862 € 

55 - 64 J. 

Haushaltserwerbseinkommen 

3.944 € 

3.982 € 

sonstige Einkommen 

759 € 

850 € 

Haushaltsbruttoeinkommen 

4.703 € 

4.831 € 

Steuern und Sozialabgaben 

1 .474 € 

1.411 € 

Haushaltsnettoeinkommen 

3.229 € 

3.420 € 

Nettoäquivalenzeinkommen 

2.106 € 

2.191 € 


Quelle: Berechnung auf Basis des SOEP. 
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25 Prozent über den Einkommen der älteren ost- 
deutsehen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer. 

Die stärkste Komponente des Haushaltsbrutto- 
einkommens stellt das Haushaltserwerbseinkom- 
men dar. Sonstige Einkommen maehen lediglieh 
ea. zwölf Prozent des Haushaltsbruttoeinkom- 
mens aus. Diese Verteilung ist im Zeitverlauf in 
den jeweiligen Altersgruppen stabil. Allerdings 
ist der Anteil der sonstigen Einkommen bei den 
Älteren höher als bei den Jüngeren, was u. a. auf 
höhere Kapitaleinkommen zurüekzuführen sein 
dürfte. 

Eine Einkommensanalyse umfasst neben den 
Einkommen und den Einkommenskomponenten 
aueh eine Betraehtung der Einkommensvertei- 
lung. Die Sehiehtung der mit dem Verbraueher- 
preisindex standardisierten Nettoäquivalenzein- 
kommen stellt sieh in den betraehteten Jahren 
weitgehend unverändert dar (vgl. Tabelle 3-4). 
Bei den unter 55-Jährigen ist der Anteil der Per- 
sonen in den versehiedenen Einkommensklassen 
im Zeitverlauf annähernd konstant geblieben, ln 
der Gruppe der 55- bis 64-Jährigen zeigt sieh da- 
gegen eine leiehte Veränderung. Hier ist der An- 
teil der Personen in den unteren Einkommens- 
klassen zwisehen 2003 und 2007 um rund drei 
Prozentpunkte angestiegen, wobei der Anteil 
aber immer noeh deutlieh niedriger liegt als bei 
den Jüngeren. Der Anteil der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in einem Alter zwisehen 
55 und 64 Jahren, die ein monatliehes Nettoäqui- 
valenzeinkommen von mehr als 2 000 Euro ver- 
zeiehnen, stellte sieh mit über 40 Prozent deut- 
lieh höher als bei den unter 55- Jährigen mit 
27 Prozent dar. Aueh die höehste Einkommens- 


klasse mit 3 000 Euro und mehr ist bei den Älte- 
ren stärker vertreten. 

3.1.2 Vermögen 

Das Vermögen privater Haushalte und Personen 
ist grundsätzlieh stark altersabhängig. Die Ver- 
mögensbildung ist ein langfristiger Prozess, der 
sieh in der Regel über den gesamten Erwerbsver- 
lauf erstreekt. Die Daten des Sozioökonomisehen 
Panels belegen diesen Zusammenhang und zei- 
gen auf, dass das Vermögen von abhängig Be- 
sehäftigten im Alter zwisehen 55 und 64 Jahren 
deutlieh höher war als in der Altersgruppe bis 
54 Jahre (vgl. Tabelle 3-5). ln Westdeutsehland 
ist dieser Effekt bei einem zudem deutlieh höhe- 
ren Niveau stärker ausgeprägt als in Ostdeutseh- 
land, wo eine Vermögensbildung insbesondere 
für Ältere erst seit Anfang der 1990er Jahre in 
nennenswertem Umfang erfolgen konnte. 

Eine herausgehobene Bedeutung kommt dem 
Immobilienvermögen zu. Während in den alten 
Ländern der Anteil des Immobilienvermögens 
am Nettovermögen in beiden Altersgruppen mit 
66 Prozent und 69 Prozent in etwa gleieh hoeh 
ist, existiert in den neuen Ländern ein markanter 
Untersehied. Dort ist die Bedeutung des Immo- 
bilienvermögens am Netto vermögen unter den 
55- bis 64-Jährigen geringer ausgeprägt als bei 
den Jüngeren. Mit einem Anteil von 53 Prozent 
am Nettovermögen gilt aber aueh für die älteren 
abhängig Besehäftigten in den neuen Bundeslän- 
dern, dass Immobilienvermögen die mit Abstand 
wiehtigste Vermögensform ist. Bei den Besehäf- 
tigten in den neuen Ländern unter 55 Jahren ist 
die Vermögensstruktur hingegen nahezu iden- 
tiseh mit jener in den alten Ländern. Versiehe- 


Tabelle 3-4 

Schichtung des realen* monatlichen Nettoäquivalenzeinkommens von abhängig Beschäftigten 

in den Jahren 2003 und 2007 


Abhängig Beschäftigte in Deutschiand 

Aiter 

Schichtung der reaien 
Nettoäquivaienzeinkommen (in %) 

Jahr 

2003 

2007 

bis 54 J. 

unter 1.000 € 

12,7 

13,5 

1 .000 bis unter 2.000 € 

59,9 

59,0 

2.000 bis unter 3.000 € 

21,0 

20,1 

3.000 € und mehr 

6,4 

7,3 

55 - 64 J. 

unter 1.000 € 

6,2 

8,9 

1 .000 bis unter 2.000 € 

48,9 

49,5 

2.000 bis unter 3.000 € 

31,9 

27,6 

3.000 € und mehr 

13,4 

14,4 


Das Vermögen pri- 
vater Haushalte 
und Personen ist 
stark altersabhän- 
g'g- 


Quelle: : Berechnung auf Basis des SOEP. 

* Standardisiert mit dem Verbraucherpreisindex. 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode -21 - 


Drucksache 17/3814 


Tabelle 3-5 


Anteil der Komponenten im Hanshaltsvermögen für abhängig Beschäftigte 
für ansgewählte Altersgrnppen im Jahr 2007 


Alter 

Anteil von ... % am 

alte 

neue 

Bruttovermöcien 

Länder 

Länder 


Immobilien 

66 

66 


Geldanlagen 

9 

10 

bis 54 J. 

Versicherungen/Bausparen 

17 

19 


sonstiges 

8 

5 


Hypotheken /Schulden 

24 

28 


Nettovermögen 

144.000 € 

68. 000 € 


Immobilien 

69 

53 


Geldanlagen 

11 

15 

55 -64 J. 

Versicherungen/Bausparen 

16 

19 


sonstiges 

4 

13 


Hypotheken /Schulden 

15 

17 


Nettovermögen 

249.000 € 

90. 000 € 


Quelle: Berechnung auf Basis des SOEP. 


rungs- und Bausparvermögen waren sowohl bei 
den Jüngeren als aueh bei den Älteren die zweit- 
stärkste Vermögenskomponente. Es wird darüber 
hinaus deutlich, dass Hypotheken und Schulden 
mit steigendem Alter abgebaut werden und in der 
Altersgruppe der über 54-Jährigen eine wesent- 
lich geringere Rolle spielen als bei den Jüngeren. 

3.2 Soziale Situation älterer Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer 

Die soziale Situation bzw. Position von Men- 
schen lässt sich durch verschiedene Merkmale 
beschreiben. Eine zentrale Rolle spielen die Be- 
ziehungen in Form von sozialen Netzwerken 
oder sozialen Aktivitäten. Soziale Beziehungen 
beeinflussen in erheblichem Maße die Lebenszu- 
friedenheit. Sie stellen eine Quelle gesellschaftli- 
cher Unterstützung dar und bilden damit eine sta- 
bilisierende Ressource, auch für die Gesundheit. 
Soziale Unterstützung erfolgt durch den Aus- 
tausch von Inhalten, aber auch durch funktionale 
Aspekte, die soziale Netzwerke ihren Mitglie- 
dern bieten. Dem sozialen Netzwerk kommt ins- 
besondere bei belastenden Lebensereignissen 
eine das gesundheitliche Wohlbefinden erhal- 
tende und damit bedeutsame Auffangwirkung zu. 
Im Folgenden werden insbesondere die Einbin- 
dung älterer Erwerbstätiger in das gesellschaftli- 
che Leben sowie die soziale Unterstützung in 
den Blick genommen. 

Die Bedeutung von sozialen Unterstützungsleis- 
tungen kann nicht isoliert auf bestimmte Zeit- 
punkte, sondern muss in der Perspektive des Le- 
bensverlaufs gesehen werden. Im Lebensverlauf 
verändern sich die Rollen und Bedürfnisse der 
Menschen. Die Art der Unterstützung, die Men- 


schen aus den unterschiedlichen Netzwerkstruk- 
turen erhalten oder erwarten können, hängt stark 
mit der eigenen Rolle und der Person zusammen, 
die Unterstützung anbietet. 


Soziale Aktivitäten und Netzwerkstrukturen un- 
terscheiden sich in ihren Dimensionen und ihrem 
Nutzen für Männer und Frauen. Personen mit 
umfassenden sozialen Aktivitäten und aktiven 
sozialen Netzwerken weisen eine bessere Ge- 
sundheit auf als Personen ohne bedeutende so- 
ziale Bindungen. Für Männer gilt zudem, dass 
sie in der Erwerbsphase besonders deutlich von 
sozialen Interaktionen profitieren, die sich allein 
auf Grund der Erwerbstätigkeit ergeben. 


Personen mit um- 
fassenden sozialen 
Aktivitäten und ak- 
tiven sozialen Netz- 
werken weisen eine 
bessere Gesundheit 
auf als Personen 
ohne bedeutende 
soziale Bindungen. 


Auswertungen des Sozioökonomischen Panels 
für die Jahre 2003 und 2008 zeigen, dass die so- 
ziale Einbindung von Älteren in Deutschland in 
vielen Bereichen ebenso gegeben ist wie die von 
Jüngeren (vgl. Tabelle 3-6). So haben in den 
Gruppen der Älteren relativ gesehen ähnlich 
viele Personen mindestens einmal in der Woche 
Besuchskontakt mit Bekannten oder Verwandten 
wie in der Altersgruppe der unter 55-Jährigen. 
Auch wenn die Werte in der Altersgruppe der 
55- bis 64- Jährigen etwas niedriger liegen, lässt 
sich dennoch kein eindeutiger altersspezifischer 
Trend erkennen. 


Das Ausmaß von gesellschaftlicher Teilhabe 
bzw. der sozialen Einbindung kann auch anhand 
von Besuchen kultureller Veranstaltungen (Kino, 
Theater, Ausstellungen o. ä.) aufgezeigt werden. 
Ältere nehmen demnach seltener an einer kultu- 
rellen Veranstaltung teil als Jüngere. Hieraus 
lässt sich allerdings nur schließen, dass zwischen 
den einzelnen Altersgruppen unterschiedliche 
Präferenzen bezüglich des Besuchs solcher kul- 




Knapp 40 Prozent 
der 65- bis 69-Jäh- 
rigen gaben an, 
mindestens einmal 
pro Woehe aktiv 
Sport zu betreiben, 
was nahezu der In- 
tensität der Gruppe 
der unter 54-Jähri- 
gen entsprieht. 
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Tabelle 3-6 


Vergleich sozialer Aktivitäten zwischen ansgewählten Alter sgrnppen 
in den Jahren 2003 nnd 2008 




2003 

2008 


Anteil an der jeweiligen Altersgruppe in % 

bis 54 J. 

Besuch von Verwandten/Bekannten 
(mindestens Imal pro Woche) 

65 

64 

Ehrenamtliche Tätigkeiten (mindestens 

Imal pro Monat) 

18 

18 

Aktive sportliche Betätigung (mindestens 
Imal pro Woche) 

39 

44 

Besuch von Kulturveranstaltungen 
(mindestens Imal pro Monat) 

30 

28 

55 - 64 J. 

Besuch von Verwandten/Bekannten 
(mindestens Imal pro Woche) 

56 

52 

Ehrenamtliche Tätigkeiten (mindestens 

Imal pro Monat) 

19 

19 

Aktive sportliche Betätigung (mindestens 
Imal pro Woche) 

35 

36 

Besuch von Kulturveranstaltungen 
(mindestens Imal pro Monat) 

22 

16 

65 - 69 J. 

Besuch von Verwandten/Bekannten 
(mindestens Imal pro Woche) 

62 

57 

Ehrenamtliche Tätigkeiten (mindestens 

Imal pro Monat) 

18 

18 

Aktive sportliche Betätigung (mindestens 
Imal pro Woche) 

28 

38 

Besuch von Kulturveranstaltungen 
(mindestens Imal pro Monat) 

19 

16 


Quelle: Berechnung auf Basis des SOEP. 


turellen Angebote bestehen und sich der indivi- 
duelle Nutzen ebenso altersbedingt unterschei- 
det. 

Neben kulturellen Aktivitäten dient auch der 
Umfang von sportlicher Betätigung als Hinweis 
für die Intensität der sozialen Einbindung. Die 
Anteile der Personen, die mindestens einmal pro 
Woche sportlich aktiv sind, liegen 2008 gegenü- 
ber 2003 in allen Altersgruppen höher, vor allem 
in der Gruppe der 65- bis 69- Jährigen. Knapp 40 
Prozent gaben an, mindestens einmal pro Woche 
aktiv Sport zu betreiben, was nahezu der Intensi- 
tät der Gruppe der unter 54-Jährigen entspricht. 

Aussagen über ein ehrenamtliches Engagement 
drücken die gesellschaftliche Einbindung und 
Teilhabe aus. ln allen Altersgruppen ist der An- 
teil derjenigen, die angaben, mindestens einmal 
pro Monat einer ehrenamtlichen Tätigkeit nach- 
zugehen, mit rund einem Fünftel ähnlich hoch. 


Dieser Anteil ist im Zeitverlauf konstant geblie- 
ben. Auch hier zeigt sich, dass Aktivitäten mit 
zunehmendem Alter nicht nachlassen müssen, 
wie dies dem weit verbreiteten Klischee ent- 
spricht. 

Während sich insgesamt 36 Prozent der Bevölke- 
rung in Gruppen, Vereinen, Verbänden und Kir- 
chen freiwillig und unentgeltlich engagierten, 
traf dies in der Altersgruppe der 60- bis 69-Jähri- 
gen auf 37 Prozent zu.* Bei den über 70-Jährigen 
wurde mit der Zunahme von fünf Prozentpunk- 


^ Die Daten entstammen dem Freiwilligensurvey, der vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend seit 1999 alle fünf Jahre in Auftrag gegeben wird. Er 
liefert einen umfassenden Überblick über das ehrenamtli- 
che Engagement in Deutschland. Im Jahr 2009 wurden 
mehr als 20 000 Personen ab einem Alter von 14 Jahren 
befragt. 
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In Gesundheit, Er- 
nährung, Präven- 
tion, Bildung und 
Motivation stecken 
wesentliche Pro- 
duktivitätsreserven 
der kommenden 
Arbeitsgesellschaft. 


ten auf 25 Prozent ebenfalls ein überdureh- 
sehnittlieher Wert ermittelt. 

Für die soziale Einbindung und insbesondere das 
ehrenamtliehe Engagement sind Gesundheit und 
Lebenszufriedenheit von wesentlieher Bedeu- 
tung. Die Lebenszufriedenheit wird ganz maß- 
geblieh bestimmt durch die Zufriedenheit mit der 
Arbeit. Befragungen zeigen, dass diese bei Jün- 
geren ähnlich ausgeprägt ist wie bei den Älteren. 
Damit zusammenhängend ist auch die Bereit- 
schaft zur Weiterbeschäftigung im Alter vorhan- 
den - und zwar sowohl in Hinsicht auf die Er- 
werbsarbeit als auch auf das ehrenamtliche 
Engagement. 

Diese positive Einstellung wird davon begleitet, 
dass die Menschen zwar immer älter werden, 
sich gleichzeitig aber immer jünger fühlen. Par- 
allel zur steigenden Lebenserwartung verändert 
sich auch die individuelle Wahrnehmung des Al- 
ter(n)s. Auf Grund der besseren gesundheitlichen 
Voraussetzungen wird Alter immer mehr als ak- 
tive Lebensphase begriffen. Beleg dafür ist nicht 
zuletzt das zunehmende freiwillige Engagement 
im Anschluss an die aktive Erwerbsphase. 

Die körperliche Fitness ist dabei eng verknüpft 
mit der geistigen Fitness. Ältere Erwerbstätige, 
die sich körperlich betätigen, haben eine höhere 
Gedächtnisleistung. Die berufliche Leistungsfä- 
higkeit von Älteren unterliegt insofern keinem 
biologischen Determinismus, sondern lässt sich 
erhalten, fordern und sogar verbessern. Bewe- 
gung, Ernährung, die Qualitäf der Arbeif und 
Fort- und Weiterbildung wirken nicht nur positiv 
auf die aktive Erwerbsphase, sondern ermögli- 
chen auch in der Ruhestandsphase vielfältigere 
Aktivitäten. 

Die zentrale Aufgabe für die künftige Gesell- 
schaft ist, die Weiterbildungsbemühungen bereits 
im mittleren Lebensalter zu intensivieren und 
auch im Alter aufrecht zu erhalten. Qualifizie- 
rung und Weiterbildung sind keine Frage des Äl- 
terwerdens, sondern eine Frage des Nutzens und 
der Stärkung von Potenzialen und Kompetenzen. 
Menschen lernen dann erfolgreich und motiviert, 
wenn es sich positiv auf die eigene Lebenssitua- 
tion auswirkt. Zudem sind Unternehmen, in de- 
nen die Beschäftigten angeben, bei ihnen würde 
körperliches, geistiges und soziales Wohlbefin- 
den aller Mitarbeiter berücksichtigt, deutlich er- 
folgreicher als Unternehmen, die keine beson- 
dere altemsgerechte Personalpolitik verfolgen, ln 
den Themen gesundheitliche Prävention (u. a. 
Emähmng, Bewegung, Stressbewältigung), Ge- 
sundheitsschutz sowie Bildung und Motivation 
stecken die Produktivitätsreserven der kommen- 
den Arbeitsgesellschaft. 


3.3 Gesundheit in einem iängeren 
Erwerbsieben 

Für eine Darstellung der wirtschaftlichen und so- 
zialen Lage älterer Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer spielt neben Angaben zu Einkom- 
men, Vermögen und der sozialen Teilhabe auch 
die Gesundheit eine bestimmende Rolle. Der Ge- 
sundheitszustand ist zudem ein wesentliches Kri- 
terium für die Arbeifs- und Leistungsfähigkeif im 
Alfer. 

Das sfeigende Durchschniffsalfer von Beschäftig- 
ten stellt aus betrieblicher Sicht dann eine He- 
rausforderang dar, wenn mit dem Alter eine Be- 
einträchtigung der Gesundheit und damit eine 
Abnahme der Leistungsfähigkeit einhergehen. 
Fakt ist aber, dass jeder neue Geburtsjahrgang 
eine längere Lebenszeit aufweist als der vorange- 
gangene. Die längere Lebenszeit wird zudem in 
immer besserer Gesundheit verlebt. Für die Älter- 
werdenden bedeutet dies einen Gewinn an 
Lebensqualität. Zahlreiche national und interna- 
tional ausgerichtete Studien belegen eine konti- 
nuierliche Abnahme jener Prävalenzraten, die 
körperliche Einschränkungen und Behinderun- 
gen umfassen. Dieser Rückgang ist vor allem auf 
ein zunehmend bewusstes Gesundheitsverhalten, 
auf geänderte Lebensstilfaktoren sowie medizini- 
sche Interventionen und auf den Ausbau von Prä- 
ventiv- und Reha-Maßnahmen zurückzuführen. 

Die durchschnittliche Verbesserung der Gesund- 
heit lässt sich besonders deutlich für Menschen 
im höheren Erwerbsalfer belegen. Anhand der 
Dafen der Gesundheifsberichtersfatfung des Ro- 
berf-Koch-lnsfitufes^ zeig! sich gerade für Män- 
ner und Frauen der Alfersgrappe der 65- bis 70- 
Jährigen, dass der Anfeil derjenigen, die ihre Ge- 
sundheif als guf bis sehr guf einschäfzen, deutlich 
zugenommen hat (vgl. Abbildung 3-1). Für weit 
mehr als 50 Prozent der Menschen dieser Alters- 
gruppe traf diese Aussage zu. Ebenso war ein 
Anstieg der subjektiven Gesundheit bei der Al- 
tersgruppe der 60- bis 64-Jährigen zu beobach- 
ten. Hier schätzten über 60 Prozent der Männer 
und Frauen ihre derzeitige Gesundheit als gut 
oder sehr gut ein. Da die positive Gesundheits- 
einschätzung mit dem Alter abnimmt, überrascht 
es nicht, dass die jüngste der hier betrachteten 
Altersgruppen, nämlich die 50- bis 54-Jähri- 
gen, die höchsten Anteile einer guten bis sehr gu- 
ten Gesundheitseinschätzung aufwiesen. Auch 
für sie isf im Zeitvergleich ein Anstieg zu konsta- 
tieren. Die Werte für das Jahr 2009 lagen bei den 
Männern bei ca. 65 Prozent und bei den Frauen 
bei 70 Prozent. 


^ Die Ergebnisse aus den Daten des Robert-Koch-Instituts 
umfassen die deutsche Wohnbevölkerung, ohne Berück- 
sichtigung von Menschen in Institutionen (z. B. Alten- 
und Pflegeheimen, Kasernen oder Haftanstalten). 


In der Alters- 
gruppe der 60- bis 
64-Jährigen schätz- 
ten über 60 Prozent 
der Männer und 
Frauen ihre derzei- 
tige Gesundheit als 
gut oder sehr gut 
ein. 
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Abbildung 3-1 

Der Anteil der Personen mit einer „gnten“ oder „sehr gnten“ snbjektiven Gesnndheits- 
einschätznng für ansgewählte Altersgrnppen nnd Kalenderjahre (in Prozent) 

Männer Frauen 



Quelle: RKI Sonderauswertung auf Basis BGS 1998, GsTel2003 und GEDA 2009. 


Der Indikator „subjektive Gesundheitseinsehät- 
zung“ gilt als wiehtige Größe im Hinbliek auf die 
Arbeitsfähigkeit bzw. das Risiko, vorzeitig das 
Erwerbsleben beenden zu müssen. 

Als ein weiterer Indikator für die Einsehätzung 
zur gesundheitliehen Lage älterer Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer dienen die Fehlzeiten 
auf Grund von Arbeitsunfähigkeit, die von den 
Krankenkassen erfasst werden. Die Daten zur 
Arbeitsunfähigkeitsmeldung aller erwerbstäti- 
gen AOK-Mitglieder" im Jahr 2009 zeigen, dass 
die Arbeitsunfähigkeitsfälle je 100 Versieherte 
für die 15- bis 19- Jährigen mit einem Wert von 
gut 273 am höehsten waren, um bis zur Alters- 
gruppe der 30- bis 34-Jährigen kontinuierlieh auf 
ea. 133 Krankmeldungen je 100 Versieherte zu 
sinken. Dieses Niveau blieb für die naehfolgen- 
den Altersgruppen bis zum Ende des erwerbsfä- 
higen Alters relativ konstant. Im Gegensatz dazu 


Die subjektive Gesundheitseinschätzung reflektiert dabei 
die persönliche Gesamtbewertung des Gesundheitszustan- 
des unter Beeinflussung der aktuellen und der vergange- 
nen Lebensphasen. Allerdings kann sie durch die aktuelle 
Befindlichkeit zum Befragungszeitpunkt oder durch die 
Bezugnahme auf die individuelle Einschätzung der Ge- 
sundheit von Mitmenschen gleichen Alters verzerrt sein. 
Vor dem Hintergrund der in zahlreichen Studien belegten 
kulturell abhängigen Sensitivität ist der Indikator zudem 
bei internationalen Vergleichen mit der gebotenen Vorsicht 
zu interpretieren. Gleichwohl ist er bei der Beschreibung 
eines umfassenden Bildes des Gesundheitszustandes un- 
verzichtbar. 

Auch wenn die Versichertenstruktur der AOK nicht reprä- 
sentativ für die Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland ist, so bildet die AOK mit ihren 9,6 Millionen 
erwerbstätigen Mitgliedern doch weite Teile der Bevölke- 
rung aussagekräftig ab. 


stieg aber die Dauer der Arbeitsunfähigkeit deut- 
lich an. Pro Erkrankungsfall war im Jahr 2009 
die durchschnittliche Erkrankungsdauer älterer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Al- 
tersgruppe 60 bis 64 Jahre beispielsweise mehr 
als doppelt so lang wie jene der 35- bis 39-Jähri- 
gen (vgl. Abbildung 3-2). Dies liegt u.a. daran, 
dass Ältere häufiger von mehreren Erkrankungen 
gleichzeitig bzw. tendenziell von schwereren Er- 
krankungen betroffen sind, die oft mit langen 
Ausfallzeiten einhergehen. 

Ein Vergleich der altersstandardisierten Arbeits- 
unfähigkeits fälle je 100 Versicherte im Jahr 2009 
nach Altersgruppen verdeutlicht zusätzlich die 
unterschiedliche Gewichtung der betrachteten 
Erkrankungsgruppen (vgl. Abbildung 3-3). Fehl- 
zeiten auf Grund von Muskel- und Skeletterkran- 
kungen waren unter den 20- bis 54-Jährigen 
deutlich weniger häufig vertreten als bei den 
55- bis 64-Jährigen. Für Letztere stellte diese Er- 
krankungsursache (abgesehen von der Kategorie 
„Sonstige“) sogar die häufigste Diagnose in 
Bezug auf Arbeitsunfähigkeitstage dar. Jüngere 
waren hingegen am häufigsten von Atemwegser- 
krankungen betroffen. Der altersgruppenspezifi- 
sche Vergleich der Herz-Kreislauferkrankungen 
zeigt grundsätzlich die Altersabhängigkeit für 
dieses Erkrankungsrisiko auf 

Ebenfalls wichtig in der modernen Arbeitswelt 
sind Aussagen zu psychischen Erkrankungen. 
Obgleich in den letzten Jahren überdurchschnitt- 
liche Steigerungsraten für psychische Erkrankun- 
gen beobachtet werden konnten, machen diese in 
beiden betrachteten Altersgruppen mit jeweils 
ca. fünf Prozent nur einen geringen Anteil an al- 
len Erkrankungen aus. 
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Abbildung 3-2 

Anzahl und Dauer der Arbeitsunfähigkeit der AOK-Mitglieder im Jahr 2009 


AU- Fälle je 100 Versicherte » Tage je Fall 

300 T r 25 



15-19 20-24 25-29 30-34 35-39 40-44 45-49 50-54 55-59 60-64 


Altersgruppen 


Quelle: Fehlzeiten-Report 2010, S. 283, Abbildung 28.1.10, Wissenschaftliches Institut der AOK. 


Abbildung 3-3 


Der Anteil der altersstandardisierten* erkrankungsspezifischen Arbeitsunfähigkeitsfälle 
je 100 versicherte AOK-Mitglieder an allen AU-Fällen im Jahr 2009 nach 
Diagnose- und Altersgruppen (in Prozent) 



Quelle: Daten des Wissenschaftlichen Institutes der AOK. 

* Als Standard wurden die altersspezifischen Jahresendbestände des Jahres 2000 für Deutschland insgesamt gewählt. 
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Infobox 3-1 

Aktuelle Erkenntnisse aus der Neurowissenschaft 


Organisation und Funktion des menschlichen Gehirns passen sich im Lebensverlauf kontinuierlich 
an äußere Veränderungen an. Neuesten Erkenntnissen zufolge ist mit ca. 40 Jahren die Leistungsfä- 
higkeit des Gehirns am größten, bevor sie nach und nach geringer wird. Die Ursache dafür liegt im 
steten Verlust einer Fettschicht im Gehirn, welche die Nervenzellen umgibt. Dieser schützende 
Mantel beginnt ab etwa dem fünften Lebensjahrzehnt zu schrumpfen. Die Funktion der Fettschicht 
ist dabei ähnlich wie die Plastikhülle, die Elektrokabel isoliert: Sie erlaubt eine rasche Übertragung 
elektrischer Signale. Die Wissenschaft ging bisher davon aus, dass eine Neurogenese, also die Neu- 
bildung von Hirnzellen, in den neueren, höher entwickelten Himregionen nicht möglich ist. Neuere 
Forschungsergebnisse der menschlichen Himforschung lassen diese Einschätzung aber als überholt 
erscheinen. 

Für die Funktion sowie für Veränderungen des Gehirns ist die Lemkomponente von entscheidender 
Bedeutung. Wenn gelernt wird, bilden die Neuronen im Gehirn Synapsen mit Nachbarzellen aus. 
Wird das Gelernte behalten, so werden aus diesen Kontaktstellen langfristige Verbindungen. Viele 
altersbedingte Leistungsveränderungen zeigen sich in den Gehimströmen, die aus dem vorderen 
Teil des Gehirns, dem Frontalhim, stammen. Diese Himregion, die auch als ,Sitz der Persönlichkeit’ 
gilt, ist ein besonders empfindlicher Bereich. In der Kindesentwicklung entwickelt er sich sehr spät 
und zeigt im Alter die ersten Veränderungen. Das Frontalhim kontrolliert und koordiniert dabei we- 
sentliche Prozesse; hier findet beispielsweise die Wahrnehmung und Bewertung eigener Fehler statt. 
Neueste Studien belegen zudem, dass monotone Tätigkeiten zu einem Abbau der kognitiven Fähig- 
keiten fuhren, der bereits ab dem fünften Lebensjahrzehnt beginnt. Diese Beobachtung bleibt aus, 
sofern abwechselnde Arbeitsabläufe eingeführt werden. Ebenso ist belegt, dass die körperliche Fit- 
ness mit den kognitiven Fähigkeiten im Alter korreliert. 

Forscher untersuchen seit geraumer Zeit die Vorgänge im Gehirn älterer Menschen und wurden da- 
bei positiv überrascht. Im Vergleich mit Jüngeren , denken’ Ältere anders und manchmal sogar 
schneller. Die Ergebnisse belegen, dass ältere Menschen beispielsweise mehr aus ihren Fehlem 
lernen. Auf Testaufgaben, bei denen ältere Probanden Fehler gemacht hatten, folgten bei der Mes- 
sung der Gehimströme flachere Kurvenverläufe. Die Vermutung, dass diese eine verminderte Re- 
aktion auf den Fehler andeuten könnte, bestätigte sich aber nicht. Im Gegenteil: Nach einem Feh- 
ler zögern ältere Menschen bei der nächsten Aufgabe ein wenig länger, bevor sie eine 
Entscheidung treffen. Auf diese Weise machen sie im Endeffekt sogar weniger Fehler als die Jün- 
geren. 

Dass die Reaktionszeiten im Alter länger werden, ist keine neue Erkenntnis. Der Effekt ist aber viel 
geringer als gemeinhin angenommen. Auch hier gibt es neue interessante Forschungsergebnisse. So 
erfolgt beispielsweise die Verzögemng in der Reaktion auf einen visuellen Reiz vor allem in der 
Umsetzung der Entscheidung in ihre motorische Ausfühmng. Die Himstromdaten deuten aber da- 
raufhin, dass dies kein Defizit Älterer ist, sondern eine Strategie sein könnte, die Reaktionsschwelle 
zu erhöhen, also vorsichtiger zu sein als Jüngere. 


Für den Erhalt eines guten Gesundheitszustandes 
sind die einzelne Arbeitnehmerin bzw. der ein- 
zelne Arbeitnehmer selbst, aber auch die Arbeit- 
geber verantwortlich. Durch zielgerichtete be- 
triebliche Maßnahmen der Arbeitsorganisation 
und Arbeitsgestaltung sowie eine intensive Ge- 
sundheitsfÖrdemng kann gmndsätzlich eine Ver- 
bessemng der Gesundheit erreicht werden. Je 
früher im Erwerbsleben solche betrieblichen 
Maßnahmen ansetzen, desto höher sind die 
Chancen, ein frühzeitiges gesundheitsbedingtes 
Ausscheiden von Beschäftigten aus dem Er- 
werbsleben zu verhindern. Die Erwerbsbeteili- 
gung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 


nehmern lässt sich hierdurch weiter erhöhen (vgl. 
Kapitel 5). 

Zwischen erwerbstätigen und arbeitslosen Perso- 
nen besteht im Durchschnitt ein erheblicher Un- 
terschied im Gesundheitszustand. Dies gilt so- 
wohl für objektive Indikatoren als auch für die 
persönliche Gesundheitseinschätzung. Arbeits- 
lose Menschen beurteilen ihren Gesundheitszu- 
stand deutlich schlechter als erwerbstätige. Die 
Frage der Kausalität, ob eine schlechtere Ge- 
sundheit zu einem erhöhten Nichterwerbsrisiko 
führt oder ob Erwerbslosigkeit die Gesundheit 
verschlechtert, lässt sich dabei nicht abschlie- 
ßend beantworten. 


Arbeitslose Men- 
schen beurteilen ih- 
ren Gesundheitszu- 
stand deutlich 
schlechter als er- 
werbstätige. 
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Wirtschaftliche und soziale Lage älterer 

Arheitnehmerinnen und Arheitnehmer in 

Kürze: 

- Die wirtschaftliche Lage älterer Erwerbstä- 
tiger lässt sich anhand der Einkommens- 
und Vermögenssituation darstellen. Beim 
Einkommen zeigt sich, dass das persönliche 
Erwerbseinkommen im Lebensverlauf steigt 
und für ältere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer über dem der Jüngeren liegt. 

- Die Höhe des Vermögens ist in noch stärke- 
rem Maße altersabhängig. Eine herausgeho- 
bene Bedeutung kommt dabei dem Immobi- 
lienvermögen zu. 

- Für die soziale Situation sind gesellschaftli- 
che Teilhabe und soziale Beziehungen we- 
sentliche Bestimmungsgrößen. Beide wir- 
ken sich zugleich positiv auf die Gesundheit 
und die persönliche Weiterentwicklung aus. 
Der Gesundheitszustand gerade der Älteren 
hat sich in den vergangenen Jahren durch- 
schnittlich weiter verbessert. 

- Die soziale Integration von Älteren ist in 
vielen Bereichen im gleichen Maße gegeben 
wie die von Jüngeren, ln den letzten zehn 
Jahren hat sich dabei insbesondere das En- 
gagement älterer Menschen erhöht. 

- Auf eine aktive Gestaltung der eigenen ge- 
sellschaftlichen Teilhabe wirken ausrei- 
chende Bewegung, gesunde Ernährung, die 
Qualität der Arbeit und die regelmäßige 
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungen 
nachhaltig und positiv. Sie erhöhen zugleich 
die Lebenszufriedenheit und das Interesse 
an vielfältigen Aktivitäten auch im Ruhe- 
stand. 


4 Entwicklung der Arbeitsmarktlage 
älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

Eine unmittelbare Konsequenz des demografi- 
schen Wandels isf der Rückgang und die spür- 
bare Alterung des Erwerbspersonenpotenzials in 
Deutschland. Den Unternehmen werden in Zu- 
kunft weniger jüngere Arbeitskräfte zur Verfü- 
gung stehen, wodurch sich der Bedarf an älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern weiter 
deutlich erhöhen wird. Bereits in den vergange- 
nen Jahren wurden Aktivitäten verstärkt, um die 
Erwerbsbeteiligung von Älteren zu erhöhen. 
Nachfolgend wird dargestellt, wie sich Erwerbs- 
tätigkeit und Arbeitslosigkeit in den vergangenen 
Jahren entwickelt haben, welche Ziele für eine 
höhere Erwerbsbeteiligung auf europäischer 
Ebene verfolgt werden und mit welchen Maß- 
nahmen die Bundesregierung die Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung Älterer unterstützt. 


4.1 Entwicklung der Erwerbstätigkeit 

Die Lage am deutschen Arbeitsmarkt stellt sich 
insgesamt robust dar. Dies zeigen die sinkenden 
Zahlen der Arbeitslosigkeit und die steigenden 
Erwerbstätigenzahlen in den vergangenen Jah- 
ren. Die Dynamik am Arbeitsmarkt ist zwar ab- 
hängig von der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung, die jüngste globale Wirtschafts- und 
Finanzkrise hat jedoch auf den Arbeitsmarkt in 
Deutschland deutlich geringere Auswirkungen 
gezeigt als in anderen Ländern. 

Zwischen 2005 und 2009 nahm die Zahl der Er- 
werbstätigen von 36,6 auf 38,7 Millionen und 
damit um 2,1 Millionen zu. Dies entspricht einer 
Steigerung um 5,7 Prozent. Im Zeitraum von 
2008 bis 2009 ist die Zahl der Erwerbstätigen 
zwar etwas gesunken. Dieser Rückgang um 
72 000 fiel angesichts der Dimension der Wirt- 
schafts- und Finanzkrise jedoch sehr gering aus. 
Die wieder anziehende Konjunktur schlägt sich 
auch in der Wiederbelebung des Arbeitsmarktes 
nieder. Bereits im ersten Halbjahr 2010 ließen 
sich ein Anstieg der Erwerbstätigkeit sowie ein 
Absinken der Arbeitslosigkeit beobachten. Von 
der aktuellen Entwicklung am Arbeitsmarkt pro- 
fitieren derzeit alle Altersgruppen, nicht zuletzt 
die Älteren. 

Ein gesamtwirtschaftlich wichtiges Potenzial zur 
weiteren Steigerung der Erwerbstätigkeit ist eine 
stärkere Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer. Im Zuge des demo- 
grafischen Wandels wird der Anteil der Men- 
schen zwischen 55 und unter 65 Jahren 
gegenüber anderen Personengruppen im er- 
werbsfähigen Alfer zunehmen. Während in der 
Vergangenheit älteren Beschäftigten viele An- 
reize gegeben wurden, frühzeitig aus dem Er- 
werbsleben auszuscheiden (beispielsweise durch 
attraktive Vorruhestandsregelungen), stellt sich 
dies mittlerweile anders dar. Das gestiegene Be- 
wusstsein für die Leistungsfähigkeit Älterer im 
Erwerbsprozess sowie die veränderten (rechtli- 
chen) Rahmenbedingungen haben zu einem An- 
stieg der Erwerbsbeteiligung Älterer geführt. 

Während die Zahl der Erwerbstätigen im Alter 
zwischen 55 und unter 65 Jahren in den Jahren 
2000 bis 2003 noch um die 4,2 Millionen 
schwankte, steigt sie seitdem kontinuierlich an. 
Seit 2005 hat sie sich um insgesamt 23,5 Prozent 
erhöht und lag im Jahr 2009 bei 5,5 Millionen. 
Die absolute Zahl der Erwerbstätigen wird aller- 
dings auch durch die demografische Entwick- 
lung beeinflusst, ln den kommenden Jahren 
wechseln überwiegend stark besetzte Geburts- 
jahrgänge in die Altersgruppe der 55- bis 60-Jäh- 
rigen. 

Die positive Entwicklung am Arbeitsmarkt wird 
auch von einem Anstieg der Zahl der Erwerbstä- 


Von der aktuellen 
Entwicklung am 
Arbeitsmarkt pro- 
fitieren derzeit alle 
Altersgruppen. 
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tigen im Alter von 60 bis 64 Jahren getragen. Die 
Erwerbstätigkeit dieser Gruppe ist im Zeitraum 
von 2005 bis 2009 um knapp 20 Prozent auf 
1 ,7 Millionen Personen gestiegen. Im gleiehen 
Zeitraum ist die Bevölkerung gleiehen Alters so- 
gar um 12,3 Prozent zurüekgegangen. Die über- 
durehsehnittliehe Dynamik der Erwerbsbeteili- 
gung der Älteren wird im Vergleieh mit den 
20- bis 55-Jährigen besonders deutlieh, bei denen 
die Erwerbstätigkeit lediglieh um drei Prozent 
zunahm, während der Bevölkerungsrüekgang 
1 ,5 Prozent betrug. 


Die Erwerbstäti- 
genquote der Älte- 
ren bewegt sich 
zwar insgesamt auf 
einem niedrigeren 
Niveau als jene der 
Jüngeren, jedoch ist 
der Anstieg der 
Quote gerade in den 
letzten Jahren be- 
achtlich. 


Auch die Entwicklung der Erwerbstätigen- 
quote '2, die die Erwerbstätigenzahl auf die Be- 
völkerung in der jeweiligen Altersgruppe be- 
zieht, veranschaulicht die überdurchschnittlich 
gestiegene Erwerbstätigkeit Älterer. Die Er- 
werbstätigenquote der Älteren bewegt sich zwar 
insgesamt auf einem niedrigeren Niveau als jene 
der Jüngeren, jedoch ist der Anstieg der Quote 
gerade in den letzten Jahren beachtlich. 


Während die Erwerbstätigenquote der Jüngeren 
sich im Zeitraum von 2000 bis 2009 um weniger 
als einen Prozentpunkt verändert hat, hat sich die 
Erwerbstätigenquote der 55- bis unter 60-Jähri- 
gen um 13 Prozentpunkte erhöht. Die Erwerbstä- 


Zur Unterscheidung der Erwerbstätigenquote von der Er- 
werbsquote vgl. Infobox 2-2. Im Folgenden wird die Er- 
werbstätigenquote nach Abgrenzung des Statistischen 
Bundesamtes auf Basis des Mikrozensus verwendet. 


tigenquote der 60- bis unter 65-Jährigen hatte in 
dem betrachteten Zeitraum die größte Dynamik, 
indem sie sich nahezu verdoppelt hat und somit 
im Jahr 2009 bei knapp 40 Prozent lag. Nach ak- 
tuellen Daten des europäischen Statistikamtes 
Eurostat lag die Erwerbstätigenquote der 60- bis 
64- Jährigen in Deutschland mit 40,5 Prozent im 
ersten Quartal 2010 erstmals über 40 Prozent und 
stieg im zweiten Quartal 2010 weiter auf 
41,1 Prozent. 

ln den vergangenen Jahren konnte also bereits 
eine beträchtliche Zunahme der Erwerbstätigkeit 
Älterer verzeichnet werden. Gleichzeitig besteht 
aber auch noch ein großes Potenzial für eine wei- 
tere Erhöhung der Erwerbsbeteiligung der 55- bis 
unter 65-Jährigen. 

Struktur der Erwerbstätigkeit 

Von besonderem Interesse bei einer Untersu- 
chung der Erwerbstätigkeit ist die Entwicklung 
der verschiedenen Erwerbsformen. Erwerbstätig- 
keit umfasst zum einen Selbständigkeit, zum 
anderen abhängige Beschäftigungsverhältnisse. 
Letztere können befristet oder unbefristet wahr- 
genommen werden und schließen u. a. sozial- 
versicherungspflichtige Beschäftigung und 
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse ein. So- 
zialversicherungspflichtige Beschäftigung kann 
wiederum in Voll- oder Teilzeit ausgeübt werden. 
Zusammen mit der Zeitarbeit werden Teilzeitbe- 
schäftigungen, befristete Beschäftigungen sowie 


Abbildung 4-1 

Veränderung der Zahl der Erwerbstätigen im Vorjahresvergleich nach Altersgruppe 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 
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Abbildung 4-2 

Erwerbstätigenquoten nach Altersgruppen 2009 und ihre Veränderung 
in Prozentpunkten gegenüber 2000 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 


Tabelle 4-1 

Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach Alter in ausgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 
2005/2009 in % 

1 Erwerbstätige in Tausend | 






36.566 

37.344 

38.163 

38.734 

38.662 

5.7 

20-U.55 J. 

30.340 

30.857 

31 .234 

31.510 

31.258 

3,0 

55-U.60 J. 

3.039 

3.310 

3.521 

3.707 

3.803 

25,1 

60-U.65 J. 

1.402 

1.344 

1.455 

1.526 

1.681 

19,9 

55-U.65 J. 

4.441 

4.654 

4.976 

5.233 

5.484 

23,5 

1 Erwerbstätigenquote (in % zur Bev. im entsprechenden Alter) | 

% - Punkte 

20-U.55 J. 

75,1 

76,6 

78,1 

78,8 

78,5 

3,4 

55-U.60 J. 

63,3 

64,2 

66,5 

68,6 

69,9 

6,6 

60-U.65 J. 

28,1 

29,6 

32,8 

35,0 

38,4 

10,3 

dar. 60 - u.61 J. 

43,3 

43,9 

46,7 

48,8 

51,8 

8,6 

dar. 61 - u.62 J. 

37,0 

37,7 

40,2 

42,8 

44,8 

7,7 

dar. 62 - u. 63 J 

30,6 

32,5 

34,6 

36,3 

38,9 

8,4 

dar. 63 - u. 64 J. 

20,2 

22,7 

26,0 

26,2 

28,6 

8.4 

dar. 64 - u. 65 J. 

14,7 

17,0 

19,1 

21 ,3 

22,3 

7,6 

55-U.65 J. 

45,4 

48,0 

51,2 

53,6 

55,9 

10,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 
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geringfügige Tätigkeiten in der Begriffliehkeit 
des Statistisehen Bundesamtes als „atypisehe Be- 
sehäftigungsformen“ bezeiehnet. Diese Besehäf- 
tigungsformen entspreehen einerseits branehen- 
spezifisehen Bedürfnissen und andererseits aueh 
Vorstellungen der individuellen Arbeits(zeit)ge- 
staltung. 


Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

Die sozialversieherungspfliehtige Besehäfti- 
gung'3 hat sieh insgesamt sehr positiv entwickelt 
und ist im Zeitraum zwischen 2005 und 2009 um 
4,6 Prozent auf 27,4 Millionen gestiegen. Im Jahr 
2009 ist die Zahl der sozialversicherungspflich- 
tig Beschäftigten trotz der Wirtschafts- und Fi- 


Daten zur sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
beziehen sich - wenn nicht anders gekennzeichnet - auf 
den Juni-Wert des Jahres. 


nanzkrise nur geringfügig gegenüber dem etwas 
höheren Niveau des Jahres 2008 (27,5 Millionen) 
gesunken. Vorläufigen Angaben zufolge ist die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im 
August 2010 im Vergleich zum Vorjahresniveau 
um 1,6 Prozent angestiegen. 

Die gestiegene Erwerbsbeteiligung von Älteren 
zeigt sich ganz wesentlich an den Zahlen zur 
sozialversicherungspfiichtigen Beschäftigung. 
Im Zeitraum 2005 bis 2009 ist die Zahl der über 
55-Jährigen sozialversicherungspfiichtig Be- 
schäftigten gegenüber den jüngeren Altersgrup- 
pen deutlich stärker gestiegen. Auch während der 
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise ist sie 
nicht gesunken, sondern weiter gewachsen. Der 
Anteil der sozialversicherungspfiichtig beschäf- 
tigten Älteren an allen Erwerbstätigen gleichen 
Alters ist gestiegen, während er bei den Jüngeren 
gesunken ist. 


Der Anteil der so- 
zialversicherungs- 
pflichtig beschäf- 
tigten Älteren an 
allen Erwerbstäti- 
gen gleichen Alters 
ist gestiegen. 


Tabelle 4-2 


Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach Alter 
in ausgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 

2005/2009 







in% 

SV-Beschäftigte (Tsd.) 

26.178 

26.354 

26.855 

27.458 

27.380 

4,6 

20-U.55 J. 

22.428 

22.476 

22.741 

23.103 

22.854 

1,9 

55-U.60 J. 

2.021 

2.198 

2.361 

2.517 

2.605 

28,9 

60-U.65 J. 

778 

737 

799 

875 

995 

28,0 

55-U.65 J. 

2.799 

2.935 

3.160 

3.392 

3.600 

28,6 

Anteil der SV-BeschäftIgten an Erwerbstätigen der jeweiligen Altersgruppe (in %) 

% - Punkte 

20-U.55 J. 

73,9 

72,8 

72,8 

73,3 

73,1 

-0,8 

55-U.60 J. 

66,5 

66,4 

67,0 

67,9 

68,5 

2,0 

60-U.65 J. 

55,5 

54,9 

54,9 

57,3 

59,2 

3,7 

55-U.65 J. 

63,0 

63,1 

63,5 

64,8 

65,6 

2,6 

Anteil der SV-BeschäftIgten an Bevölkerung der Jeweiligen Altersgruppe In % (Beschäftigungsquote) 

20-U.55 J. 

55,0 

55,4 

56,2 

57,4 

56,8 

1,8 

55-U.60 J. 

41 ,5 

42,8 

44,6 

46,6 

48,3 

6,8 

60-U.65 J. 

16,6 

17,1 

18,7 

20,6 

23,4 

6,8 

55-U.65 J. 

29,3 

31,0 

33,0 

35,2 

37,3 

8,0 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 


Die Beschäftigungsquote weist den Anteil der sozialversicherungspfiichtig Beschäftigten an der Bevölkerung des gleichen 
Alters aus. Sie ist nicht mit der Beschäftigungsquote zu verwechseln, die - z. B. im Kontext der Europäischen Beschäfti- 
gungsstrategie - synonym mit der Erwerbstätigenquote verwendet wird. 
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Infobox 4-1 

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung 


Für die Analyse der Erwerbstätigkeit steht so- 
wohl die Erwerbstätigenstatistik des Statisti- 
schen Bundesamtes als auch die Statistik über 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der 
Bundesagentur für Arbeit zur Verfügung. Die 
Definition der Erwerbstätigen folgt den Vorga- 
ben der International Labour Organization, die 
im Mikrozensus und in der EU-Arbeitskräfteer- 
hebung konkretisiert werden. Während die 
Zahl der Erwerbstätigen auch Selbständige und 
deren mithelfende Familienangehörige, Be- 
amte, Soldaten sowie geringfügig Beschäftigte 
beinhaltet und nicht nach dem Umfang der Tä- 
tigkeit unterscheidet, werden in der Statistik 
über sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
nur jene Personen erfasst, deren Arbeitsentgelt 
der Sozialversicherungspfiicht unterliegt. 

Der Begriff der sozialversicherungspfiichtig 
Beschäftigten umfasst die Personen, die sozial- 
versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege-, 
Renten- und/oder Unfallversicherung sowie der 
Arbeitslosenversicherung sind. Hierzu gehören 
auch Auszubildende oder Altersteilzeitbeschäf- 
tigte. Letztere zählen systemkonform zu den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, da 
die Personen in Altersteilzeit weiterhin ein, 
wenn auch in der Regel reduziertes, sozialver- 
sicherungspfiichtiges Entgelt erhalten. 


Um den demografischen Einfluss auf die Ent- 
wicklung der Zahl der sozialversicherungspfiich- 
tig beschäftigten Älteren zu berücksichtigen, ist 
auch hier die Bezugnahme auf die Bevölkerung 
der jeweiligen Altersgruppe hilfreich. Wie schon 
bei der Analyse der Erwerbstätigkeit zeigt sich 
ein vergleichbares Bild: Die Beschäftigungs- 
quote der 60- bis 64-Jährigen lag mit 23,4 Pro- 
zent im Jahr 2009 zwar auf einem niedrigeren 
Niveau als jene der sozialversicherungspfiichtig 
beschäftigten Jüngeren bzw. der Beschäftigungs- 
quote der 15- bis 64-Jährigen (50,1 Prozent), 
gleichzeitig stieg sie aber stärker an - im Ver- 
gleich zu 2005 um 6,8 und im Vergleich zu 2000 
um 12,5 Prozentpunkte, womit sie sich in den 
letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt hat. Der 
Anstieg bei den 15- bis 64-Jährigen betrug ledig- 
lich 2,8 Prozentpunkte im Vergleich zu 2005 bzw. 
0,5 Prozentpunkte im Vergleich zum Jahr 2000. 

Sozialversicherungspflichtige Volheit- und 
Tei Izei tbeschäfligung 

Sowohl die Zahl der in Vollzeit als auch jene der 
in Teilzeit sozialversicherungspfiichtig Beschäf- 


tigten hat im Zeitraum von 2005 bis 2009 zuge- 
nommen. Da sich die Zahl der in Vollzeit Be- 
schäftigten jedoch weniger stark erhöht hat als 
die Zahl der sozialversicherungspfiichtig Teil- 
zeitbeschäftigten, ist der Anteil der Vollzeitbe- 
schäftigten an allen sozialversicherungspfiichtig 
Beschäftigten von 83 Prozent im Jahr 2005 auf 
81 Prozent im Jahr 2009 leicht gesunken. Der 
Anteil der in Teilzeit Beschäftigten hat sich dabei 
sowohl bei den Jüngeren als auch bei den Älteren 
etwas erhöht. Knapp 74 Prozent der sozialversi- 
cherungspfiichtig beschäftigten Älteren zwi- 
schen 55 und 64 Jahren sind in Vollzeit tätig. 

Die Zahl der in Vollzeit beschäftigten Älteren ist 
zwischen 2005 und 2009 gestiegen, während die 
der Jüngeren im gleichen Zeitraum zurückging. 
Diese Entwicklung bewirkt, dass sich der Anteil 
der Älteren zwischen 55 und 64 Jahren an allen 
Vollzeitbeschäftigten von zehn Prozent im Jahr 
2005 auf 12,1 Prozent im Jahr 2009 erhöht hat. 
Gleichzeitig blieb der Anteil der in Vollzeit be- 
schäftigten Älteren an allen älteren Erwerbstäti- 
gen im Zeitraum 2005 bis 2009 mit rund 48 Pro- 
zent konstant. Hingegen sank der Anteil der in 
Vollzeit beschäftigten 20- bis 54-Jährigen an den 
Erwerbstätigen der entsprechenden Alters- 
gruppe geringfügig von rund 62 auf 60 Prozent. 

Die Zahl der in Teilzeit Beschäftigten hat sich in 
allen Altersgruppen erhöht. Auch die Anteile der 
in Teilzeit Beschäftigten an allen sozialversiche- 
rungspfiichtig Beschäftigten sowie an den Er- 
werbstätigen der jeweiligen Altersgruppe sind 
gestiegen. Von den Erwerbstätigen zwischen 
55 und 64 Jahren waren im Jahr 2009 insgesamt 
16,8 Prozent in einer sozialversicherungspfiichti- 
gen Teilzeitbeschäftigung tätig, während bei den 
jüngeren Erwerbstätigen nur 13,4 Prozent einer 
sozialversicherungspfiichtigen Teilzeitbeschäfti- 
gung nachgingen. 

Atypische Beschäftigung 

Atypische Beschäftigungsverhältnisse haben in 
den vergangenen Jahren eine stärkere Verbrei- 
tung gefunden. Dies ist u. a. auf die politischen 
Bestrebungen zurückzuführen, flexiblere Be- 
schäftigungsformen wie z. B. Teilzeitarbeit zu 
stärken. Ziel war es, Einstellungs- und Erwerbs- 
tätigkeitshürden zu beseitigen und auf diese 
Weise mehr Personen den Einstieg sowie den 
Verbleib in einem Beschäftigungsverhältnis zu 
ermöglichen. Die Entwicklung der letzten Jahre 
zeigt, dass dies auch gelungen ist. Neben Teil- 
zeitbeschäftigungen gehören befristete und ge- 
ringfügige Beschäftigungen sowie Zeitarbeit zur 
atypischen Beschäftigung, wobei zwischen die- 
sen Beschäftigungsformen Überschneidungen 
bestehen, so dass sich die Summe der atypisch 
Beschäftigten nicht aus den Angaben zu den 
Teilgruppen bilden lässt. 


In den letzten fünf 
Jahren sind jeweils 
über 70 Prozent der 
sozialversiche- 
rungspfiichtig be- 
schäftigten Älteren 
in Vollzeit tätig ge- 
wesen. 




Drucksache 17/3814 


38 - Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Der Anteil der atypiseh Besehäftigten an den Er- 
werbstätigen der jeweiligen Altersgruppe lag im 
Jahr 2009 für alle Altersgruppen auf einem ver- 
gleiehbaren Niveau von rund 20 Prozent. Im Ver- 
gleieh zum Jahr 2005 hat sieh der jeweilige An- 
teil nur geringfügig verändert. 

Befristete Besehäftigung 

Die Zahl der befristet Besehäftigten ist zwisehen 
2005 und 2009 über alle Altersgruppen von ins- 
gesamt rund 2,4 Millionen auf knapp 2,7 Millio- 
nen gestiegen, ln diesem Zeitraum ist die Zahl 
der Besehäftigten insgesamt auf 30,9 Millionen 
gestiegen. Somit nehmen die befristet Besehäf- 
tigten einen Anteil von rund neun Prozent an al- 


len Besehäftigten ein. Der Anstieg variierte zwi- 
sehen den versehiedenen Altersgruppen und fiel 
in der Altersgruppe der 55- bis unter 60-Jährigen 
relativ gesehen am höehsten aus, lag allerdings 
weiterhin auf niedrigem Niveau. Von den rund 
2,7 Millionen befristet Besehäftigten waren rund 
200 000 Personen 55 Jahre und älter. 

Der Anteil der befristet Besehäftigten über 
55 Jahre an allen befristet Besehäftigten hat sieh 
in den Jahren 2005 bis 2009 nur leieht erhöht. 
Der Anteil der befristet Besehäftigten an allen 
Erwerbstätigen in dieser Altersgruppe blieb in 
dem genannten Zeitraum nahezu unverändert bei 
weniger als vier Prozent. 


Tabelle 4-3 


Atypische Beschäftigung nach Alter in ausgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 

2005/2009 

Atypisch Beschäftigte 
(in Tsd.) 

6.953 

7.682 

7.925 

8.004 

7.875 

13,3% 

20-U.55 J. 

5.824 

6.427 

6.599 

6.600 

6.444 

10,6% 

55-U.60 J. 

530 

627 

668 

701 

724 

36,6% 

60-U.65 J. 

309 

299 

320 

335 

344 

11,3% 

55-U.65 J. 

839 

926 

988 

1.036 

1.068 

27,3% 

jAnteil der atypisch Beschäftigten an Erwerbstätigen der jeweiligen Altersgnjppe 

% - Punkte 

20-U.55 J. 

19,2% 

20,8% 

21 ,1 % 

20,9% 

20,6% 

1,4 

55-U.60 J. 

1 7,4% 

18,9% 

19,0% 

18,9% 

19,0% 

1,6 

60-U.65 J. 

22,0% 

22,2% 

22,0% 

22,0% 

20,5% 

-1,6 

55-U.65 J. 

18,9% 

19,9% 

19,9% 

19,8% 

19,5% 

0,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 


Tabelle 4-4 


Befristet Beschäftigte nach Alter in ausgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 

2005/2009 

befristet Beschäftigte 
(in Tsd.) 

2.413 

2.638 

2.679 

2.754 

2.666 


20-U.55J. 

2.167 

2.363 

2.403 

2.468 

2.374 

9,6% 

55-U.60J. 

114 

127 

136 

141 

156 

36,8% 

60-U.65J. 

50 

45 

50 

54 

51 

2,0% 

55-U.65J. 

164 

172 

186 

195 

207 

26,2% 

Anteil an Erwerbstätigen der jeweiligen Altersgruppe 

% - Punkte 

20-U.55J. 

7,1% 

7,7% 

7,7% 

7,8% 

7,6% 

0,5 

55-U.60J. 

3,8% 

3,8% 

3,9% 

3,8% 

4,1% 

0,4 

60-U.65J. 

3,6% 

3,3% 

3,4% 

3,5% 

3,0% 

-0,5 

55-U.65J. 

3,7% 

3,7% 

3,7% 

3,7% 

3,8% 

0,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 
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Geringfügige Besehäftigung 

Die Zahl der geringfügig Besehäftigten im Alter 
über 55 Jahre ist von 2005 bis 2009 um 90 000 
Personen gestiegen, und zwar im Wesentliehen 
in der Altersgruppe der 55- bis unter 60-Jährigen. 
Die Zahl der geringfügig Besehäftigfen im Alter 
von 60 Jahren und darüber blieb nahezu unverän- 
dert. 

Der Anstieg der älteren geringfügig Besehäftig- 
fen relafivierf sieh, wenn die Enfwieklung in 
Bezug zur gesamfen Erwerbsfäfigkeif dieser Al- 
fersgruppe betraehtef wird. Der Anteil der ge- 
ringfügig Besehäftigfen an allen Erwerbsfätigen 
im Alter über 55 Jahre lag mit neun Prozent im 
Jahr 2009 auf gleieher Höhe wie 2005. Der An- 
teil der geringfügig Besehäftigten über 60 Jahre 
an den Erwerbstätigen der Altersgruppe hat sieh 
im gleiehen Zeitraum sogar etwas reduziert. 

Zeitarbeit 

Neben den Teilzeitbesehäftigungen, befristeten 
Besehäftigungen und geringfügigen Täfigkeifen 
zählf aueh die Zeifarbeit zur afypisehen Besehäf- 
tigung. Diese bewegte sieh insgesamt auf einem 
relativ niedrigen Niveau, an dem die Älteren kei- 
nen bedeutsamen Anteil haben. Von den 562 000 
Zeitarbeitem waren im Jahr 2009 lediglieh 
45 000 Personen älter als 55 Jahre. 

„Aufstocker“ 

Für einen umfassenden Überbliek über die Ar- 
beitsmarktlage Älterer über die bisher genannten 
Erwerbsformen hinaus ist aueh die Entwieklung 
der Zahl älterer erwerbstätiger Bezieher von Ar- 
beitslosengeld 11 zu skizzieren. Gemeint sind 
jene Personen, die erwerbstätig sind und ergän- 
zend Leistungen der Grundsieherung für Arbeif- 


suehende beziehen („Aufsfoeker“). Diese Leis- 
tungen werden entweder auf Grund eines 
niedrigen Stundenlohns, einer geringen Arbeits- 
zeit oder eines hohen Bedarfs der gesamten Be- 
darfsgemeinsehaft bezogen. 

Vergliehen mit dem Anteil der Älteren an den Er- 
werbstätigen ist das Niveau des Anteils der Älte- 
ren unter den erwerbstätigen Beziehern von 
Arbeitslosengeld 11 unterdurehsehnittlieh. Der 
Anteil der Älteren über 55 Jahre an allen rund 
1 ,3 Millionen erwerbstätigen Beziehern von Ar- 
beitslosengeld 11 hat sieh in der Zeit von 2007 bis 
Anfang des Jahres 2010 auf 12,5 Prozent erhöht. 
Der Anteil der Älteren über 55 Jahre an allen Er- 
werbstätigen lag im Jahr 2009 bei 14,2 Prozent. 

Das zentrale Ergebnis der Analyse der Erwerbs- 
tätigkeit von älteren Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern ist, dass die Erwerbstätigkeit dieser 
Gruppe in den vergangenen Jahren deutlieh zu- 
genommen hat. Über die Hälfte der Älteren über 
55 Jahre war im Jahr 2009 erwerbstätig. Damit 
liegt ihre Erwerbstätigenquote mit 55,9 Prozent 
bereits zehn Prozentpunkte über dem Wert des 
Jahres 2005. Im Vergleieh zur Erwerbstätigen- 
quote der Jüngeren, die knapp 80 Prozent be- 
trägt, ist das Niveau noeh niedrig. Der überwie- 
gende Anteil der erwerbstätigen Älteren über 
55 Jahre, nämlieh insgesamt 66 Prozent, ging 
einer sozialversieherungspfliehtigen Besehäfti- 
gung naeh. Der Anteil der besehäftigten Älteren 
an ihrer Altersgruppe liegt aueh hier niedriger als 
bei Personen, die jünger als 55 Jahre sind. Die 
Steigerung der Erwerbsbeteiligung Älterer ist an- 
gesiehts der Tatsaehe, dass die Frühverrentung 
noeh vor wenigen Jahren häufig gängige Praxis 
war, ein enormer Erfolg. Die Entwieklung ver- 
deutlieht das Potenzial, das in einer verstärkten 
Aktivierung von Älteren für den Arbeifsmarkf 
besfeht. 


Tabelle 4-5 


Geringfügig Beschäftigte nach Alter in ansgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 

2005/2009 

geringfügig 

Beschäftigte (in Tsd.) 

2.599 

2.850 

2.976 

2.773 

2.794 

7,5% 

20-U.55J. 

1.997 

2.171 

2.241 

2.068 

2.053 

2,8% 

55-U.60 J. 

207 

276 

299 

293 

296 

43,0% 

60-U.65 J. 

194 

187 

198 

182 

195 

0,5% 

55-U.65 J. 

401 

463 

497 

475 

491 

22,4% 

lAnteii an Erwerbstätigen der jeweiiigen Attersgruppe | 

% - Punkte 

20-U.55J. 

6,6% 

7,0% 

7.2% 

6,6% 

6,6% 

0,0 

55-U.60 J. 

6.8% 

8,3% 

8,5% 

7,9% 

7,8% 

1,0 

60-U.65 J. 

1 3,8% 

1 3,9% 

13,6% 

11,9% 

11,6% 

-2,2 

55-U.65 J. 


9,9% 


9,1% 

9,0% 

-0,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus. 
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4.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit ist Ausdruek einer Unteraus- 
lastung des Arbeitskräfteangebots. Als arbeitslos 
gelten naeh dem Dritten Bueh Sozialgesetzbueh 
(SGB 111) Personen, die vorübergehend nieht in 
einem Besehäftigungsverhältnis stehen, das 


15 Woehenstunden oder mehr umfasst, die eine 
versieherungspfliehtige Besehäftigung von min- 
destens 15 Wochenstunden suchen und dabei den 
Vermittlungsbemühungen der Agenturen für Ar- 
beit bzw. der Träger der Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende zur Verfügung stehen und sich dort 
persönlich arbeitslos gemeldet haben. 


Infobox 4-2 

Kennzahlen znm Arbeitsmarkt 


ln regelmäßigen Abständen wird die Aussagekraft von Kennziffern zum Arbeitsmarkt, insbesondere 
der registrierten Arbeitslosigkeit, kritisiert. Hierbei wird meist daraufhingewiesen, dass Kennzahlen 
Definitionen unterliegen, die sich verändern können. Die registrierte Arbeitslosigkeit beispielsweise 
gibt die Anzahl der Personen an, die die gesetzlich festgelegten Kriterien des § 16 Absatz 1 SGB 111 
(Beschäftigungslosigkeit, Verfügbarkeit, Arbeitsuche) und des § 16 Absatz 2 SGB 111 (keine Teil- 
nahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme) erfüllen und deshalb als arbeitslos gezählt wer- 
den. Gesetzliche Änderungen der in Bezug genommenen Vorschriften führen somit auch zu Ände- 
rungen in der Zahl der Arbeitslosen. 

Konkret zeigt sich dies beispielsweise beim Rückgang der Arbeitslosigkeit im zweiten Halbjahr 
2009. Diese entwickelte sich nicht allein infolge der getroffenen arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men deutlich moderater als erwartet; es ist auch ein statistischer Sondereffekt im Zuge der Neuaus- 
richtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente zu berücksichtigen, durch welche mit Wirkung 
zum 1 . Januar 2009 eine Reihe von Instrumenten verändert, abgeschafft oder neu gestaltet wurden. 
Dies hat indirekt Auswirkungen auf die Vergleichbarkeit der Arbeitslosenzahlen im Zeitablauf Seit 
Jahresbeginn 2010 beeinflusst dieser Effekt den Vormonatsvergleich nicht mehr; im Vorjahresver- 
gleich muss er jedoch weiterhin berücksichtigt werden. Um den genannten Effekt der arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen transparent zu machen, wird ergänzend zur Arbeitslosigkeit die Kennzahl 
der Unterbeschäftigung ausgewiesen, bei der zusätzlich zu den registrierten Arbeitslosen auch die 
Personen erfasst werden, die aufgrund von § 16 Absatz 2 SGB 111 oder eines arbeitsmarktbedingten 
Sonderstatus nicht als arbeitslos im Sinne des § 16 SGB 111 gelten. 

Die Zahl der älteren Arbeitslosen wird darüber hinaus durch die Ende des Jahres 2007 ausgelaufe- 
nen Regelungen des § 428 SGB 111, des § 65 Absatz 4 SGB 11 und des § 252 Absatz 8 SGB VI be- 
einflusst. Der Wegfall dieser Regelungen hat älteren Arbeitslosen die Möglichkeit genommen, Ar- 
beitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen zu beziehen. Statistisch galten die Bezieher von 
Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen nicht als arbeitslos. Seit Anfang 2008 gehen 
demnach Monat für Monat Arbeitslose im Alter über 58 Jahre in die Statistik ein, die zu einem gro- 
ßen Teil in den Jahren bis 2008 nicht als arbeitslos gezählt worden wären. Seit Anfang 2008 ist da- 
her auch ein Aufbau des Bestandes älterer Arbeitsloser zu beobachten. 

Leicht abgefedert, aber keinesfalls kompensiert wird dieser Effekt durch die Auswirkungen des 
§ 53a SGB 11, wonach erwerbstähige Hilfebedürftige, die nach Vollendung des 58. Lebensjahres 
mindestens für die Dauer von zwölf Monaten Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
bezogen haben, ohne dass ihnen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten wor- 
den ist, nicht mehr als arbeitslos gelten. Diese Personengruppe ist nämlich deutlich kleiner als die 
Personengruppe, die zuvor die 58er-Regelung nach § 428 SGB 111 und § 65a SGB 11 in Anspruch 
nahm. Im Mai 2010 fielen rund 70 000 Personen unter die Regelung des § 53a SGB 11. Im Jahr 
2007 nahmen hingegen schätzungsweise über 400 000 Personen die 58er-Regelung des § 428 
SGB 111 bzw. § 65 Absatz 4 SGB 11 in Anspruch. Wie viele Personen im SGB 11 derzeit noch die 
alte 58er-Regelung in Anspruch nehmen, ist nicht bekannt. Im SGB 111 waren es im Mai 2010 
rund 1 200 Personen. 
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Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland hat viele Beobachter positiv über- 
rascht. Die Entwicklung am Arbeitsmarkt konnte 
von der ungünstigen gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung weitgehend entkoppelt werden, was 
insbesondere auf eine beschäftigungssichemde 
Arbeitszeit- und Personalpolitik in den Unter- 
nehmen sowie auf die Nutzung des Instruments 
der Kurzarbeit zurückgeführt werden kann. Das 
erfreuliche Ergebnis dieser Anstrengungen ist 
ein in diesem Jahr unerwartet kräftiger Rückgang 
der Arbeitslosigkeit. Mit 2,9 Millionen lag der 
Wert im Oktober 2010 trotz der verhältnismäßig 
ungünstigen ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen so niedrig wie seit Oktober 1992 nicht mehr. 

Auf Grund eines Sondereffekts (vgl. Infobox 4-2) 
wird die positive Entwicklung der Arbeitslosen- 
zahlen im Jahresvergleich etwas überzeichnet. 
Dies wird bei einer Betrachtung der von der Bun- 
desagentur für Arbeit ausgewiesenen Unter- 
beschäftigung (ohne Kurzarbeit), die auch die 
gesamte Entlastung durch Arbeitsmarktpolitik 
sowie den Sondereffekt berücksichtigt, deutlich. 
Doch auch die Unterbeschäftigung (ohne Kurz- 
arbeit) hat im Oktober 2010 im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 383 000 auf 4,06 Millionen ab- 
genommen. Auf Grund des Sondereffektes fiel 
der Rückgang hier zunächst etwas geringer aus 
als bei der Arbeitslosigkeit, ln den vergangenen 
sieben Monaten ist die Unterbeschäftigung sai- 
sonbereinigt aber stärker gesunken als die Ar- 
beitslosigkeit. Der Abstand beider Größen ver- 
ringerte sich damit und die Unterbeschäftigung 
liegt aktuell nur noch knapp über dem Wert von 
Oktober 2008 (+16.000). 

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit umfasst auch 
die Gruppe der Älteren. Die Zahl der Arbeitslo- 
sen, die älter als 55 Jahre waren, hat sich in den 
Jahren 2005 bis 2008 deutlich um insgesamt 
26,4 Prozent reduziert. Da sich in diesem Zeit- 
raum die Arbeitslosigkeit insgesamt aber noch 
etwas stärker verringerte (32,8 Prozent), ist der 
Anteil der Älteren an allen Arbeitslosen gering- 
fügig von zwölf auf 13,1 Prozent gestiegen. 


Auf Grund der Finanz- und Wirtschaftskrise er- 
höhte sich die Arbeitslosigkeit von 2008 bis 
2009 insgesamt um fünf Prozent, die Arbeitslo- 
sigkeit von Personen über 55 Jahre sogar um 
rund 16 Prozent. Dennoch lag sie damit aber 
noch unter dem absoluten Wert für das Jahr 
2005. Im ersten Halbjahr 2010 sind die Arbeits- 
losigkeit insgesamt sowie die Arbeitslosigkeit 
der Älteren über 55 Jahre wieder zurückgegan- 
gen, wiederum aber in unterschiedlichem Maße. 
Deshalb ist der Anteil der Arbeitslosen, die älter 
als 55 Jahre sind, an allen Arbeitslosen etwas an- 
gestiegen. Diese Entwicklung der Zahl der ar- 
beitslosen Älteren ist in erheblichem Maße auf 
einen statistischen Sondereffekt zurückzuführen 
(vgl. Infobox 4-2). 

Struktur der Arbeitslosigkeit 

Bei einer Analyse der Struktur der Arbeitslosig- 
keit fällt auf, dass sich der Rückgang der Arbeits- 
losigkeit in den Jahren 2005 bis 2008 zunächst 
im Bereich des Rechtskreises SGB IIE^ vollzo- 
gen hat und die Arbeitslosigkeit auch dort im 
Verlauf der wirtschaftlichen Erholung im ersten 
Halbjahr 2010 stärker wieder abgebaut werden 
konnte. Dieses Phänomen ist auf den Umstand 
zurückzuführen, dass im SGB 111 Personen be- 
treut werden, die schneller von einer Verbesse- 
rung der Arbeitsmarktlage profitieren. Die be- 
schriebene Entwicklung galt auch für die älteren 
Arbeitslosen über 55 Jahre, auch wenn bei ihnen 
die Dynamik der Veränderung geringer ausfiel. 


Die Zahl der Bezieher von Arbeitslosengeld und Leistun- 
gen der Grundsicherung für Arbeitsuchende stimmt nicht 
mit der Zahlen der Arbeitslosen überein. Dies liegt einer- 
seits daran, dass es im Rechtskreis SGB III Arbeitslose ge- 
ben kann, die auf Grund fehlender Anspruchsvorausset- 
zungen keine Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 
beziehen. Darüber hinaus werden Teilnehmer an Maßnah- 
men nach § 16 Absatz 2 SGB III in beiden Rechtskreisen 
nicht als arbeitslos gezählt. Im Rechtskreis SGB II sind 
darüber hinaus Erwerbstätige einbezogen, die zwar Leis- 
tungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende beziehen, 
aber auf Grund ihrer Erwerbstätigkeit nicht als arbeitslos 
zu zählen sind (so genannte Aufstocker), und Personen, 
die wegen fehlender Verfügbarkeit (z. B. Betreuung von 
kleinen Kindern oder Pflege von Angehörigen, § 10 SGB II) 
nicht als arbeitslos zu zählen sind. 


Tabelle 4-6 


Kenngrößen znr Arbeitslosigkeit in ansgewählten Jahren 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Veränderung 

2005/2009 

Arbeitslose insgesamt 

4.860.909 

4.487.305 

3.776.509 

3.267.907 

3.423.283 

-29,6% 

davon älter als 55 Jahre 

581.702 

568.264 

475.432 

427.996 

496.600 

-14,6% 

Anteil 

12,0% 

12,7% 

12,6% 

13,1% 

14,5% 


davon älter als 60 Jahre 

81.893 

63.594 

42.301 

47.479 

91.542 

1 1 ,8% 

Anteil 

1 ,7% 

1,4% 

1,1% 

1,5% 

2,7% 



Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Jahresdurchschnitte). 
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In den letzten Jah- 
ren konnte nieht 
nur die Arbeitslo- 
sigkeit insgesamt, 
sondern aueh die 
verfestigte Arbeits- 
losigkeit von Jünge- 
ren und von Älteren 
reduziert werden. 


Anders stellte sieh die Situation für Personen 
über 60 Jahre dar, was maßgeblieh dureh Verän- 
derungen der gesetzliehen Rahmenbedingungen 
verursaeht war (vgl. Infobox 4-2). 

Dauer der Arbeitslosigkeit 

Auf Grund der Zusammenführung der Arbeitslo- 
senhilfe mit der Sozialhilfe in die zum Jahresbe- 
ginn 2005 neu eingeführte Grundsieherung für 
Arbeitsuehende (SGB 11) wurden im Jahr 2005 
zum Teil erstmals aueh langjährige Sozialhilfe- 
bezieher als arbeitslos erfasst und verdeekte Ar- 
beitslosigkeit offengelegt. Da aus diesem Perso- 
nenkreis viele nieht innerhalb des ersten Jahres 
naeh Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe vermittelt werden konnten, stieg 
die Zahl der Langzeitarbeitslosen, d. h. der Per- 
sonen, die länger als ein Jahr arbeitslos waren, 
im Jahr 2006 zunäehst an. Entspreehend lag der 
Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeits- 
losen bei 41 Prozent''^, ln den folgenden Jahren 
konnte die Langzeitarbeitslosigkeit aber relativ 
stärker abgebaut werden als die Arbeitslosigkeit 
insgesamt, wodureh sieh der Anteil der Langzeit- 
arbeitslosen an allen Arbeitslosen auf knapp 
30 Prozent im Jahresdurehsehnitt 2009 verrin- 
gerte. Diese Entwieklung zeigte sieh sowohl für 
die Arbeitslosen im Alter zwisehen 20 und unter 
55 Jahren als aueh für die Arbeitslosen im Alter 
zwisehen 55 und unter 65 Jahren, ln den letzten 
Jahren konnte nieht nur die Arbeitslosigkeit ins- 
gesamt, sondern aueh die verfestigte Arbeitslo- 
sigkeit von Jüngeren und von Älteren reduziert 
werden. Der Anteil der Kurzzeitarbeitslosen an 
allen Arbeitslosen liegt bei den Jüngeren höher 
als bei den Älteren. 


Alle Daten zur Dauer der Arbeitslosigkeit beziehen sich 
auf Daten aus dem BA-IT-Fachverfahren, ohne Informa- 
tionen zu den zugelassenen Trägem; daher werden nur 
Anteile angegeben. 


Die Daten zur Entwicklung der Langzeit- und 
der Kurzzeitarbeitslosigkeit stützen die Einschät- 
zung, dass sich der Arbeitsmarkt in Deutschland 
trotz der Wirtschafls- und Finanzkrise erstaun- 
lich stabil darstellt. Der Anteil der kurzfristig Ar- 
beitslosen sinkt wieder, während der Anteil der 
Langzeitarbeitslosen wieder geringfügig an- 
steigt. Diese Entwicklung ist typisch im Kon- 
junkturverlauf, da Kurzzeitarbeitslose früher von 
einer wirtschaftlichen Belebung profitieren kön- 
nen als Langzeitarbeitslose. Gleichwohl spielen 
auch die Qualifikation und der bisherige Er- 
werbsverlauf eine wichtige Rolle. Dieser Um- 
stand gilt für jüngere und ältere Arbeitslose glei- 
chermaßen. 

4.3 Zielsetzungen der Arbeitsmarkt- 
politik im europäischen Kontext 

Die Europäische Union hat im Rahmen der ge- 
meinsamen europäischen Beschäftigungsstrate- 
gie ihrer Mitgliedstaaten der Steigemng der Er- 
werbstätigkeit älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer hohe Priorität eingeräumt. Im Jahr 
2001 formulierten die Staats- und Regierungs- 
chefs auf dem Europäischen Rat in Stockholm im 
Rahmen der Lissabon-Strategie das Ziel, bis zum 
Jahr 2010 die Erwerbstätigenquote'^ der älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zwischen 
55 und 64 Jahren auf 50 Prozent zu steigern. 


Die Erwerbstätigenquote bei Eurostat, die für europäische 
Vergleiche herangezogen wird, bemht auf einer geringfü- 
gig anderen Abgrenzung als die Erwerbstätigenquote des 
Statistischen Bundesamtes, obwohl die Datenbasis für bei- 
de Werte der Mikrozensus ist. In der Abgrenzung von Eu- 
rostat werden jedoch Wehr- und Zivildienstleistende sowie 
Personen in Gemeinschaftsunterkünften nicht berücksich- 
tigt. Die jeweiligen Werte unterscheiden sich daher etwas. 
Die Erwerbstätigenquote bei Eurostat wird ebenso wie die 
Erwerbstätigenziele oft auch als Beschäftigungsquote 
bzw. Beschäftigungsziele bezeichnet. 


Abbildung 4-3 

Anteil der Kurz- und Langzeitarbeitslosen nach Altersgruppen in ausgewählten Jahren 

(in Prozent) 


Alter 20 - 54 


Alter 55 - 64 



2005 2006 2007 2008 2009 

□ unter 1 Jahr Büber 1 Jahr 


2005 2006 2007 2008 2009 

□ unter 1 Jahr Büber 1 Jahr 


Die Daten zur Ent- 
wicklung der Lang- 
zeit- und der Kurz- 
zeitarbeitslosigkeit 
stützen die Ein- 
schätzung, dass 
sich der Arbeits- 
markt in Deutsch- 
land trotz der Wirt- 
schafts- und 
Einanzkrise er- 
staunlich stabil 
darstellt. 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Daten aus BA- IT Systemen ohne Daten der zugelassenen kommunalen Träger. 
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Abbildung 4-4 

Ausgewählte Ziele und Zielerreichung der europäischen Beschäftigungsstrategie 



□ Ältere: 55- u. 65 J. ■Gesamt 15- u. 65 J. 


Quelle: Eurostat. 


Deutschland hat be- 
reits im Jahr 2007 
das Lissabon-Ziel 
einer Erwerbstäti- 
genquote Älterer 
von 50 Prozent 
überschritten. 


ln den vergangenen zehn Jahren ist in vielen 
Ländern Europas die Erwerbstätigenquote Älte- 
rer deutlieh gestiegen, aueh wenn die europäi- 
sehen Zieltnarken im EU-Durehsehnitt voraus- 
siehtlieh in diesem Jahr noeh nieht erreieht 
werden. Deutsehland hat hingegen bereits im 
Jahr 2007 das Lissabon-Ziel einer Erwerbstäti- 
genquote Älterer von 50 Prozent übersehritten. 


ln der neuen Strategie EU 2020, die der Lissa- 
bon-Strategie naehfolgt, wird das Ziel formuliert, 
die Erwerbstätigenquote der Männer und Frauen 
im Alter von 20 bis 64 Jahren bis zum Jahr 2020 
EU-weit auf 75 Prozent anzuheben.'* Gegenwär- 
tig beträgt die Erwerbstätigenquote naeh dieser 
Altersabgrenzung 69, 1 Prozent in der EU 27 und 
74,8 Prozent in Deutsehland. 

Eine höhere Erwerbstätigenquote Älterer ist aueh 
Gegenstand der neuen Besehäftigungspolitisehen 
Leitlinien der EU, die bis zum Jahr 2014 unver- 
ändert Bestand haben sollen. Die Besehäf- 
tigungspolitisehen Leitlinien sind von den 
Mitgliedstaaten in der Ausgestaltung ihrer natio- 
nalen Besehäftigungspolitik zu berüeksiehtigen. 
Sie sehen u. a. eine Kombination aus aktiver Ar- 
beitsmarktpolitik, effektivem lebenslangem Ler- 


nen und eine Politik zur Förderung der Arbeits- 
kräftemobilität sowie einer angemessenen 
Absieherung der Übergänge auf dem Arbeits- 
markt vor. Aueh die Themen Gesundheitssehutz 
am Arbeitsplatz und Qualität der Arbeit sollen 
besondere Beaehtung erfahren. 

Die Notwendigkeit eines gemeinsamen Paradig- 
menweehsels weg von der Frühverrentung und 
hin zur Förderung eines langen Verbleibs im Er- 
werbsleben wird heute in ganz Europa verstan- 
den, aueh wenn die Intensität entspreehender 
Reformen in den einzelnen Mitgliedstaaten un- 
tersehiedlieh ausgeprägt ist. Die national ergrif- 
fenen Maßnahmen zur Verbesserung der Er- 
werbsbeteiligung Älterer umfassen ein breites 
Spektrum und lassen sieh grob in vier Bereiehe 
zusammenfassen: Die BesehäftigungsfÖrderung, 
die Förderung von Bildung und Qualifizierung, 
eine an das aktive Altem angepasste Arbeitsum- 
gebung und die Ausriehtung der sozialen Siehe- 
mngssysteme auf den demografisehen Wandel. 
Der vierte Bereich umfasst die Anhebung des ge- 
setzlichen Renteneintrittsalters sowie den Abbau 
von Frühverrentungsmöglichkeiten. 


Die Gründe für die Änderung der Altersabgrenzung liegen 
im hohen Anteil der 15- bis 19-Jährigen in Schule oder 
Ausbildung. Damit die Chancen junger Menschen auf 
dem Arbeitsmarkt nachhaltig verbessert werden, ist das 
erklärte Ziel der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
diesen Anteil durch verstärkte Ausbildungs- und Qualifi- 
zierungsangebote weiter zu erhöhen. Für das Ziel einer Er- 
höhung der Erwerbsbeteiligung wurde daher die Altersab- 
grenzung von 20 bis 64 Jahre vereinbart. 


Infobox 4-3 

Das Grünbuch der Europäischen Kommission 


Die Europäische Kommission hat am 7. Juli 
2010 ein Grünbuch zu „angemessenen, nach- 
haltigen und sicheren europäischen Rentensys- 
temen“ {Grünbuch Rente) veröffentlicht. Ziel des 
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Grünbuchs ist die Betrachtung von Herausfor- 
derungen und Ungleichgewichten in den Ren- 
tensystemen unter Einbeziehung eines breiten 
Spektrums an Akteuren. Einer der Kernpunkte 
des Grünbuchs ist der Gedanke, vor dem Hin- 
tergrund einer in der Zukunft weiter steigenden 
durchschnittlichen Lebenserwartung und der 
Sicherung der zukünftigen Angemessenheit 
und Nachhaltigkeit der Rentensysteme die ge- 
setzliche Regelaltersgrenze anzuheben. Die An- 
gemessenheit und Nachhaltigkeit der Alters- 
sicherungssysteme würden gefördert, wenn der 
Anstieg der im Ruhestand verbrachten Zeit 
durch eine Anhebung des tatsächlichen Renten- 
eintrittsalters gedämpft wird. Weiter geht es der 
Kommission darum, die Erwerbsbevölkerung 
zu mehr Arbeitsleistung und einem längeren 
Erwerbsleben zu motivieren. Außerdem wird 
die Abschaffung bzw. Erschwerung von Früh- 
verrentungsmöglichkeiten sowie eine Arbeits- 
marktpolitik vorgeschlagen, die ältere Arbeit- 
nehmer dazu ermutigt, länger im Arbeitsmarkt 
zu verbleiben. 


Die Entwicklungen in vielen Mitgliedstaaten zei- 
gen, dass eine deutliche Steigerung der Erwerbs- 
tätigenquote Älterer möglich ist. Besondere Er- 
folge können dabei die Länder aufweisen, die 
ganzheitliche Ansätze verfolgen und verschie- 
dene Bereiche miteinander verbinden. Hierzu ge- 
hören präventive und fördernde Maßnahmen und 
der Abbau von Fehlanreizen sowie die Schaffung 
von Anreizen zum längeren Verbleib im Er- 
werbsleben. Die Bundesregierung will von posi- 
tiven europäischen Erfahrungen profitieren. 

4.4 Ausgewählte Maßnahmen der 
Bundesregierung zur Erhöhung 
der Erwerbsbeteiligung Älterer 

Die Bundesregierung fördert durch verschiedene 
Maßnahmen einen längeren Verbleib von Älteren 
im Erwerbsleben. Neben der Abschaffung von 
Anreizen für ein früheres Ausscheiden aus der 


Erwerbstätigkeit wie beispielsweise die Abschaf- 
fung der genannten Frühverrentung oder der von 
der Bundesagentur für Arbeit geförderten Alters- 
teilzeit, die überwiegend im Blockmodell wahr- 
genommen wurde, enthält insbesondere das Ge- 
setz zur Arbeitsförderung (SGB 111) Maßnahmen 
zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Älteren. 


Die Bundesregie- 
rung fördert be- 
reits heute durch 
verschiedene Maß- 
nahmen einen län- 
geren Verbleib von 
Älteren im Er- 
werbsleben. 


Arbeitsförderung nach dem SGB III 

Das SGB III enthält zahlreiche Regelungen und 
Maßnahmen zur Arbeitsförderung, die auch von 
Älteren genutzt werden können. Neben den Re- 
gelungen zu passiven Leistungen finden sich hier 
u. a. auch die Instrumente der aktiven Arbeits- 
marktpolitik, beispielsweise zur Weiterbildung 
und Qualifizierung sowie zur Beschäftigungs- 
förderung. Zu unterscheiden sind beschäfti- 
gungsbegleitende Leistungen (z. B. Eingliede- 
rungszuschüsse, Beschäftigungszuschüsse oder 
Förderungen von Selbständigkeit) von Beschäfti- 
gung schaffenden Instrumenten wie beispiels- 
weise Arbeitsgelegenheiten. 

Die Analyse der Teilnehmerzahlen an beschäfti- 
gungsbegleitenden Maßnahmen zeigt, dass die 
Partizipation in den letzten Jahren insgesamt 
rückläufig war. Der Anteil Älterer an allen Teil- 
nehmern hingegen ist kontinuierlich gestiegen. 
Von 2005 bis 2009 hat sich der Anteil der über 
55-Jährigen verdoppelt und erreichte im Jahres- 
durchschnitt 2009 rund 15 Prozent. 

Die Entwicklung der Beschäftigung schaffenden 
Maßnahmen zeigt einen ähnlichen Trend. Zwar 
hat von 2005 auf 2006 die Anzahl der Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer stark zugenommen, 
doch geht sie seitdem stetig zurück. Hingegen 
hat sich der Anteil Älterer unter den Teilnehmern 
deutlich erhöht, so dass im Jahresdurchschnitt 
2009 rund 16 Prozent der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer älter als 55 Jahre waren. Darüber hi- 
naus hat sich die Anzahl der über 60-Jährigen in 
der Zeit von 2005 bis 2009 fast verdreifacht. 
Dies verdeutlicht, dass zunehmend auch ältere 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die ak- 
tive Arbeitsmarktpolitik einbezogen werden. 


Abbildung 4-5 

Teilnehmer an beschäftignngsbegleitenden nnd an Beschäftignng schaffenden Maßnahmen 




Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Bestand an Teilnehmern (12-Monatsdurchschnitt). 
Ab 2006 mit Förderinformationen der zkT. 
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„Initiative SOplus“ 

Neben Maßnahmen der Beschäftigungsförde- 
rung hat die Bundesregierung weitere Aktivitä- 
ten entfaltet, um die Beschäftigungschancen 
Älterer zu erhöhen. Parallel zum Gesetzgebungs- 
verfahren zur schrittweisen Anhebung der Al- 
tersgrenzen wurden 2006 unter dem Namen „Ini- 
tiative 50plus“ bestehende und neue Maßnahmen 
zur Verbesserung der Beschäftigungschancen äl- 
terer Menschen zusammengefasst. Die „Initiative 
50plus“ zielte insbesondere auf eine Erhöhung 
der Erwerbstätigenquote Älterer, den Abbau der 
Frühverrentung, die bessere Arbeitsmarktinte- 
gration Älterer und eine Erhöhung ihrer Weiter- 
bildungsquote. 

Wesentliche Maßnahmen der „Initiative 50plus“ 
sind im „Gesetz zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungschancen älterer Menschen“ aus dem Jahr 
2007 enthalten. Es sieht beispielsweise vor, die 
berufliche Weiterbildung Älterer gezielter als 
bisher zu fördern und setzt damit ein deutliches 
Signal für das Ziel, lebenslanges Lernen zu er- 
möglichen. Dazu wurde der Anspruchszeitraum 
im bereits bestehenden § 417 SGB 111 verlängert 
und sonstige Zugangsvoraussetzungen wurden 
erweitert. So wurde das Zugangsalter herabge- 
setzt, damit die Maßnahme bereits für Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer ab dem vollendeten 
45. Lebensjahr zugänglich ist. Darüber hinaus ist 
die Maßnahme auch für etwas größere Unterneh- 
men geöffnet worden, damit auch Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer in Betrieben mit bis zu 
249 Beschäftigten davon profitieren können. Die 
Entwicklung der Teilnehmerzahlen zeigt, dass 
die Maßnahme zunehmend in Anspruch genom- 
men wird, auch von Personen, die älter als 
60 Jahre sind. Im Rahmen des Beschäfti- 
gungschancengesetzes ist vorgesehen, das bis 
Ende 2010 befristete Instrument um ein weiteres 
Jahr zu verlängern. 

Als weiterer Bestandteil der „Initiative 50plus“ 
wurden Einstellungshürden für Ältere durch ei- 
nen veränderten Eingliederungszuschuss (§ 421f 
SGB 111) für Unternehmen, die Ältere einstellen, 
sowie eine Entgeltsicherung (§ 42 Ij SGB 111) für 
ältere Beschäftigte, abgebaut. Im Rahmen des 
Beschäftigungschancengesetzes ist vorgesehen. 


auch diese bis Ende 2010 befristeten Instrumente 
um ein weiteres Jahr zu verlängern. 

Bundesprogramm „Perspektive SOplus - 
Beschäftigungspakte für Ältere in den 
Regionen“ 

Bereits seit Oktober 2005 unterstützt das Bun- 
desprogramm „Perspektive 50plus - Beschäfti- 
gungspakte für Ältere in den Regionen“ Lang- 
zeitarbeitslose im Alter zwischen 50 und 
64 Jahren bei ihrer Rückkehr auf den ersten Ar- 
beitsmarkt. Die Bundesregierung arbeitet hierbei 
mit 62 regionalen Beschäftigungspakten zusam- 
men, an denen 349 Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende beteiligt sind, und unterstützt 
diese fachlich und finanziell. 

Um Ältere aus der Hilfebedürftigkeit herauszu- 
führen und ihnen eine Perspektive auf existenz- 
sichemde Arbeit zu geben, haben die 62 Be- 
schäftigungspakte regionale Strategien und 
Konzepte entwickelt, die sie in eigener Verant- 
wortung Umsetzen und kontinuierlich weiterent- 
wickeln. Verbindende Elemente dieser regiona- 
len Lösungswege sind die Konzentration auf die 
Stärken und Potenziale der Personen in der Ziel- 
gruppe und eine auf das Individuum ausgerich- 
tete intensive Aktivierung. Ziel ist es, den Älte- 
ren die Möglichkeit zu eröffnen, ihre eigenen 
Fähigkeiten herauszuarbeiten, auszubauen und 
erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt einzusetzen. 
Zur Sicherung einer weiterhin erfolgreichen Um- 
setzung dieser Maßnahmen wird das Bundespro- 
gramm „Perspektive 50plus“ in einer dritten Pro- 
grammphase ab 2011 und bis 2015 gefördert. 

Programm „Weiterbildung von älteren und 
gering qualifizierten Beschäftigten“ 

Das Programm „Weiterbildung von älteren und 
gering qualifizierten Beschäftigten (WeGebAU)“ 
wurde im Jahr 2006 konzipiert, um die bereits 
seit 2002 existierenden präventiven Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung der Bundesagen- 
tur für Arbeit stärker zu akzentuieren. Im Jahr 
2007 wurde das Programm modifiziert und rich- 
tet sich seitdem nur noch an Beschäftigte und 
nicht mehr auch an Arbeitslose. 


Tabelle 4-7 

Eintritte in Maßnahmen - Ältere Beschäftigte in KMU nach § 417 SGB III 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Insgesamt 

100 

873 

4.396 

11.314 

11.968 

45 bis unter 55 Jahre 

68 

530 

3.516 

8.982 

9.392 

55 bis unter 65 Jahre 

27 

340 

875 

2.329 

2.573 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
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Erhebungen zeigen, dass das Instrument mit sei- 
nen Teilkomponenten bei Unternehmen an Be- 
kanntheit gewinnt. Im Jahr 2008 wurden die 
Ergebnisse der geförderten Weiterbildungsmaß- 
nahmen von 85 Prozent der beteiligten Betriebe 
positiv bewertet. Es zeigt sich allerdings auch, 
dass insbesondere kleinere Betriebe för betriebli- 
che Weiterbildung schwer zu erreichen sind. Bei 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern muss ge- 
nauso wie bei Arbeitgebern weiter das Bewusst- 
sein geschärft werden, dass Bildung und betrieb- 
liche Weiterbildung sowohl für die individuelle 
Weiterbeschäftigungslahigkeit als auch zur De- 
ckung des zukünftigen Personalbedarfs von ele- 
mentarer Bedeutung sind. 

Initiative Neue Qualität der Arbeit 

Das Ziel, die Arbeitstahigkeit älterer Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer zu erhalten und zu 
verbessern, wird auch mit der Initiative Neue Qua- 
lität der Arbeit (INQA) verfolgt (vgl. Kapitel 5.1). 
Die Bundesregierung fördert mit INQA die 
Schaffung gesundheits- und leistungsfördemder 
Arbeitsbedingungen. Darüber hinaus werden Un- 
ternehmen bei der Umsetzung einer nachhaltigen 
Personalpolitik unterstützt und für eine lebens- 
lange Qualifikation ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter motiviert. Den Ansätzen liegt u. a. 
die Erkenntnis zugrunde, dass tür einen nachhal- 
tigen Erhalt der Arbeitstähigkeit die Maßnahmen 
über den gesamten Erwerbsverlauf erfolgen und 
deshalb bereits bei jüngeren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern ansetzen sollten. 

Arbeitskräfteallianz 

Vor dem Hintergrund des drohenden Arbeitskräf- 
temangels wird derzeit vom Bundesministerium 
tür Arbeit und Soziales auf Bundesebene eine 
strategische Partnerschaft mit ausgewählten wirt- 
schaftsnahen und regional verankerten Institutio- 
nen aufgebaut, die einen Rahmen tür die Ent- 
wicklung und Umsetzung von Maßnahmen zur 
Sicherung der Arbeitskräftebasis bildet. Wich- 
tige Handlungsfelder werden dabei u. a. die Ver- 
besserung der Beschäftigungssituation von älte- 
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
sowie die Gestaltung von alters- und altemsge- 
rechten Arbeitsplätzen sein. 

Im Rahmen der Arbeitskräfteallianz sollen regio- 
nale Akteure, Initiativen und Projekte, die sich 
im Bereich Arbeitskräftesicherung engagieren, 
unterstützt, zur Vernetzung angeregt, und öffent- 
lich bekannt gemacht werden. Insbesondere Un- 
ternehmen sollen bei der Entwicklung und Um- 
setzung von Ideen tür betriebliche Maßnahmen 
zur Sichemng des Arbeitskräftebedarfs Unter- 
stützung erhalten. Für Engagierte und Interes- 
sierte auf regionaler Ebene wird derzeit eine Ser- 
vicestelle des Bundesministeriums tür Arbeit 


und Soziales tür das Themenfeld „Arbeitskräfte- 
sichemng“ eingerichtet, die diese beraten und ih- 
nen tatkräftig zur Seite stehen soll. 

Zudem wird vom Bundesministerium tür Arbeit 
und Soziales ein Arbeitskräftemonitoring ent- 
wickelt, das den aktuellen und zukünftigen Ar- 
beitskräftebedarf abbilden wird. Dieses soll Un- 
ternehmen als Frühwarnsystem dienen, mithilfe 
dessen sie Personalengpässe besser abschätzen 
können. Zudem kann das Instmmentarium einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, zielgerichtete und 
bedarfsgerechte Maßnahmen zur Sicherang der 
Arbeitskräftebasis ableiten zu können. 


Entwicklung der Arbeitsmarktlage älterer 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 

Kürze: 

- Der deutsche Arbeitsmarkt stellt sich auch 
im Nachgang zur massiven Finanz- und 
Wirtschaftskrise robust dar. Dies zeigen die 
Zahlen zur Arbeitslosigkeit und der Er- 
werbstätigkeit. 

- Die Zahl der Erwerbstätigen hat sich im 
Zeitraum von 2005 bis 2009 um über zwei 
Millionen erhöht. Dieser Anstieg vollzog 
sich gerade auch im Rahmen sozialversiche- 
rungspfiichtiger Beschäftigungsverhältnisse. 

- Die Zahl älterer Erwerbstätiger im Alter 
zwischen 55 und unter 65 Jahren stieg dabei 
seit 2005 überdurchschnittlich, und zwar 
von ca. 4,4 Millionen um insgesamt 
23,5 Prozent auf 5,5 Millionen im Jahr 2009. 

- Diese Entwicklung spiegelt sich auch bei 
der Erwerbstätigenquote wider. Diese hat 
sich tür die 60- bis 64-Jährigen seit dem 
Jahr 2000 nahezu verdoppelt und liegt aktu- 
ell bei rund 40 Prozent. Auch die Beschäfti- 
gungsquote bei den sozialversicherangs- 
pflichtig Beschäftigten dieser Altersgruppe 
hat sich seit dem Jahr 2000 in etwa verdop- 
pelt und beträgt rund 23 Prozent. 

- Die positive Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt schlägt sich in einem Rückgang der 
Arbeitslosigkeit nieder. Im Oktober 2010 
wurde der niedrigste Stand in einem Oktober 
seit 18 Jahren registriert. Dabei hat sich auch 
die Anzahl der Arbeitslosen über 55 Jahre in 
den vergangenen Jahren bis 2008 deutlich 
reduziert. Trotz eines Anstiegs im Jahr 2009 
lag die jahresdurchschnittliche Zahl der älte- 
ren Arbeitslosen im Jahr 2009 rund 15 Pro- 
zent niedriger als im Jahr 2005. 

- Die Bundesregierung engagiert sich intensiv 
im Bereich der Beschäftigung Älterer und 
fördert durch vielfältige Initiativen und 
Maßnahmen einen längeren Verbleib von ih- 
nen im Erwerbsleben. 
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Vor dem Hinter- 
grund der demo- 
grafischen Entwick- 
lung ist eine längere 
Teilhabe älterer Ar- 
beitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer 
am Erwerbsleben 
ohne verantwort- 
bare Alternative. 


5 Gestaltung des Arbeitslebens 

Der detnografische Wandel führt zu einem höhe- 
ren Bedarf an älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern. Es wird daher stärker als bisher 
erforderlieh sein, die Arbeitsbedingungen alters- 
und altemsgereeht zu gestalten. Ältere Erwerbs- 
tätige sind leistungsfähig und motiviert, sie ver- 
fügen über vielfältige Kompetenzen und ein 
reiehhaltiges Wissen. Darauf können die Unter- 
nehmen in Zukunft nieht verziehten. Naehfol- 
gend werden die zentralen Handlungsbereiehe 
besehrieben, die zur Vorbereitung auf den demo- 
grafisehen Wandel von Bedeutung sind. 

5.1 Teilhabe am Arbeitsleben 

5.1 .1 Verstärkte Teilhabe der Älteren 
erforderlich 

Bei der Integration älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt sind in 
den vergangenen Jahren beaehtliehe Fortsehritte 
erzielt worden. Dennoeh ist das vorzeitige Aus- 
seheiden älterer Erwerbstätiger aus dem Berufs- 
leben aueh heute noeh zu oft die Regel. Vor dem 
Hintergrund der demografisehen Entwieklung ist 
eine längere Teilhabe älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer am Erwerbsleben ohne ver- 
antwortbare Alternative. 

Für die Siehemng von Wohlstand und sozialer 
Siehemng in Deutsehland ist eine stärkere 
Erwerbsbeteiligung der Älteren zwingend erfor- 
derlieh. Der demografisehe Wandel wirkt sieh 
negativ auf das zahlenmäßige Verhältnis von 
Beitragszahlenden zu Leistungsempfängem in 
den sozialen Siehemngssystemen aus. Eine län- 
gere Teilhabe der Mensehen am Arbeitsleben 
dämpft den negativen demografisehen Effekt in 
den sozialen Siehemngssystemen, stärkt die 
Leistungsfähigkeit insbesondere der gesetzliehen 
Rentenversiehemng und trägt dazu bei, die Be- 
lastungen des demografisehen Wandels gereeht 
auf die Generationen zu verteilen. 

Aueh aus betriebswirtsehafllieher Sieht ist eine 
höhere Erwerbsbeteiligung der Älteren bei einer 
sehmmpfenden und alternden Bevölkemng ge- 
boten. Die Betriebe müssen ihren untemehmeri- 
sehen Erfolg künftig mit älter werdenden Beleg- 
sehaften erzielen. Wenn sie ihre Wettbewerbs- 
und Innovationsfähigkeit nieht verlieren wollen, 
müssen sie verstärkt in Maßnahmen investieren, 
um die Arbeitsfähigkeit ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu erhalten und zu verbessern. 
Dazu braueht es eine ganzheitliehe Strategie, die 
neben gezielten Angeboten zur GesundheitsfÖr- 
demng und zur Qualifiziemng aueh umfassende 
personalpolitisehe und arbeitsorganisatorisehe 
Maßnahmen vorsieht und einen konsequenten 
Abbau aller Formen der Altersdiskriminiemng 
einsehließt. 


Ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tragen 
mit ihren Stärken wesentlieh zum betriebswirt- 
sehaftliehen Erfolg bei. Sie verfügen über lang- 
jährig erworbene faehliehe Kompefenzen und ein 
hohes Erfahmngswissen, das sie efwa bei der 
Fehlervermeidung, bei Qualifäfsverbesserangen 
oder bei der Opfimierang von Arbeifsprozessen 
sehr wertvoll maeht. Sie besifzen eine hohe 
Kompefenz im Umgang mit komplexen und ver- 
trauten Situationen, verfügen im Vergleieh mif 
Jüngeren über eine bessere Zeit- und Zielplanung 
und haben eine hohe Motivation und hohe Sozi- 
alkompetenz. 

Altersbedingte Defizite wie z. B. ein Rüekgang 
der Wahmehmungsgesehwindigkeit oder der Ge- 
sehwindigkeit der Informationsverarbeitung kön- 
nen dadureh mehr als ausgegliehen werden. Äl- 
tere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen 
zudem über ein umfassendes informelles Wissen 
im Hinbliek auf die spezifisehen Inferessen und 
Bedürfnisse der zunehmend ebenfalls älfer wer- 
denden Kunden. Diese Kompetenz lässt sieh gut 
für eine zielgmppengereehte Anspraehe - efwa 
im Verkauf, bei der Kundenbetreuung oder bei 
der Entwieklung von Konsumgütem - nutzen. 
Sehließlieh bildet bei Kontakten mit Gesehäfts- 
kunden Seniorität oftmals die Basis für Erfolge 
bei Akquisifion und Vertrieb. Es liegt im eigenen 
Interesse der Unternehmen, die Potenziale Älte- 
rer zu nutzen und besser als bisher zu fordern. 

Die längere Teilhabe älferer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer am Arbeitsleben bietet jedoeh 
nieht nur aus einer Volks- oder betriebswirt- 
sehaftliehen Sieht Vorteile. Eine lediglieh auf 
den ökonomisehen Nutzen reduzierte Betraeh- 
tung würde zu kurz greifen. Die längere Integra- 
tion in den Erwerbsprozess kann vielmehr einen 
persönliehen Gewinn darstellen, sofern die Rah- 
menbedingungen stimmen. Die Erwerbstätigkeit 
beeinflusst in hohem Maße das Einkommen, den 
sozialen Status und das Selbstwertgefühl der 
Mensehen. Wissensehaftliehe Untersuehungen 
belegen einen positiven Zusammenhang zwi- 
sehen Lebenszufriedenheit und Erwerbstätig- 
keit, während umgekehrt mit dem Verlust des 
Arbeitsplatzes oftmals aueh ein Verlust an Wohl- 
stand, an gesellsehaftlieher Teilhabe, gesundheit- 
liehem Wohlbefinden und an Lebensqualität ein- 
hergeht. Mehr noeh: Verstärkte Investitionen in 
Qualifiziemng und GesundheitsfÖrdemng über 
den gesamten Lebensverlauf verbessern nieht 
nur die Arbeitsfähigkeit. Sie beeinflussen ganz 
wesentlieh das Niveau der geistigen Flexibilität 
und den Gesundheitszustand im Allgemeinen. 
Insofern wirken Maßnahmen zur Erhöhung der 
Arbeitsfähigkeit weit über den berafiiehen Kon- 
text hinaus und verbessern daher aueh die Le- 
bensqualität im Ruhestand. 


Es liegt im eigenen 
Interesse der Un- 
ternehmen, die 
Potenziale Älterer 
zu nutzen und bes- 
ser als bisher zu 
fördern. 
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5.1.2 Teilhabe der Älteren im Bewusst- 
sein von Arbeitgebern, von Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern 
und der Politik 

Der demografische Wandel wird sich schon in 
wenigen Jahren zunehmend spürbar auf die be- 
triebliche Praxis auswirken. Die verbleibende 
Zeitspanne muss also genutzt werden, um die 
bessere Integration Älterer in den Arbeitsmarkt 
voranzutreiben und ihre Arbeitsfähigkeit zu er- 
halten. Arbeitsfähigkeit beschreibt in diesem Zu- 
sammenhang, inwieweit Beschäftigte in der Lage 
sind, ihre Arbeit angesichts der Arbeitsanforde- 
rungen, ihrer Gesundheit und ihrer mentalen 
Ressourcen zu gestalten. Sie wird durch die indi- 
viduellen Ressourcen der Beschäftigten (körper- 
liche, mentale, soziale Fähigkeiten, Gesundheit, 
Kompetenz, Werte) sowie durch die Arbeit selbst 
(Arbeitsinhalt, Arbeitsorganisation, soziales Ar- 
beitsumfeld, Führung) bestimmt und ist auf allen 
genannten Ebenen beeinflussbar: Durch einen 
präventiven Gesundheitsschutz, durch kontinu- 
ierliche Weiterbildung sowie durch eine entspre- 
chende Arbeitsorganisation, Personalplanung 
und Führung. 


Zwar befassen sich einige Unternehmen in 
Deutschland, insbesondere die größeren, bereits 
vorausschauend mit den Konsequenzen des de- 
mografischen Wandels sowie mit der Alterung 
ihrer Belegschaften und engagieren sich in wich- 
tigen personalpolitischen Bereichen. Dennoch 
werden von der Mehrheit der Betriebe noch deut- 
lich zu wenig Maßnahmen ergriffen. Laut lAB- 
BetriebspaneF^ haben von den Unternehmen, die 
ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäf- 
tigen, im Jahr 2006 nur 17 Prozent Maßnahmen 
für Ältere angeboten. Diese Angebote befassten 
sich zudem überwiegend mit dem Thema Alters- 
teilzeit. Spezielle Weiterbildung dagegen oder 
die Einbeziehung in Weiterbildung überhaupt 
wurden dagegen nur selten, eher in großen Be- 
trieben und dort wiederum vorrangig in der Öf- 
fentlichen Verwaltung angeboten. 


Das lAB-Betriebspanel ist eine repräsentative Arbeitge- 
berbefragung zur Beschäftigung in den Betrieben. Jährlich 
werden von Ende Juni bis Oktober bundesweit knapp 
16 000 Betriebe aller Wirtschaftszweige und Größenklas- 
sen befragt. Die Befragung wird in persönlich-mündlichen 
Interviews durchgeführt. Ergänzt wird das jährliche Stan- 
dard-Fragenprogramm um jeweils aktuelle Themen- 
schwerpunke. 


Tabelle 5-1 

Maßnahmen für ältere Arbeitnehmer nach Branchen nnd Betriebsgrößen im Jahr 2006 

(in Betrieben, die 50-Jährige und Ältere beschäftigen) 
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1 bis 4 Beschäftigten 

7 
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1 

5 bis 19 B^häftiqten 
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20 bis 99 Beschäftigten 

36 

23 

3 

4 

11 

11 
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100 bis 499 Beschäftigten 

71 

60 

8 

5 
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3 
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92 

85 
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AHe Bundesländer 

18 

10 

2 

2 

5 

6 

1 

1 

Neue Bundesländer 

16 

8 

1 
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6 

6 

1 
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Deutschland insgesamt 

17 

10 

1 

2 

5 

6 

1 
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Quelle: lAB-Betriebspanel 2006. 
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Ähnliche Ergebnisse liefern Umfragen unter den 
weiterbildenden Unternehmen. Von ihnen boten 
im Jahr 2008 nur 36,6 Prozent altemsgerechte 
Maßnahmen an und nur 19,3 Prozent verfolgten 
altemsgerechte Maßnahmen in der Personalpoli- 
tik (vgl. Infobox 5-1). Weniger als die Hälfte för- 
dert gezielt die Gesundheit ihrer Belegschaften 
(47,6 Prozent). Aber immerhin ist die Zahl der 
Unternehmen, die Maßnahmen für ältere Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter planen, höher als die 
Zahl von Unternehmen, die bereits Maßnahmen 
durchführen. Jedoch weisen die Daten auch da- 
rauf hin, dass die Mehrzahl der Betriebe noch 
weit entfernt von der Implementiemng umfas- 
sender Strategien zur Bewältigung des demogra- 
fischen Wandels ist.^o 

ln einer solchen Personalpolitik liegen hohe be- 
triebswirtschaftliche Risiken. Dem Arbeitsmarkt 
stehen schon bald immer weniger junge, gut aus- 
gebildete Fachkräfte zur Verfügung. Die Betriebe 
werden deshalb ihre Anstrengungen intensivie- 
ren müssen, wenn sie die Arbeits- und Innova- 
tionsfähigkeit ihrer alternden Belegschaften för- 
dern, erhalten und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter möglichst langfristig an sich binden 
wollen. 


20 Das IW-Zukunftspanel 2008 macht deutlich, dass die För- 
derung älterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gering ist. 
Am häufigsten (47,2 Prozent) werden demnach altersge- 
mischte Teams eingesetzt, alte anderen Maßnahmen 
schwanken um die 20 Prozent bzw. liegen weit darunter 
(IW (2008): Abschlussbericht für die Altenberichtskom- 
mission. Ältere Beschäftigte in Unternehmen (50plus) - 
Ergebnisse aus dem IW-Zukunftspanel 2008, Köln. 


Umfragen in der Altersgruppe der 35- bis 55-Jäh- 
rigen belegen, dass die Mehrheit der Erwerbstäti- 
gen durchaus bereit wäre, sich bis zum Ruhe- 
stand oder sogar auch darüber hinaus beruflich 
zu engagieren. Sie machen dies jedoch vor allem 
von geringeren gesundheitlichen Belastungen, 
der Anerkennung der Arbeitsleistung durch den 
Arbeitgeber und einer besseren zeitlichen Ver- 
einbarkeit von privaten und beruflichen Ver- 
pflichtungen abhängig. Beschäftigte, deren Ar- 
beitsplatz eine nach den heutigen Erkenntnissen 
hohe Qualität aufweist, verfügen auch über eine 
posifive Einsfellung in Bezug auf ihre Arbeit 
(Arbeitszufriedenheit, Arbeitsstolz, Freude an 
und Begeisterung für die Arbeit, Verbundenheit 
mit dem Arbeitgeber). Sie halten es in der Regel 
für wahrscheinlich, gesund das Renfenalter zu er- 
reichen, und empfinden die berufliche Arbeif als 
wichtige Ergänzung zu ihrer Familienarbeit und 
ihrem außerberufiichen Leben. 

Die Gewährleistung guter Arbeitsbedingungen 
liegt zum großen Teil in der Verantwortung der 
Unternehmen. Doch auch die Erwerbstätigen 
sind dafür veranfwortlich, ihre Arbeifsfähigkeit 
akfiv zu erhalfen, sich offen für lebenslanges 
Lernen und den Wechsel der Tätigkeifsfelder zu 
zeigen sowie gesundheifsbewussf zu leben. Um- 
fragen zufolge isf die Bereifschaft der Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer, sich für die eigene 
Arbeifsfähigkeif zu engagieren, hoch. 

Die befrieblichen und individuellen Anstrengun- 
gen zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung Älte- 
rer müssen durch Aktivitäten der Sozialpartner, 
Kammern und Verbände, die Träger der Sozial- 
versicherung und die öffentliche Hand flankiert 


Umfragen in der 
Altersgruppe der 
35- bis 55-Jährigen 
belegen, dass die 
Mehrheit der Er- 
werbstätigen 
durchaus bereit 
wäre, sich unter 
bestimmten Bedin- 
gungen bis zum 
Ruhestand oder 
auch darüber hi- 
naus beruflich zu 
engagieren. 


Umfragen zufolge 
ist die Bereitschaft 
der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeit- 
nehmer, sich für die 
eigene Arbeitsfä- 
higkeit zu engagie- 
ren, hoch. 


Tabelle 5-2 


Derzeitige und zukünftige Maßnahmen weiterbildender Unternehmen, 
um Beschäftigte längerfristig zu halten 


Maßnahmen 

(Mehrfachnennungen möglich) 

Derzeitige Maßnahmen: 
Unternehmen in % 

Zukünftige Maßnahmen: 
Unternehmen in % 

Spezielle Maßnahmen bei der 
Arbeitsgestaltung und 
Arbeitszeitregelung 

73,0 

65,0 

Gezielte Gesundheitsförderung der 
Belegschaft 

47,6 

65,0 

Generatio nenübergreifende 

U nte rnehmenskultur 

22,9 

31,3 

Alternsgerechte Personalpolitik 

19,3 

32,4 

Alternsgerechte Maßnahmen im Bereich 
der Personalentwicklung/Weiterbildung 

36,6 

42,1 

Sonstige 

4,2 

1,3 


Quelle: CVTS3-Zusatzerhebung; aus: BIBB, 2009. 
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werden. Hervorzuheben sind hier z. B. die Initia- 
tiven der Tarifvertragsparteien in der ehemisehen 
sowie in der Metall- und Elektroindustrie, die Ta- 
rifverträge zur Gestaltung des demografisehen 
Wandels abgesehlossen haben (vgl. Anhang 
„Beispiele guter Praxis“). 

Aueh die Bundesregierung unterstützt die Be- 
triebe bei der Sehaffung und Sieherstellung al- 
ters- und altemsgereehter Arbeitsplätze. Im Mai 
2002 haben sieh beispielsweise Sozialpartner, 
Sozialversieherungsträger, Länder, Stiftungen 
und Unternehmen unter der Leitung des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
(BMA) zur Initiative Neue Qualität der Arbeit 
(INQA) zusammengesehlossen. INQA zielt auf 
die Förderung der Gesundheit, der Kompetenzen 
und der Arbeitsfähigkeit der Besehäftigten und 
hat dabei gleiehzeitig die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen im Bliek. Im Rahmen von 
INQA werden diverse Modellprojekte gefördert, 
Beratungsleistungen erbraeht und Initiativen un- 
terstützt, die auf die Sehaffung altemsgereehter 
Arbeit abzielen. INQA leistet damit einen wiehti- 
gen Beitrag zur Flankiemng der betriebliehen 
Personalarbeit. 

Zur Unterstützung von Unternehmen bei der Ge- 
staltung des demografisehen Wandels wurden bei 
INQA bereits viele Instmmente entwiekelt. 
Beratungsangebote bieten z. B. die Projekte 
„Demografie-Lotsen“, „Generationenmanage- 
ment im Arbeitsleben“ (vgl. Infobox 5-5), der 
Verein „Demografie-Experten e.V“, das Unter- 
nehmensnetzwerk „Demografie-Netzwerk“ so- 
wie versehiedene branehenspezifisehe und regio- 
nale Netzwerke. Öffentlieh zugängliehe 
Informationsangebote offerieren beispielsweise 
das Online-Training zur Sehaffung altersgereeh- 
ter Arbeitskulturen sowie die INQA-Datenbank 
„Gute Praxis“. 

5.2 Alters- und alternsgerechte Arbeit 

Es sind vor allem zwei Risiken, die - in sehr un- 
tersehiedlieher Ausprägung - die Teilhabe Älte- 
rer am Erwerbsleben begleiten. Physisehe und 
psyehisehe Belastungen, denen die Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer im Laufe ihres Er- 
werbslebens ausgesetzt sind, können gesundheit- 
liehe Beeinträehtigungen zur Folge haben und zu 
einem frühzeitigen Äusseheiden aus dem Er- 
werbsleben führen. Zudem besfeht die Gefahr, 
dass ihre Kenntnisse veralten und sie den sieh 
raseh wandelnden Anfordemngen nieht gereeht 
werden können. 

Ob diese Risiken zum Tragen kommen oder die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bis zum Eintritt 
in den Ruhestand eine hohe Arbeitsfähigkeit be- 
sitzen, ist jedoeh beeinflussbar. Physisehe Funk- 
tionsversehleehtemngen und psyehisehe Krank- 
heiten von älteren Erwerbstätigen sind oftmals 
eher das Ergebnis anhaltender Fehlbelastungen 


als Folgen des natürliehen biologisehen Alte- 
mngsprozesses. 

Erkenntnisse der Himforsehung (vgl. Infobox 3-1) 
zeigen, dass sieh im Lebensverlauf die geistigen 
Fähigkeiten verändern. So nimmt die so genannte 
fluide Intelligenz (Verarbeitungsgesehwindigkeit, 
Koordinationsfähigkeit, Flexibilität ete.) mit zu- 
nehmendem Alter tendenziell ab, während die so 
genannte kristalline Intelligenz (Erfahmngswis- 
sen ete.) stabil bleibt. Eine sinkende Produktivi- 
tät und Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer im Erwerbsleben ist damit 
jedoeh nieht zwingend verbunden. Vielmehr 
können die im Erwerbsverlauf gewonnenen Stär- 
ken (z. B. Erfahrungswissen, Organisationsfähig- 
keit, Fähigkeit zur voraussehauenden Planung) 
die naehlassenden fluiden Fähigkeiten oft (über-) 
kompensieren. Weehselnde Tätigkeiten und neue 
Anforderungen im Erwerbsverlauf fördern die 
geistige Flexibilität bis ins Alter. Bei komplexen 
Ärbeitstätigkeiten zeigen sieh die besten Leistun- 
gen vielfaeh erst im Alter, wenn nämlieh ver- 
stärkt Erfahrungen und Expertise zum Tragen 
kommen. Aueh die Offenheit für Neues muss 
dann niehf abnehmen, wenn die älfere Person auf 
die Auseinandersefzung mif den neuen Arbeifs- 
inhalfen vorbereifef wird. Umgekehrt trägt die 
Dominanz monotoner Tätigkeiten im Berufsle- 
ben zum Rüekgang der geistigen Flexibilität bei. 

Bei den zu beobaehtenden Defiziten handelt es 
sieh somit nieht um zwingende Folgen des Al- 
ters. Sie treten aueh nieht spontan auf, sondern 
werden über Jahre hinweg gebildet. Zum Erhalt 
der Arbeitsfähigkeit der Erwerbstätigen kommt 
es entseheidend auf eine alters- und altemsge- 
reehte Gestaltung und Organisation der Arbeit 
an. Diese muss bereits beim Einstieg in die Er- 
werbstätigkeit einsetzen und sollte sieh über den 
gesamten Erwerbsverlauf erstreeken. Ziel ist eine 
betriebliehe Personalpolitik, die sieh ganzheitlieh 
am Alterungsprozess der Arbeitskräfte orientiert. 
Eine erfolgreiehe Strategie vermeidet körperliehe 
und geistige Fehlbelastungen, berüeksiehtigt die 
Potenziale und Bedürfnisse der Mitarbeiter über 
alle Lebensphasen hinweg und bemüht sieh prä- 
ventiv und langfristig um eine mögliehst gesund- 
heitsgereehte Erwerbstätigkeit sowie eine le- 
bensbegleitende Kompetenzentwieklung. 

Infobox 5-1 

Alters- und alternsgerechte Arbeit 

Als altersgerecht wird eine Arbeit bezeiehnet, 
die sieh an den spezifisehen Fähigkeiten und Be- 
dürfnissen der jeweiligen besehäftigten Alters- 
gruppen orientiert. Hierunter fallen z. B. der be- 
sondere Sehutz von Jugendliehen bei Sehieht- 
und Naehtarbeit, besondere ergonomisehe Hilfe- 
stellungen bei altersbedingten Einsehränkungen 
oder besondere Arbeitszeitgestaltungen (z. B. 
Sehiehtarbeitsmodelle für Ältere). 


Ziel ist eine be- 
triebliche Personal- 
politik, die sich 
ganzheitlich am 
Alterungsprozess 
der Arbeitskräfte 
orientiert. 
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Als alternsgerecht wird eine Arbeitsorganisa- 
tion bezeiehnet, der ein umfassendes und auf 
den gesamten Alterungsprozess aller Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter bezogenes Konzept 
zugrunde liegt. Dies berücksiehtigt z. B. Wei- 
terbildungsbedürfnisse und -notwendigkeiten, 
alter(n)sgereehte Laufbahngestaltung, Gesund- 
heitsschutz, Verhältnisprävention und gesund- 
heitsgerechte Verhaltensweisen. Es verbindet 
die Leistungspotenziale, die Stärken und 
Schwächen aller Beschäftigtengruppen, ihren 
(voraussichtlichen) Alteiungsprozess im Be- 
trieb und ist auf die Altersstruktur der gesamten 
Belegschaft abgestimmt. 


Statt eines Standardrezepts für die Gestaltung al- 
temsgerechter Arbeit bedarf es unterschiedlicher 
Maßnahmen, die abhängig von den spezifischen 
Bedingungen und Problemlagen der Betriebe, ih- 
rer Größe, der Branche sowie den konkreten Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern und ihren Tätig- 
keiten sind. Die notwendigen Aktivitäten lassen 
sich folgenden zentralen Handlungsfeldem zu- 
ordnen: 

- Personalpolitische Maßnahmen, Arheitsor- 
ganisation nnd Arheitsgestaltnng 

Ein zentrales übergreifendes Handlungsfeld 
betrifft Aspekte der Arbeitsorganisation und 
der Arbeitsgestaltung sowie die Personalpoli- 
tik im Betrieb. Hierzu zählen die Arbeitszeit- 
gestaltung, ein altersgerechter Arbeitseinsatz 
sowie eine vorausschauende altemsgerechte 
Laufbahngestaltung. Dazu gehören auch eine 
vorausschauende Personal- und Rekmtie- 
mngspolitik sowie ein gutes, vorbildhaftes 
Fühmngsverhalten. 

- Gesundheitsförderung 

Besondere Bedeutung kommt der Gesund- 
heitsfÖrdemng am Arbeitsplatz zu. Neben 
dem „klassischen“ Gefahren- und Arbeits- 
schutz können betriebliche Gesundheitsange- 
bote und eine ergonomische Arbeitsplatzge- 
staltung von Beginn der Erwerbstätigkeit an 
maßgeblich zum Erhalt der physischen und 
kognitiven Leistungsfähigkeit sowie der Pro- 
duktivität im Bemfsleben beitragen. Hiervon 
profitieren die Betriebe und die Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter in gleichem Maße. 

- Qualifizierung und Weiterbildung 

Für die Unternehmen sind die konsequente 
Qualifiziemng und Weiterbildung aller Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter - verstanden als 
ein Konzept lebenslangen Lernens - von ent- 
scheidender Bedeutung, wenn sie künftig den 
Arbeitskräftebedarf zur Wahrang ihrer Inno- 
vationsfähigkeit und Produktivität decken 
wollen. 


5.3 Entwicklung und Handlungsbedarf 
im Hinblick auf personalpolitische 
Maßnahmen, Arbeitsgestaltung 
und Arbeitsorganisation 

Die konkrete Arbeitsgestaltung und Arbeitsorga- 
nisation ist die zentrale Handlungsoption für die 
Unternehmen, die sich auf den demografischen 
Wandel einstellen und auf das Altem ihrer Beleg- 
schaften reagieren wollen. Der Ausgangspunkt 
sollte immer eine Bestandsaufnahme der Alters- 
stmktur im Unternehmen sein. Hierauf folgen 
Maßnahmen zum Personaleinsatz und zur Perso- 
nalrekmtiemng sowie arbeitsorganisatorische 
Schritte zur Schaffung altemsgerechter Arbeit. 
All dies muss eingebettet sein in eine Untemeh- 
menskultur, die auf Wertschätzung aller Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter setzt und die alle 
Formen der Altersdiskriminiemng ablehnt. 

Altersstrukturanalyse, Rekrutierungspolitik 
und Personaleinsatz 

Zu einer vorausschauenden alters- und altemsge- 
rechten Gestaltung des Personaleinsatzes im Be- 
trieb gehört zunächst eine sorgfältige Analyse 
der Altersstruktur. Eine Betrachtung der Beleg- 
schaft nach Alter, Funktion, Qualifikation und 
Geschlecht kann mögliche Handlungsbedarfe 
sichtbar machen. Fehlt z. B. ein ausgewogener 
Altersmix, dann besteht mittel- oder langfristig 
die Gefahr, dass dem Betrieb durch „Verrentungs- 
wellen“ mit einem Schlag Arbeitskräfte und 
wertvolles Erfahmngswissen verloren gehen. 
Hiermit korrespondiert dann spätestens zu die- 
sem Zeitpunkt notwendigerweise eine „Rekmtie- 
mngswelle“, was erhebliche organisatorische 
und finanzielle Belastungen für die Befriebe mif 
sich bringf. Deshalb isf es sinnvoll, Ungleichge- 
wichfe, die durch die Alfersstrakfuranalyse fesf- 
gesfellt wurden, möglichsf frühzeitig zu korrigie- 
ren. Die Lösung kann in der Emeuerang der 
Arbeitsorganisation hin zu mehr alter(n)sgerech- 
ten Arbeitsplätzen bei gleichzeitiger Auswei- 
tung des Rekmtiemngsspektmms auf neue Ziel- 
grappen wie ältere Erwerbstätige liegen. 

Infobox 5-2 

Sicherstellung des Wissenstransfers in 
Betrieben 


Auf Basis einer computergestützten Analyse 
hat ein mittelständischer Radhersteller feststel- 
len können, dass das Wissen seiner älteren Mit- 
arbeiter wegen einer ungünstigen betrieblichen 
Altersstmktur binnen kürzester Zeit verloren zu 
gehen drohte. 
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Mithilfe von Kompetenz- und Checklisten 
wurde ermittelt, welches unverzichtbare Know- 
how an die älteren Beschäftigten gebunden war 
und welcher Handlungsbedarf sich daraus für 
einen Wissenstransfer ergab, ln Zusammenar- 
beit mit Arbeitswissenschaftlem und Beratern 
konnte der Transfer des Wissens auf jüngere 
Mitarbeiter erfolgreich gestaltet und organisiert 
werden. 


Zur Durchführung einer Altersstrukturanalyse 
stehen den Unternehmen diverse Instrumente 
und Beratungsangebote wie z. B. die intemetge- 
stützten „Demografiewerkzeuge“ des BMBF zur 
Verfügung. Unterstützung und Beratung leisten 
zudem die von INQA geschulten und zertifizier- 
ten Demografieberater sowie die Sozialversiche- 
rungsträger (z. B. das Projekt „Generationenma- 
nagement im Arbeitsleben“ der Deutschen 
Rentenversicherung) . 


Erfassung der Arbeitsfähigkeit 

Neben der Altersstrukturanalyse ist auch die sys- 
tematische Erfassung der Arbeitsfähigkeit und 
der persönlichen Wünsche der Erwerbstätigen 
eine wichtige Voraussetzung, um passgenaue 
Modelle altemsgerechter Arbeit in den Betrieben 
zu entwickeln, ln Personalfühmngsgesprächen, 
Arbeitsplatzbegehungen und Arbeitssituations- 
analysen, über betriebliche oder überbetriebliche 
Gesundheitszirkel oder den Einsatz gezielter In- 
strumente wie z. B. den Work Ability Index 
(WAl) kann die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter erfasst und im Kontext ih- 
rer Arbeitsplatzsituation betrachtet werden. Auf 
Basis der Ergebnisse können die Betriebe für 
ihre Beschäftigten den konkreten Handlungsbe- 
darf aufdecken, Ressourcen erkennen und ge- 
meinsam mit den Beschäftigten Maßnahmen 
zum Erhalt, zur Förderang und zur Wiederher- 
stellung ihrer Arbeitsfähigkeit ergreifen. 


Infobox 5-3 

Der Work Ability Index (WAI) 


Mit dem WAl (oder Arbeitsbefähigungsindex) kann die Arbeitsfähigkeit von Erwerbstätigen erfasst 
werden. Er wird auch als Arbeitsfähigkeitsindex oder Arbeitsbewältigungsindex bezeichnet. 

Der WAl zeigt auf, inwieweit eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer angesichts der persönli- 
chen Voraussetzungen sowie angesichts der vorliegenden Arbeitsbedingungen in der Lage ist, ihre 
bzw. seine Arbeit zu verrichten. Er ist ein Indikator für den Einzelnen und den Betrieb und gibt Hin- 
weise darauf, wo Handlungsbedarf besteht, um die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter zu erhalten oder (wiederjherzustellen. Der WAl ist vorrangig ein arbeitsmedizinisches Instru- 
ment, kann aber auch Hinweise für nicht-medizinische Handlungsbedarfe geben. 

Der WAl basiert auf einem Fragebogen, der entweder von den Befragten selbst oder von Dritten, 
z. B. Betriebsärzten im Rahmen freiwilliger Untersuchungen, ausgefüllt wird. 

Der WAl erfasst mit verschiedenen Fragen die Arbeitsfähigkeit in sieben Dimensionen: 

- WAl 1: Derzeitige Arbeitsfähigkeit im Vergleich zu der besten je erreichten Arbeitsfähigkeit 

- WAl 2: Arbeitsfähigkeit in Relation zu den Arbeitsanforderangen 

- WAl 3: Anzahl der aktuellen, vom Arzt diagnostizierten Krankheiten 

- WAl 4: Geschätzte Beeinträchtigung der Arbeit durch Krankheiten 

- WAl 5: Krankenstand in den vergangenen 12 Monaten 

- WAl 6: Einschätzung der eigenen Arbeitsfähigkeit in zwei Jahren 

- WAl 7: Psychische Leistungsreserven 

Zur Förderung der Nutzung des WAl in Deutschland wurde von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA) 2003 das WAl-Netzwerk initiiert. Es wird heute von der Initiative Neue 
Qualität der Arbeit (INQA) finanziert. Derzeit sind 682 kleine, mittlere und große Unternehmen so- 
wie Einzelpersonen, öffentliche und private Einrichtungen Mitglied im Netzwerk (Stand: Juni 
2010 ). 

Beschränkungen der Aussagekraft und des Einsatzes des WAl sind insoweit gegeben, als die Ergeb- 
nisse des Fragebogens den Gesundheitszustand eines Beschäftigten transparent machen, den direk- 
ten Bezug des Gesundheitszustands zum Arbeitsplatz und zur Arbeitssituation jedoch nicht herstei- 
len. 
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Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisation 

Durch eine voraussehauende und den ganzen Be- 
trieb berüeksiehtigende Arbeitsorganisation kön- 
nen u. a. Tätigkeitsweehsel und horizontale Kar- 
rieren von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Bliek genommen und reehtzeitig umgesetzt 
werden. Altersgemisehte Teams, Jobrotation 
oder Teamarbeit sowie Qualifizierung und le- 
bensbegleitendes Lernen wirken einem absehba- 
ren Versehleiß an Qualifikation, Gesundheit und 
Motivation frühzeitig entgegen und bieten per- 
spektiviseh gute Chaneen zur Sieherung der Ar- 
beitsfähigkeit der Besehäftigten. 

Infobox 5-4 

Beispiel guter Praxis - vorausschauende Ar- 
beitsorganisation durch Tätigkeitswechsel 
und das Angebot horizontaler 
Arbeitskarrieren 


Ein Laufbahnmodell, das die jeweiligen Kom- 
petenzen und Erfahrungen der Mitarbeiter 
berüeksiehtigt, wird von einem nordrhein- 
westfalisehen Unternehmen für Sanitär- und 
Heizungsbau mit rund 30 Mitarbeitern prakti- 
ziert: 

Jüngere Mitarbeiter und Gesellen werden vor 
allem bei der Montage im Neubau eingesetzt. 
Dies verlangt einen vergleiehsweise geringen 
Erfahrungssehatz. 

Etwas erfahrenere Mitarbeiter nehmen die 
Montage im Gebäudebestand z. B. beim Um- 
bau oder bei Neuinstallationen von Anlagen 
vor. Hier werden Gesellen mit Berufserfahrung 
eingesetzt, da die Vorgaben für die Monfage 
weif weniger eindeutig sind als im Neubaube- 
reieh. 

Die dritte Stufe des Laufbahnmodells bildet der 
Kundendienst. Hier arbeiten naeh Aussagen 
des Gesehäftsführers nur noeh die erfahrenen 
Mitarbeiter, da die Anforderungen an die Kom- 
petenzen hoeh, die körperliehen Belastungen 
jedoeh vergleiehsweise gering sind. Der Mitar- 
beiter muss allein vor Ort Fehlerdiagnosen tref- 
fen und Problembehandlungen einleiten. Das 
dazu erforderliehe übergreifende Know-how 
ist das Ergebnis jahrelanger Berufserfahrung 
und berufliehen Lernens. Darüber hinaus benö- 
tigt ein Servieemitarbeiter auf Grund des inten- 
siven Kundenkontakts ein hohes Maß an sozia- 
ler Kompetenz. Ältere Mitarbeiter erfüllen in 
der Regel die Voraussefzungen für diese Täfig- 
keif. Für sie reduzieren sieh beim Weehsel in 
den Kundendiensf die körperliehen Belastun- 
gen. Ein Verbleib im Unternehmen bis zum 
Rentenalter und darüber hinaus wird damit 
möglieh. 


Flankiert wird dieses Laufbahnmodell dureh 
die Qualifizierung und Weiterbildung aller Mit- 
arbeiter. Bedarfsbezogen werden z. B. interne 
Workshops und Sehulungen dureh eigene 
Meister abgehalten. Dies bringt sie auf den 
neuesten teehnologisehen Stand und soll die 
Handlungsflexibilität und -sieherheit der Mitar- 
beiter erhöhen. 


Ein zentrales Element umfassender altemsge- 
reehter Arbeitsorganisation betrifft die Arbeits- 
zeit. Eine belastende Arbeitszeitgestaltung, wie 
etwa Sehiehtarbeit unter Einbeziehung der 
Naehtarbeit, stellt ein gesundheitliehes Risiko 
dar, das mit zunehmendem Alter steigt. Studien 
belegen, dass neue Modelle der Sehiehtarbeit, 
die vermehrte kurze Pausenzeiten vorsehen, 
deutliehe Vorteile gegenüber herkömmliehen Ar- 
beitszeitmodellen aufweisen. Diese drüeken sieh 
z. B. in der Reduktion von Ermüdungsersehei- 
nungen, der Senkung des Unfallrisikos oder der 
Vermeidung von Leistungsabfällen aus. Für Ar- 
beifgeber und Personalveranfwortliehe biefen 
sieh hier Arbeitszeitmodelle an, welehe die ge- 
sundheitliehen Belange der Arbeitskräfte berüek- 
siehtigen und gleiehzeitig den produktionsspezi- 
fisehen Anforderungen gereeht werden. 

Infobox 5-5 

Deutsche Rentenversicherung herät KMU 


Die Deutsehe Rentenversieherung (DRV) berät 
im Rahmen des Projekts „Generationenma- 
nagement im Arbeitsleben“ (GeniAL) vor al- 
lem kleine und mittlere Unternehmen im Hin- 
blick auf einen erfolgreichen Umgang mit dem 
demografischen Wandel. Die Beraterinnen und 
Berater, die in erster Linie in Sachen Renten- 
und Reha-Beratung in den Betrieben unterwegs 
sind, können Unternehmern und/oder Betriebs- 
räten aufzeigen, was der demografische Wandel 
konkret für ihren Befrieb bedeufef. Darüber hi- 
naus geben sie Auskunft über Fördermöglich- 
keiten und weiter gehende Beratungsangebote 
in den Regionen. 

Derzeit sind am erweiterten Beratungsangebot 
der DRV neun von insgesamt 16 Rentenversi- 
cherungsträgem mit insgesamt 22 Beratungs- 
stellen beteiligt. 


Die Arbeitszeitgestaltung ist auch deshalb von 
zentraler Bedeutung, weil sie bei den Beschäftig- 
ten einen sehr hohen Stellenwert für die Zufrie- 
denheif mif der Arbeif besifzf. Die enfsprechen- 
den Wünsche und Vorsfellungen sind sfark von 
individuellen Fakforen, der Lebensphase und den 
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Befragt nach den 
Voraussetzungen 
und konkreten Be- 
dingnngen, die er- 
füllt sein müssten, 
um ihrer gegenwär- 
tigen Arbeit bis 
znm 65. Lebens- 
jahr nachgehen zn 
können, sprachen 
sich in einer reprä- 
sentativen Umfrage 
75 Prozent der Er- 
werbstätigen für 
bessere Möglichkei- 
ten znr Vereinba- 
rung von berufli- 
chen nnd privaten 
Verpflichtungen 
aus. 70 Prozent plä- 
dierten für eine Re- 
dnzierung der 
wöchentlichen Ar- 
beitszeit ab einem 
bestimmten 
Lebensalter. 


Leistungsvoraussetzungen abhängig. Deshalb 
sind Konzepte, die die Gestaltung der Arbeitszeit 
in gewissen Grenzen den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern selbst überlassen, von großer Be- 
deutung für die Zufriedenheit der Besehäftigten. 
Vor allem wünsehen sieh viele Erwerbstätige, die 
berufliehen Verpfliehtungen besser mit den fami- 
liären vereinbaren zu können. Befragt naeh den 
Voraussetzungen und konkreten Bedingungen, 
die erfüllt sein müssten, um ihrer gegenwärtigen 
Arbeit bis zum 65. Lebensjahr naehgehen zu 
können, spraehen sieh in einer repräsentativen 
Umfrage 75 Prozent der Erwerbstätigen für bes- 
sere Mögliehkeiten zur Vereinbarung von beruf- 
liehen und privaten Verpfliehtungen aus. 70 Pro- 
zent plädierten für eine Reduzierung der 
wöehentliehen Arbeitszeit ab einem bestimmten 
Lebensalter. 

Eine solehe flexible Arbeitszeitgestaltung wurde 
in der Vergangenheit bislang im Zusammenhang 
mit der Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbe- 
treuungZ-erziehung diskutiert. Mit Bliek auf äl- 
tere Besehäfligte stellt sieh zunehmend aueh die 
Frage, welehe Mögliehkeiten zur flexiblen Ar- 
beitszeitgestaltung im Falle der Pflege von älte- 
ren Angehörigen bestehen. Insbesondere ältere 


Frauen wünsehen sieh, die Pflege der Eltern und 
Großeltern besser mit dem Beruf vereinbaren zu 
können. Derzeit stehen in solehen Fällen Teil- 
zeitmodelle, aber aueh eine berufliehe Auszeit 
wie Pflegezeiten oder Sabbatieals zur Verfügung. 
Flexible Arbeitszeitinstrumente wie betriebliehe 
Lebensarbeitszeitkonten oder mehr Autonomie 
bei der Gestaltung der tägliehen und wöehentli- 
ehen Arbeitszeit sollten eine stärkere Verbreitung 
erfahren. 

Unternehmen und die Besehäftigten können hier- 
bei auf umfangreiehe Beratungsangebote von 
Sozialpartnern, Kammern und Verbänden zu- 
rüekgreifen. ln den DemografietarifVerträgen der 
ehemisehen und der Metallindustrie z. B. wird 
u. a. den Bedürfnissen naeh einer altemsgereeh- 
ten Arbeitszeitpolitik Reehnung getragen. Sie se- 
hen die Erarbeitung entspreehender Modelle für 
die Unternehmen vor und bieten mit Regelungen 
zur Altersteilzeit Mögliehkeiten zu einem flexi- 
blen Renteneintritt. Aueh INQA stellt Informa- 
tionen bereit: ln Form einer Intemetplattform zu 
Arbeitzeiten/Sehiehtarbeit werden z. B. wissen- 
sehaftliehe Hintergrundinformationen sowie 
konkrete praxisorientierte Lösungen aufgezeigt. 


Infobox 5-6 

Tarifverträge in der chemischen nnd in der Metallindnstrie 


Zur Förderung einer naehhaltigen und voraussehauenden Personalpolitik in den Unternehmen ha- 
ben die Tarifvertragsparteien in der ehemisehen Industrie 2008 den Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit 
und Demografie“ abgesehlossen. Bis zum 3 1 . Dezember 2009 waren in den Unternehmen demnaeh 
Demografieanalysen zu erstellen, auf deren Grundlage Arbeitgeber und Betriebsrat beraten sollten, 
in welehem Ausmaß und zu welehem Zeitpunkt personalpolitiseher Handlungsbedarf besteht und 
welehe Maßnahmen ergriffen werden sollen. Dazu könnten gehören: 

- Information der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über die demografiebedingten Herausfor- 
derungen im Unternehmen 

- Etablierung einer alters- und altemsgereehten Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisation 

- Förderung der altersgereehten Arbeitszeitfiexibilität dureh Weiterentwieklung der betriebliehen 
Arbeitszeitmodelle 

- Stärkung der betriebliehen Gesundheitsförderung und des gesundheitsgereehten Verhaltens der 
Besehäftigten 

- Förderung und Forderung einer kontinuierliehen berufiiehen Qualifizierung, um die Fähigkeiten 
und Kompetenzen der Besehäftigten zu erhalten und zu aktualisieren 

- Sieherung des Erfahrungs- und Wissenstransfers im Unternehmen 

- Fortentwieklung von Instrumenten zur Naehwuehssieherung und Bindung der Besehäftigten und 
Ausgebildeten an das Unternehmen 

- Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie 
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Ferner stellen die Arbeitgeber einen jährliehen Demografiebetrag pro Arbeitnehmer für einen Fonds 
zur Verfügung. Die Verwendung des Demografiebetrags kann im Rahmen einer freiwilligen Be- 
triebsvereinbarung für Langzeitkonten und/oder Altersteilzeit, Teilrente, die Berufsunfahigkeitszu- 
satzversieherung Chemie oder für die tarifliehe Altersvorsorge eingesetzt werden. 

Die Umsetzung des Tarifvertrags in KMU in der ehemisehen Industrie wird dureh das INQA-Pro- 
jekt „Demografiefeste Personalpolitik in der ehemisehen Industrie“ (deei) unterstützt. 

Aueh in der Eisen- und Stahlindustrie wurde eine entspreehende Vereinbarung zwisehen IG Metall 
und dem Arbeitgeberverband abgesehlossen. Die tarifgebundenen Unternehmen sind dadureh u. a. 
gehalten, ausgehend von Altersstrukturanalysen betriebliehe Maßnahmen für altemsgereehte und 
gesundheifsforderliehe Arbeifsbedingungen zu ergreifen. Dazu zählen u. a. Qualifizierungsmaßnah- 
men, eine gesundheifs- und altemsgereehfe Arbeifszeit und Einsafzplanung sowie altersgemisehfe 
Teams und ein Belastungsweehsel. 


Unternehmenskultur und Führung 

Die erfolgreiehe Umsetzung einer demografie- 
festen Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisa- 
tion ist untrennbar verbunden mit der Pflege ei- 
nes positiven Betriebsklimas, das von der 
Wertsehätzung aller Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter sowie der Förderung des Potenzials jeder 
und jedes Einzelnen geprägt ist. Eine naehhaltige 
Personalpolitik und Untemehmenskultur orien- 
tieren sich an einem „Miteinander von Jung und 
Alt“, ln diesem Zusammenhang müssen auch 
Stereotype und Vorurteile thematisiert und abge- 
baut werden. 


Umfragen zufolge 
bringen sowohl die 
Personalverant- 
wortlichen in den 
Unternehmen als 
auch jüngere Men- 
schen Älteren ge- 
genüber eine ver- 
gleichsweise hohe 
Akzeptanz entgegen 
und schätzen ihre 
Leistungsiähigkeit 
als positiv ein. 


Die Chancen dafür sfehen gut. Umfragen zufolge 
bringen sowohl die Personalverantwortlichen in 
den Unternehmen als auch jüngere Menschen 
Älteren gegenüber eine vergleichsweise hohe 
Akzeptanz entgegen und schätzen ihre Leis- 
tungsfähigkeit als positiv ein. Das Vorurteil, Äl- 
tere seien weniger produktiv als Jüngere, weil sie 
sich kaum noch einsetzen würden (ungeachtet 
der Frage, ob sie denn tatsächlich weniger pro- 
duktiv sind), wird von einer überwiegenden 
Mehrheit der Unternehmen (87,3 Prozent) als 
falsch bzw. eher falsch gewertet. Für Unterneh- 
men, bei denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
über 50 Jahre mehr als die Hälfte der Belegschaft 
ausmachen, liegt dieser Wert sogar noch höher. 
Ähnliches gilt für das Vorurteil, Ältere seien we- 
niger produktiv, weil sie zu wenig aus ihrem Er- 
fahrungswissen machten. Lediglich rund ein 
Viertel der befragten Unternehmen führt eine 
(mögliche) geringere Produktivität darauf zu- 
rück, dass Ältere beim Arbeitstempo nicht mit- 
halten können. 


Dass ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer weniger leistungsfähig sind, isf ein Vorurfeil. 
Gufes Führungsverhalfen, welches auf die Werf- 
schätzung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
setzt, individuelle Potenziale fördert und Vorur- 
teilen entgegenwirkt, stellt einen wichtigen Fak- 
tor bei der Gestaltung des Miteinanders von Jung 


und Alt in Unternehmen dar. Altemsgereehte 
Führang als wichtiger Bestandteil der Untemeh- 
menskultur umfasst unter anderem die realisti- 
sche und vomrteilsfreie Einschätzung des Leis- 
tungsvermögens Älterer, die Fördemng des 
intergenerativen Dialogs und den Erfahmngsaus- 
tausch zwischen Älteren und Jüngeren. Ergänzt 
werden sollten diese Eigenschaften durch einen 
kooperativen Führangsstil, Rücksichtnahme auf 
die individuelle Arbeitsplanung Älterer sowie 
die Anerkennung der Leistung von älteren Be- 
schäftigten. 

5.4 Entwicklung und Handlungsbedarf 
im Hinblick auf Weiterbildung 

Auf Gmnd der Altemng der Erwerbsbevölke- 
rang wird die berafliche Weiterbildung wesent- 
lich an Bedeutung gewinnen. Die Unternehmen 
in Deutschland werden künftig immer mehr 
möglichst gut ausgebildete Menschen benötigen, 
um ihre Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit 
zu sichern. Da demografisch bedingf weniger guf 
ausgebildete junge Menschen auf den Arbeits- 
markt nachrücken, werden betriebsinteme Strate- 
gien zum Erhalt und Ausbau der Qualifikation 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wichtiger. 
Dies gilt umso mehr vor dem Hintergmnd der 
Entwicklung hin zu wissensintensiven Tätigkei- 
ten, die die Aufnahme und Verarbeitung von ste- 
tig neuem Wissen verlangen. 

Ein Blick auf die derzeitige Beteiligung an beraf- 
licher Weiterbildung ergibt je nach Alters- und 
Bevölkemngsgmppe, Bildungsform und Be- 
triebsgröße ein unterschiedliches Bild. Zwar hat 
sich die Bildungsbeteiligung Älterer im Verhält- 
nis zu den jüngeren Altersgrappen in den letzten 
30 Jahren spürbar verbessert (vgl. Tabelle 5-3). 
Generell nehmen Ältere jedoch auch heute noch 
viel zu selten und deutlich weniger als jüngere 
Altersgmppen an berafiichen Weiterbildungs- 
maßnahmen teil. 
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Tabelle 5-3 


Weiterbildungsbeteiligung nach Altersgruppen in Deutscbland in ausgewäblten Jabren 


Altersgmppe 

1979 

1982 

1985 

1988 

1991 

1994 

1997 

2000 

2003 

2007 


Anteil in % der Beschäftigten 


allgemeine Weiterbildung 

19-34 J. 

23 

28 

23 

27 

25 

30 

35 

29 

29 

30 

35 - 49 J. 

16 

21 

17 

24 

24 

29 

33 

29 

27 

28 

50 - 64 J. 

9 

11 

12 

14 

15 

19 

26 

21 

20 

23 

I 1 


berufliche Weiterbildung | 

19-34 J. 

16 

15 

14 

23 

25 

27 

33 

31 

29 

CM 

35 - 49 J. 

9 

15 

14 

20 

24 

29 

36 

36 

31 

31 

50 - 64 J. 

4 

4 

6 

8 

11 

14 

20 

18 

17 

19 


Quelle: TNS Infratest 2007. 


Die Beteiligung Älterer an Weiterbildungsmaß- 
nahmen stellt sich jedoch deutlich positiver dar, 
wenn ausschließlich die erwerbstätigen Personen 
erfasst werden. Allerdings löst sich das Un- 
gleichgewicht zwischen der Weiterbildungsbetei- 
ligung Älterer zu den Jüngeren nicht gänzlich auf 
(vgl. Tabelle 5-4). 

Für die Ursachen dieser ungleichen Verteilung 
gibt es verschiedene Erklärungsmuster. Die 
scheinbar naheliegendste Annahme lautet, dass 
die betriebliche Einstellung gegenüber älteren 
Erwerbstätigen stärkeren Weiterbildungsanstren- 
gungen im Wege steht, weil bei Investitionen in 
ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur eine 
geringe Rendite erwartet wird. Allerdings weisen 
neuere Umfragen darauf hin, dass gut zwei Drit- 
tel der Unternehmen einer solchen Einschätzung 
widersprechen. Auch die Erklärung, dass die äl- 
teren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
selbst davor zurück scheuen, in der späten Phase 
der Erwerbszeit noch einmal zu lernen, wider- 


sprechen mehr als zwei Drittel der Unternehmen. 
Offen bleibt allerdings, wie die Erwerbstätigen 
sich selbst einschätzen. Der im Vergleich zu jün- 
geren Personen deutlich geringere Umfang pri- 
vater Geldmittel für Weiterbildung könnte darauf 
hinweisen, dass Ältere sich keine oder nur ge- 
ringe Vorteile aus einer Weiterbildung verspre- 
chen. 

Noch mehr als das Alter bestimmen die formalen 
Bildungsvoraussetzungen die Teilnahme an be- 
ruflicher Weiterbildung. Wer einen hohen beruf- 
lichen Abschluss hat, nimmt demzufolge eher an 
beruflicher Weiterbildung teil als Personen mit 
keinem oder einem niedrigen Berufsabschluss. 
Zahlen für das Jahr 2007 bestätigen diese Ein- 
schätzung: Während die Beteiligung an Maßnah- 
men zur beruflichen Weiterbildung von Erwerbs- 
tätigen mit (Fach-)Hochschulabschluss bei 
49 Prozent lag, betrug sie für Personen ohne 
Ausbildung nur zwölf Prozent. 


Tabelle 5-4 


Bildungsbeteiligung (in Prozent) im Lebensverlauf im Jabr 2007 



1 Altersgruppen | 


1 19-24 

1 25-34 

1 35-44 1 

1 45-54 

1 55-64 1 

1 65-80 1 


1 Alle Personen von 19 bis 80 Jahren | 

Betriebliche 

Weiterbildung 

23 

32 

36 

30 

16 

1 

Andere 

berufsbezogene 

Weiterbildung 

17 

14 

15 

14 

6 

1 


1 Erwerbstätige Personen von 19 bis 80 Jahren | 


41 

42 

43 

37 

31 

9 

Andere 

berufsbezogene 

Weiterbildung 

13 

14 

15 

16 

10 

8 


Quelle: TNS Infratest 2007. 


































































Die Weiterbildungs- 
bemühungen in al- 
len Altersgruppen 
und bei allen for- 
malen Bildungsvor- 
aussetzungen müs- 
sen intensiviert 
werden. 
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Darüber hinaus hängt die Weiterbildungsaktivität 
mit der Betriebsgröße zusammen: Während 2008 
nur etwa 40 Prozent der kleineren Betriebe Wei- 
terbildung angeboten haben oder unterstützten, 
waren bei den Großbetrieben mit 98 Prozent na- 
hezu alle weiterbildungsaktiv. Bei aller gebote- 
nen Vorsieht hinsiehtlieh der Vergleiehbarkeit 
internationaler Daten zeigt sieh sehließlieh, dass 
Deutsehland hinsiehtlieh der betriebliehen Wei- 
terbildung im europäisehen Vergleieh bei mehre- 
ren wiehtigen Indikatoren wie z. B. dem Weiter- 
bildungsangebot von Unternehmen oder der 
Teilnahmequote nur einen mittleren Platz belegt. 

Die Botsehaft ist also eindeutig: Die Weiterbil- 
dungsbemühungen in allen Altersgruppen und 
bei allen formalen Bildungsvoraussetzungen 
müssen intensiviert werden. Neben den notwen- 
digen betriebliehen Rahmenbedingungen ist 
dazu eine Förderung der Weiterbildungsmotiva- 
tion auf Seiten der Erwerbstätigen und zwar un- 
abhängig von ihrem Qualifikationsniveau, ihrem 
Berufsstatus und dem Lebensalter vonnöten. 
Wenn sehon in jungen Jahren ein Bewusstsein 
für die Notwendigkeit vorhanden ist, sieh weiter- 
zubilden und das Lernen zu lernen, sprieht niehts 
gegen ein erfolgreiehes kontinuierliehes Lernen 
aueh im höheren Alter. 

Die Bundesregierung hat sieh gemeinsam mit 
den Bundesländern im Oktober 2008 auf die ge- 
meinsame Qualifizierungsinitiative verständigt. 
Ziel ist es, das deutsehe Aus- und Weiterbil- 
dungssystem sowohl qualitativ als aueh in der 
Wirkungsbreite zu verbessern. Innovationskraft 
und wirtsehafllieher Erfolg der Unternehmen in 
Deutsehland beruhen in erster Linie auf dem 
Wissen und den Fähigkeiten der Mensehen, die 
hier leben und arbeiten. Auf Grund der Aufgabe, 
trotz eines sinkenden Erwerbspersonenpotenzials 
das Niveau von Wohlstand und sozialer Siehe- 
rung aueh künftig zu siehem, kommt der Stär- 
kung von Bildung und Qualifizierung eine her- 
ausgehobene Bedeutung zu. Mögliehst viele 
Mensehen sollen in den Genuss einer hoehwerti- 
gen Sehul- und Berufsausbildung kommen, da- 
mit sie bereits bei Berufseintritt über eine best- 
mögliehe berufiiehe Qualifizierung verfügen. 
Diese gilt es dann über den gesamten Erwerbs- 
verlauf zu erneuern und auszubauen. Lernen 
muss zu einer Selbstverständliehkeit über die ge- 
samte Biografie hinweg werden. Denn stetige 
Qualifizierung entfaltet für das Individuum und 
die Wirtsehaft gleiehermaßen positive Wirkung. 
Sie versetzt Unternehmen in die Lage, Wissen im 
Unternehmen zu halten und auszubauen, und 
leistet zugleieh einen Beitrag zur Sieherung des 
Arbeitskräftebedarfs von morgen. Die Bildungs- 
politik muss einen wiehtigen Anteil zur Bewälti- 
gung des demografisehen Wandels in Deutseh- 
land tragen. 


Infobox 5-7 

Beispiel guter Praxis - Individuelle 
Entwicklungsplanung 


Um aueh über 40-jährigen Besehäftigten Ent- 
wieklungsmögliehkeiten im Unternehmen zu 
bieten und um ihre Potenziale besser nutzen zu 
können, wurde bei einem großen Unternehmen 
der Elektrobranehe ein Prozess zur berufiiehen 
Orientierung und Weiterbildung entwiekelt, der 
mittlerweile in das reguläre Weiterbildungsan- 
gebot des Unternehmens integriert wurde. 

Begonnen wird der Prozess mit einer individu- 
ellen Vorbereitungsphase, in der die Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmer ihre bisherige private 
und berufliehe Biografie reflektieren und sieh 
von Kolleginnen und Kollegen, Führungskräf- 
ten und Kunden ein umfassendes Feedbaek 
über persönliehe Stärken und Sehwäehen ein- 
holen. ln einem ansehließenden Workshop wird 
dann eine Potenzialanalyse durehgeführt. Alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter formulieren 
am Ende des Kurses - unterstützt dureh Ideen, 
Vorsehläge und Rüekmeldungen aus dem Teil- 
nehmerkreis - einen persönliehen Gestaltungs- 
plan einsehließlieh konkreter Handlungs- 
sehritte zu seiner Umsetzung. 

Die daraus entstehenden Ziele und Projekte der 
Besehäftigten liegen in den Bereiehen der indi- 
viduellen Kompetenzentwieklung, des Wahr- 
nehmens neuer Aufgaben im bisherigen 
Arbeitsbereieh, einem Tätigkeitsweehsel inner- 
halb des Unternehmens oder naeh extern bis hin 
zu Veränderungen im privaten Lebensumfeld. 


Das Programm „Lernen vor Ort“ des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forsehung zeigt 
hier bildungspolitisehe Konsequenzen. Das Pro- 
gramm, das gemeinsam mit 120 Stiftungen 
umgesetzt wird, zielt auf die Etablierung eines 
übergreifenden Bildungsmanagements auf kom- 
munaler Ebene. Es versteht Bildung als lebens- 
lange Aufgabe und nimmt dementspreehend alle 
Bildungsphasen von der frühen Kindheit bis ins 
Alter in den Bliek. Dabei liegt der Fokus nieht 
auf Einzelmaßnahmen zur Förderung bestimmter 
Bildungsphasen, sondern auf einer strukturellen 
Verbesserung des Gesamtsystems, die es den 
Mensehen ermöglieht, ihre individuellen Bil- 
dungsverläufe erfolgreieh zu gestalten und unab- 
hängig von Herkunft, Ausgangssituation und 
sonstigen Rahmenbedingungen konsistente Bil- 
dungsbiografien zu entwiekeln. Das Programm 
trägt damit dazu bei, den Ansatz des „Lernens im 
Lebenslauf‘ aueh in den Steuerungsmeehanis- 
men von Bildung zu verankern und eine enge 
Verzahnung von Bildungs-, Sozial- und Arbeits- 
marktpolitik zu realisieren. 
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5.5 Entwicklungen und Handlungs- 
bedarf im Hinblick auf Gesund- 
heitsförderung am Arbeitsplatz 

Unternehmen, in denen der Anteil älterer Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter wäehst, müssen aueh 
die Gesundheitsfbrderung als zentrales strategi- 
sehes Feld der Personalarbeit stärker in den Blick 
nehmen. Mittlerweile ist auf Grund umfangrei- 
cher epidemiologischer und empirischer For- 
schung unumstritten, dass Leistungsprobleme 
Älterer nicht allein biologischen Ursachen ge- 
schuldet sind, sondern in hohem Maße auf un- 
günstigen Einflüssen aus Lebensstil, sozialem 
Umfeld und der Arbeitswelt beruhen. 

So sind bei einem Teil der älteren Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer starke Funktionsver- 


schlechterungen festzustellen, die Ergebnis lang 
andauernder, einseitiger und/oder kumulierter 
Arbeitsbelastung sind. Physische, psychische 
und Arbeitszeitbelastungen (Schichtarbeit und 
massive Mehrarbeit) haben durchweg signifi- 
kante Effekte auf die Entwicklung häufiger 
Erkrankungen (Muskel- Skelett-Erkrankungen, 
Herz-Kreislauf- und Stoffwechsel-Krankheiten, 
psychische Störungen, v. a. Depressionen) und 
auf krankheitsbedingte Frühverrentungen. Sind 
Gesundheit und Leistungstähigkeit nachhaltig 
eingeschränkt, verringern sich die Einsatzmög- 
lichkeiten für ältere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer, insbesondere wenn sie einseitig oder 
gering qualifiziert sind. Aus betrieblicher Sicht 
wird das Alter der Beschäftigten dann zu einem 
Problem und zu einem Kostenfaktor. 


Infobox 5-8 

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA) ist ein Konzept des betrieblichen Arbeits- 
schutzes. Die GDA verfolgt das Ziel, Sicherheit und Gesundheitsschutz in der Arbeitswelt so zu 
stärken, dass die immer noch vorhandenen „klassischen“ wie auch die „neuen“ Gesundheitsgetähr- 
dungen wirksam bekämpft werden. Dies sollte nicht vereinzelt und unabgestimmt erfolgen, sondern 
in einem gemeinsamen Schulterschluss von Bund, Ländern und Unfallversicherungsträgem unter 
Einbeziehung der Sozialpartner. Das Neue und das Zusätzliche ist das planvolle, systematische Han- 
deln der Träger entlang gemeinsam identifizierter Arbeitsschutzziele. 

Im Mittelpunkt der GDA stehen elf Arbeitsprogramme aus Branchen mit besonders hohem Präven- 
tionspotenzial: Bau- und Montagearbeiten, Zeitarbeit, Feuchtarbeit und Tätigkeiten mit hautschädi- 
genden Stoffen, Büro, innerbetrieblicher und öffentlicher Transport, Pflege, einseitig belastende und 
bewegungsarme Tätigkeiten an Produktionsarbeitsplätzen und in der Emährungsindustrie, einseitig 
belastende und bewegungsarme Tätigkeiten im Bereich feinmechanischer Montiertätigkeiten, ein- 
seitig belastende und bewegungsarme Tätigkeiten in der Gastronomie und Hotellerie, einseitig be- 
lastende und bewegungsarme Tätigkeiten bei der PersonenbetÖrderung im öffentlichen Personen- 
nahverkehr, Sensibilisierung zum Thema Sicherheit und Gesundheitsschutz in Schulen. 

Insgesamt kommt es der Bundesregierung darauf an, mit der GDA Anreize für die Betriebe zu 
schaffen, auf allen Ebenen des betrieblichen Gesundheitsschutzes eine nachhaltige und damit län- 
gerfristig angelegte Präventionspolitik zu betreiben. 

Infobox 5-9 


Rahmenkonzept „Betsi“ der Dentschen Rentenversichernng Bnnd 

Seit dem 1 . Januar 2009 können die Träger der Rentenversicherung nach § 3 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 
SGB VI medizinische Leistungen tür Versicherte, die eine besonders gesundheitsgetährdende, ihre 
Erwerbstähigkeit ungünstig beeinflussende Beschäftigung ausüben, zur Sicherung der Erwerbstä- 
higkeit auch ambulant durchführen. Die Deutsche Rentenversicherung Bund, die Deutsche Renten- 
versicherung Westfalen und die Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg haben diese Ge- 
setzesänderung zum Anlass genommen, unter dem Titel „Beschäftigungstähigkeit teilhabeorientiert 
sichern“ (Betsi) ein Rahmenkonzept zur Erprobung von Präventionsleistungen zu entwickeln. 

Die Präventionsleistungen richten sich an Beschäftigte, bei denen erste, die Erwerbstähigkeit un- 
günstig beeinflussende gesundheitliche Beeinträchtigungen vorliegen, ohne dass bereits ein Bedarf 
tür medizinische Rehabilitationsleistungen vorliegt. Die Präventionsleistungen verfolgen dabei das 
Ziel, die Arbeitstähigkeit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer frühzeitig und nachhaltig zu sichern. 
Als Schnittstelle zu den Betrieben und Unternehmen fungieren dabei die Betriebs- und Werksärzte, 
die Präventionsbedarfe bei den Beschäftigten identifizieren und die Beantragung entsprechender 
Leistungen unterstützen sollen. 

Unter Beachtung dieser Interventionsziele werden die Leistungen berufsbegleitend erbracht und 
gliedern sich in eine kurze stationäre oder ganztägig ambulante Initialphase, eine längere ambulante 
Trainings- bzw. Verstetigungsphase sowie eine Nachsorgephase. Der Modellversuch wird wissen- 
schaftlich evaluiert. 
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Ein präventiv und langfristig ausgerichtetes be- 
triebliches Gesundheitsmanagement muss die 
Entwicklung von betrieblichen Rahmenbedin- 
gungen sowie von Strukturen und Prozessen um- 
fassen, die auf die gesundheitsförderliche Gestal- 
tung von Arbeit und die Befähigung zu 
gesundheifsfbrderlichem Verhalfen der Beschäf- 
tigfen zielen. Das Spekfrum des Gesundheifsma- 
nagements reicht von der gesundheitsgerechten 
Arbeitsplatzgestaltung und klassischen Arbeits- 
und Gesundheitsschutzmaßnahmen über die Op- 
timierung von Arbeitsabläufen, die Förderung 
von Gesundheit und Fitness der Beschäftigten 
und die individuelle Gestaltung der Erwerbsbio- 
grafie bis hin zu rehabilitativen Maßnahmen, der 
Betreuung von behinderten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und dem Betrieblichen Eingliede- 
rungsmanagement (BEM). 

Infobox 5-10 

Betriebliches Eingliederungsmanagement 


Im Rahmen des § 84 Absatz 2 schreibt das 
SGB IX seit Mai 2004 das Betriebliche Ein- 
gliederungsmanagement (BEM) vor. Das BEM 
gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer und soll angeboten werden, sobald die 
Summe der Krankheitstage einen Zeitraum von 
sechs Wochen innerhalb eines Jahres über- 
schritten hat. Das BEM richtet sich ausdrück- 
lich nicht ausschließlich an schwerbehinderte 
Personen. Ziel ist es, die Arbeitsunfähigkeit der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines 
Betriebes möglichst zu überwinden, erneuter 
Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen und den Ar- 
beitsplatz der Betroffenen zu erhalten. 

Die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers für das 
BEM isf im SGB IX eindeutig geregelt, die 
Zustimmung der oder des betroffenen Beschäf- 
tigten ist allerdings notwendig. Einbezogen 
werden zudem die betriebliche Interessenver- 
tretung und im Bedarfsfall Werks- oder Be- 
triebsärzte, die gemeinsamen Servicestellen 
oder die Integrationsämter. 

Eine Untersuchung aus dem Jahr 2008 zur Um- 
setzung des BEM hat gezeigt, dass die Einfüh- 
rung des BEM noch nicht flächendeckend um- 
gesetzt ist. Von 630 Unternehmen, die 
Auskunft zum Umsetzungsstand gaben, hatten 
429 (69 Prozent) das BEM bereits thematisiert, 
300 Betriebe (48 Prozent) hatten es bereits 
durchgeführt und fast die Hälfte der anderen 
plante die Implementierung in naher Zeit. Da- 
bei hat die Mehrheit der großen und mehr als 
die Hälfte der mittleren Unternehmen das BEM 
thematisiert, bei den kleineren war dies nur ein 
knappes Drittel. 


Die Deutsche Rentenversicherung Bund führt 
in Kooperation mit der Initiative „Job - Jobs 
ohne Barrieren“ des BMAS ein Modellprojekt 
„Integratives Beratungsnetzwerk“ durch, das 
die Arbeitgeber bei der Einführung und Durch- 
führung von Betrieblichem Eingliederungsma- 
nagement unterstützt. 


Gesundheitsförderung und Prävenfion in den Be- 
trieben müssen als Führungsaufgabe verstanden 
werden, wenn sie Erfolg haben sollen. Aus- 
gangspunkt für die Planung der befrieblichen Ge- 
sundheifsfÖrderung sollte eine Erfassung der ge- 
sundheitlichen Situation im Betrieb sein. Dazu 
wird ein betrieblicher Gesundheitsbericht er- 
stellt, der auf Erkenntnissen des Betriebsarztes 
sowie auf Daten z. B. der Krankenkassenstatis- 
tik, einer Auswertung von Mitarbeiterbefragun- 
gen oder den Ergebnissen des WAl (vgl. Infobox 
5-3) beruht. 

Betriebsärzte beraten Unternehmer und Beschäf- 
tigte in Fragen des Gesundheitsschutzes und stei- 
gern damit das Gesundheitsbewusstsein in den 
Betrieben. Ziel der arbeitsmedizinischen Vor- 
sorge ist es, arbeitsbedingte Erkrankungen früh- 
zeitig aufzudecken und zu verhüten. Arbeitsme- 
diziner klären hier Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter individuell über die Wechselwirkun- 
gen zwischen ihrer Arbeit und ihrer Gesundheit 
auf Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vor- 
sorgeuntersuchungen können dabei für die Opti- 
mierung von Arbeitsgestaltung und Arbeitsorga- 
nisation genutzt werden. 

Infobox 5-11 

Ausschuss für Arbeitsmediziu 


Seit Ende 2008 ist die arbeitsmedizinische Vor- 
sorge in einer eigenständigen Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge, der ArbMedVV, 
geregelt. Die Bedeutung arbeitsmedizinischer 
Präventionsmaßnahmen für den Arbeifsschufz 
und den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit 
wurde damit hervorgehoben. 

Auf der Grundlage der neuen Verordnung 
wurde beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales der Ausschuss für Arbeitsmedizin er- 
richtet, dem Vertreter der Arbeitgeber, der Ge- 
werkschaften, der Länder, der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und der arbeitsmedizinischen 
Wissenschaft angehören. Der Ausschuss für 
Arbeifsmedizin haf eine berafende Funktion in 
allen Fragen des medizinischen Arbeitsschut- 
zes. Er erarbeitet arbeitsmedizinische Regeln 
und Empfehlungen und soll u. a. auch Kon- 
zepte zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit erstellen. 


Gesundheitsförde- 
rung und Präven- 
tion in den Betrie- 
ben müssen als 
F ührungsanfgabe 
verstanden wer- 
den, wenn sie Er- 
folg haben sollen. 
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Infolge der demografischen Entwicklung, der 
Zunahme chronischer Erkrankungen und des län- 
geren Verbleibs der Versicherten im Erwerbsle- 
ben werden künftig die Anforderungen auch an 
die Rehabilitation steigen. Hier sind in besonde- 
rem Maße die ambulanten und stationären Leis- 
tungen zur medizinischen Rehabilitation gefor- 
dert. Das Ziel der Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation ist es, den Auswirkungen einer 
Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Behinderung auf die Erwerbsfähigkeit 
entgegenzuwirken oder sie zu überwinden und 
den Einzelnen möglichst dauerhaft in das Er- 
werbsleben (wieder) einzugliedem. 


Als betriebliches Steuerungs-, Entscheidungs- 
und Koordinierungsgremium kann ein interner 
„Arbeitskreis Gesundheit“ zur Stärkung der Ge- 
sundheitsförderung behilflich sein. In diesem 
Forum beraten Unternehmensleitung, Personal- 
abteilung, Betriebsrat, Betriebsarzt, Schwerbe- 
hindertenvertretung, die Fachkraft für Arbeitssi- 
cherheit sowie ggf externe Experten von 
Krankenkassen und Berufsgenossenschaften ge- 
meinsam über die zu treffenden Maßnahmen und 
deren Umsetzung. Vorschläge zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes aus der Sicht der Betroffe- 
nen schließlich können in betrieblichen Gesund- 
heitszirkeln erarbeitet werdenund in den Arbeits- 
kreis Gesundheit einfiießen. 


Infobox 5-12 

Beispiel Guter Praxis - Umfassende Förderung der beruflichen Leistungsfähigkeit 


Eine alternde Belegschaft und steigende Anforderungen an die geistige Flexibilität in einem moder- 
nen Arbeitsumfeld haben ein deutsches Großunternehmen der Kraftfahrzeug-, Industrie- und Ge- 
bäudetechnik dazu veranlasst, sich mit der betrieblichen Gestaltung des demografischen Wandels zu 
befassen. Das Unternehmen, das über 100 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an zahlreichen 
Standorten beschäftigt, hat hierfür zunächst zusammen mit wissenschaftlichen Beratern ein Konzept 
erprobt, das die Mehrdimensionalität beruflicher Leistungsfähigkeit (d. h. sowohl die körperliche 
Gesundheit als auch die geistige Fitness) fokussiert. Über einen Zeitraum von zehn Wochen trainier- 
ten an zwei Standorten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Alter zwischen 45 und 63 Jahren frei- 
willig ihre kognitiven Fähigkeiten, körperlichen Fertigkeiten und ihr gesundheitsbezogenes Verhal- 
ten. Das Projekt wurde anschließend evaluiert. 

Im Ergebnis zeigte sich, dass sich die Weiterbildung bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 
Projekts insgesamt sehr positiv auf folgende Merkmale auswirkte: 

- Konzentration 

- Arbeitsgedächtnis 

- Problemlösungsstrategien 

- Informationsverarbeitung 

- Arbeitsmotivation 

- Identifikation mit dem Unternehmen 

- körperliche Leistungsfähigkeit 

- Körpererleben 

- Koordination 

- Gesundheitsbezogenes Wissen 

- Gesundheitsverhalten 

- Ernährung 

Zudem entwickelten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine neue Einstellung zum Altem und 
auch zur eigenen Weiterbildungsfähigkeit. 

Auf Gmnd der sehr guten Erfahmngen mit dem Pilotprojekt wurde das bisherige betriebliche Ge- 
sundheitsmanagement, das vornehmlich medizinische Vorsorge, Analysen, Beratungen und Bil- 
dung, Arbeitsplatz- und Arbeitszeitgestaltung, Betriebliches Eingliederungsmanagement sowie Fit- 
nesskurse beinhaltet, durch Kognitionsübungen erweitert. 
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Infobox 5-13 

Beispiel guter Praxis - betriebliches Gesund- 
heitsmanagement in der Pflege 

Unregelmäßige Arbeitszeiten, hohe physische und 
auch psychische Belastungen sind charakteristisch 
für Tätigkeiten in Pflegeberufen — mit entsprechen- 
den Folgen für die Gesundheit der Arbeitskräfte. 

Zur Verbesserung der Mitarbeitergesundheit 
hat ein bayerisehes Seniorenheim anhand eines 
Leitfadens der Krankenkassen ein betriebliehes 
Gesundheitsmanagement eingerichtet. Die Pro- 
jektsteuerung wurde von Entscheidungsträgem 
im Unternehmen übernommen, die Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter wurden in Form einer 
Mitarbeiterbefragung am Projekt beteiligt. 

Nach Auswertung und Diskussion der Ergeb- 
nisse wurden folgende Maßnahmen ergriffen: 

- Anschaffung von Hilfsmitteln, wie z.. B. 
Hebehilfen, Schiebebretter 

- Seminare zu Fragen der psychosozialen Be- 
lastung 

- Entspannungsangebote 

- Einrichtung eines heimeigenen Fitness- 
raums 

Nach ca. einem halben Jahr wurde eine erneute 
Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter durchgeführt. Es zeigte sich, dass die Beleg- 
schaft die ergriffenen Maßnahmen sehr positiv 
beurteilte. Um den Prozess zu verstetigen und 
weitere Gesundheitsthemen aufzugreifen, trifft 
sich die Projektgrappe weiterhin regelmäßig 
ca. zweimal im Jahr. 


Arbeitgeber werden bei der Durchsetzung von 
Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsforde- 
rang von den gesefzlichen Krankenkassen unfer- 
stüfzf. Seif 2007 besfeht für die Krankenkassen eine 
gesetzliche Verpflichtung (§§ 20 a, 20 b SGB V), 
Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsforde- 
rang durchzuführen. Die gesefzliche Kranken- 
versicherung hat dafür 2009 insgesamt rund 
39,5 Millionen Euro und damit elf Prozent mehr 
als im Vorjahr ausgegeben. 

Im „Leitfaden Prävention“ haben die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen darüber hinaus priori- 
täre Handlungsfelder und Kriterien zu § 20 a 
SGB V festgelegt, die für Maßnahmen der Pri- 
märprävention und der betrieblichen Gesund- 
heitsfbrderang durch die Krankenkassen ver- 
bindlich gelten. Die Handlungsfelder betreffen 
z. B. die Vorbeugung und Reduzierung arbeitsbe- 
dingter Belastungen des Bewegungsapparats, die 
gesundheitsgerechte Verpflegung am Arbeits- 
platz und die Förderung individueller Kompeten- 
zen zur Stressbewältigung am Arbeitsplatz. 


Arbeitgeber können ihren Beschäftigten Maß- 
nahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderang 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung des allge- 
meinen Gesundheifszusfandes in besfimmtem 
Maße sfeuerfrei anbieten. 

Schließlich ist auch das von INQA geförderte 
Projekt „Gesunde Arbeit“ zu nennen, das kleinen 
und mittleren Unternehmen bei der Suche nach 
passenden Präventions- und Rehabilitationsange- 
boten hilft. Das Projekt versteht sich als Lotse 
durch das vielfältige Angebot der gesetzlichen 
Träger und privaten Dienstleister zur Gesund- 
erhaltung der Beschäftigten. Die Modellphase 
wird in Dresden, Münster, Köln, München und 
Nürnberg durchgeführt, eine Ausweitung auf an- 
dere Standorte ist geplant. 

Infobox 5-14 

Das Projekt „Gesunde Arbeit“ 


Das Projekt „Gesunde Arbeit“ unterstützt 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) bei 
der Gesunderhaltung ihrer Beschäftigten. Ziel 
ist, das Thema betriebliche Gesundheit in 
KMU zu transportieren und diese in ihrem prä- 
ventiven Denken und Handeln zu unterstützen. 
Häufig fehlen in KMU die Erfahrungen, Kennt- 
nisse und Ressourcen, um die vielfältigen Un- 
terstützungsleistungen zu Prävention und Reha- 
bilitation optimal nutzen zu können. „Gesunde 
Arbeit“ bietet in diesen Fällen Unterstützung 
aus einer Hand. Für alle Fragen in Verbindung 
von „Gesundheit und Arbeit“ wie z. B. langzeit- 
erkrankt beschäftigt, Mobbing und psychische 
Erkrankungen gibt es in den sechs Regional- 
stellen von „Gesunde Arbeit“ kompetente An- 
sprechpartner. Auch Maßnahmen zur betriebli- 
chen Gesundheitsförderang, zur Verbesserung 
des Arbeitsklimas und zu gesunder Führung, 
zur Auswahl geeigneter Fördermittel oder zur 
Integration von Menschen mit Behinderung 
werden vermittelt. Lösungen für alle gesund- 
heitlichen Fragestellungen werden mit Unter- 
stützung von gesetzlichen Trägem und privaten 
Dienstleistern unbürokratisch und qualitätsge- 
sichert umgesetzt. 

Die Philosophie des Projekts „Gesunde Arbeit“ 
drückt sich in sechs Teilzielen aus: 

- Betriebliche Gesundheit fordern 

- Gesundheifsrisiken vermeiden 

- Menschen mit Behinderung integrieren 

- Potenziale älterer Beschäftigter nutzen 

- Fördermöglichkeiten erkennen 

- Effizient eingliedern 




Unternehmen und 
Beschäftigte wer- 
den von den Vortei- 
len einer Strategie 
zur Bewältigung 
des demografi- 
schen Wandels pro- 
fitieren, die sich in 
besseren betriebs- 
wirtschaftlichen 
Perspektiven für 
die Unternehmen 
und besseren Ar- 
beitsmarktchancen 
für die einzelnen 
Arbeitskräfte mani- 
festieren. 
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Das Projekt „Gesunde Arbeit“ wird aus Mitteln 
des Ausgleichsfonds für überregionale Vorha- 
ben zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben und aus Mitteln des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Soziales - Initia- 
tive Neue Qualität der Arbeit (INQA) - geför- 
dert. Es wird wissenschaftlich begleitet und 
durch einen Beirat unterstützt. 


5.6 Personalpolitik alternsgerecht 
gestalten 

ln den kommenden Jahren stehen die Unterneh- 
men vor der neuen Aufgabe, sich demogratiefest 
aufzustellen. Sie werden in den beschriebenen 
Handlungsfeldem aktiv werden und zielgenaue 
Aktivitäten entwickeln müssen. Viele Betriebe 
haben den Handlungsdruck erkannt und schon 
Maßnahmen ergriffen. Der weitaus größere Teil 
jedoch wird sich noch umstellen müssen. Viele 
Aktivitäten sind noch unzureichend. Deshalb 
muss zunächst das Bewusstsein der Personalver- 
antwortlichen geschärft werden, dass ihre Be- 
triebe im härter werdenden Wettbewerb um leis- 
tungstähige Arbeitskräfte nur dann konkurrieren 
können, wenn sie kontinuierlich in den Erhalt der 
Gesundheit, die Kompetenz, die Zufriedenheit 
und die Motivation ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter investieren - und zwar über alle Al- 
tersgruppen hinweg und entlang ihrer spezifi- 
schen Bedürfnisse. 

Für die Betriebe und auch für die Arbeitskräfte 
stellt dies oft eine schwierige Aufgabe dar. Ge- 
fragt ist eine Langfristorientierung, die im 
Alltagsgeschäft oft zu kurz kommt, ln der be- 
trieblichen Realität dominieren kurzfristige 
Handlungsnotwendigkeiten und Dispositionen. 
Im harten Geschäft um Aufträge oder Wettbe- 
werbsanteile zählt oft zunächst nur der unmittel- 
bare unternehmerische Erfolg. Es ist allzu ver- 
ständlich, dass als abstrakt empfundene 
Probleme dabei schnell in den Hintergrund tre- 
ten. Dennoch lohnt sich eine frühzeitig entwor- 
fene Strategie zur Bewältigung des demografi- 
schen Wandels. Unternehmen und Beschäftigte 
werden von den Vorteilen profitieren, die sich in 
besseren betriebswirtschaftlichen Perspektiven 
für die Unternehmen und besseren Arbeits- 
marktchancen für die einzelnen Arbeitskräfte 
manifestieren. 

Eine zentrale Frage für die Unternehmen wird es 
sein, die persönliche Entwicklung und Produkti- 
vität aller Beschäftigten zu unterstützen und zu 
steigern. Dazu bieten die reale Arbeitsgestaltung 
und eine strategische Arbeitsorganisation kon- 
krete Handlungsoptionen, eine altemsgerechte 
Personalpolitik ist die zugrunde liegende Philo- 
sophie (vgl. Kapitel 5.3). Wesentliche Bedeutung 


kommt dabei der vorausschauenden und den 
ganzen Betrieb berücksichtigenden Arbeitsorga- 
nisation zu, die z. B. Tätigkeitswechsel und hori- 
zontale Karrieren von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern einschließt. Karriere und Berufs- 
wege messen sich immer mehr an der Frage, wie 
interessant und abwechslungsreich eine Aufgabe 
ist. Zu viel Routine bremst dagegen die Motiva- 
tion und die Leistungsbereitschaft. Die Personal- 
strategie sollte daher für alle Beschäftigten vor- 
sehen, Aufgaben und Tätigkeiten regelmäßig im 
Erwerbsverlauf verändern zu können. Wech- 
selnde Positionen stellen nicht nur für Ältere eine 
Chance dar, sich weiter zu entwickeln und neue 
Erfahrungswerte zu sammeln. Letztlich ist ein re- 
gelmäßiger Tätigkeitswechsel die ideale Voraus- 
setzung für ein langes und zufriedenes Erwerbs- 
leben der bzw. des Beschäftigten sowie für 
dauerhaften unternehmerischen Erfolg unter den 
Vorzeichen des demografischen Wandels. 

Eine solche Untemehmensphilosophie sollte ak- 
tiv in die Belegschaften hinein kommuniziert 
werden. Personalverantwortliche müssen sich 
künftig nicht um eine Altersgrappe kümmern, 
sondern um die gesamte Erwerbskarriere aller 
Beschäftigten. Die Thematik „Alternde Beleg- 
schaften“ sollte frühzeitig und offen angespro- 
chen werden. Nur wer über Sinn und Zweck sei- 
ner Personalpolitik spricht, kann die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer motivie- 
ren und dafür gewinnen. 

Eine innovative Personalpolitik muss darüber hi- 
naus die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
fördern. Die Flexibilität der Arbeitszeitmodelle 
wird noch zunehmen müssen, um z. B. die Un- 
terstützung von pflegebedürftigen Angehörigen, 
Geburt der Kinder, Weiterbildung, berufliche 
Auszeit und Neuorientierung zu ermöglichen. 
Jede Lebensphase hat unterschiedliche Bedürf- 
nisse. Variable Berufsunterbrechungen und eine 
Politik der entzerrten Lebensläufe für Männer 
und Frauen werden deshalb in Zukunft zu einem 
zentralen Aspekt der Personalföhrung. Hier sind 
Unternehmen gleichermaßen wie die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer gefordert. Eine sol- 
che Personalpolitik kommt nicht nur älteren Mit- 
arbeitern zugute, sondern allen Beschäftigten. Ihr 
Nutzen ist ebenso individuell wie kollektiv. 

Zur Gestaltung der Handlungsfelder stehen den 
Unternehmen reichlich wissenschaftliche Er- 
kenntnisse sowie vielfältige Instrumente und Un- 
terstützungsangebote zur Verfügung. Das Rad 
muss also nichf neu erfunden werden. Befriebe, 
Sozialpartner und Verbände sind gefordert, die 
vorhandenen Initiativen intelligent zu nutzen, 
miteinander zu verzahnen und ihre Aktivitäten 
stärker als bisher untereinander abzustimmen. 


Variable Berufsun- 
terbrechungen und 
eine Politik der ent- 
zerrten Lebens- 
läufe werden in 
Zukunft zu einem 
zentralen Aspekt 
der Personalfiih- 
rung. 
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Gestaltung des Arbeitslebens in Kürze: 

- Der längere Verbleib älterer Erwerbstätiger im Arbeitsleben ist aus gesamtwirtsehaftliehen Grün- 
den notwendig, aus betriebswirtsehaftlieher Sieht sinnvoll und erhöht darüber hinaus für den Ein- 
zelnen die Chaneen auf gesellsehaftliehe Teilhabe. 

- Die Unternehmen müssen ihren betriebswirtsehaflliehen Erfolg künftig mit älter werdenden Be- 
legsehaflen erzielen. Ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können - sofern die Rahmen- 
bedingungen stimmen - ähnlieh leistungsfähig sein wie jüngere. 

- Zentrale Handlungsfelder beim Umgang mit alternden Belegsehaflen sind: Personalpolitisehe 
Maßnahmen, Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung, Gesundheitsförderung sowie Qualifi- 
zierung und Weiferbildung. Zur Gesfaltung altemsgereehter Arbeit bedarf es versehiedener Maß- 
nahmen an untersehiedliehen Ansatzpunkten, die abhängig von den spezifisehen Bedingungen 
und Problemlagen der Betriebe, ihrer Größe, der Branehe und den konkreten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und ihren Tätigkeiten sind. 

- Eine altemsgereehte Personalpolitik setzt dabei früh im Erwerbsverlauf an, ist naehhaltig ange- 
legt und sprieht die Belegsehaft aktiv an. 

- Betriebe, Sozialpartner und Verbände sind gefordert, die zahlreieh vorhandenen Initiativen zur 
Vorbereitung der Arbeitswelt auf den demografisehen Wandel intelligent zu nutzen, miteinander 
zu verzahnen und ihre Aktivitäten stärker als bisher untereinander abzustimmen. 

- Dass immer mehr Unternehmen in Deutsehland den Handlungsbedarf erkennen, zeigen versehie- 
denste Beispiele guter Praxis. 
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Anhang 

Beispiele guter Praxis 

Immer mehr Unternehmen in Deutsehland erken- 
nen den Handlungsbedarf für eine altems- und al- 
tersgereehte Arbeitsgestaltung. Dies zeigen ver- 
sehiedenste Beispiele guter Praxis. Die Beispiele 
umfassen kleine und mittelständisehe Unterneh- 
men ebenso wie Großunternehmen oder aueh die 
öffentliehe Verwaltung. Im Folgenden werden 
ausgewählte Beispiele guter Praxis skizziert. 
Weitere Beispiele finden sieh in der Datenbank 
„Gute Praxis“ von INQA unter www.inqa.de. Die 
hier genannten Unternehmen sind Teil des INQA- 
Netzwerkes bzw. der Partner-Netzwerke, die 
INQA unterstützt. Mittlerweile sind rund 
1 500 Unternehmen Teil dieser Netzwerke. 

I. Beispiele aus Großunternehmen: 

- Vor dem Hintergrund einer steigenden Le- 
bensarbeitszeit wird es immer wiehtiger, 
Kompetenzen und Potenziale älterer Besehäf- 
tigter zu erkennen, zu nutzen und zu fördern. 
Konzepte zum Erhalt der (geistigen) Leis- 
tungsfähigkeit sind daher unerlässlieh. PFIFF 
ist ein im Rahmen von INQA (Initiative Neue 
Qualität der Arbeit) initiiertes Projekt, das vor 
allem die Entstehung altersbegleitender Ver- 
änderungen der kognitiven Leistungsfähigkeit 
untersueht und Maßnahmen zu ihrer Vermei- 
dung entwiekelt. 

Ausgangspunkt ist eine modellhafte Untersu- 
chung von Beschäftigten eines Automobilher- 
stellers zu altersbegleitenden Veränderungen 
der kognitiven Leistungsfähigkeit mithilfe 
von Verhaltensdaten und einer Messung der 
Himaktivität. Hierbei werden schwerpunkt- 
mäßig die so genannten kognitiven Kontroll- 
funktionen analysiert, die eine gewisse Al- 
tersabhängigkeit aufweisen. Des Weiteren 
wird untersucht, ob und inwieweit Lebensstil, 
Arbeitsplatzmerkmale und so genannte Coping- 
Eigenschaften, mit Stress umzugehen, die 
Kontrollfunktionen beeinflussen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich das Ausmaß 
von Alterungseffekten auch nach der Be- 
schaffenheit des Arbeitsplatzes richten kann. 
Dies trifft in Arbeitssituationen zu, in denen 
kognitive Funktionen durch die Tätigkeit in 
einem bestimmten Arbeitsfeld nicht bean- 
sprucht und gefördert werden, monotone 
Tätigkeiten und Aufgaben mit stärkeren ma- 
nuellen und geringeren intellektuellen Anfor- 
derungen im Berufsleben dominieren sowie 
Nacht- und Schichtarbeit den Arbeitsablauf 
bestimmen. Neben ungünstigen Arbeitsbedin- 
gungen wirkt sich auch Stress negativ auf die 
geistige Leistungsfähigkeit aus. 


- Ein Unternehmen des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs hat in einem Modellprojekt 
Langzeitarbeitslose zu Kundenbetreuem um- 
geschult und bereits über 100 Teilnehmern ei- 
nen unbefristeten Arbeitsvertrag angeboten. 
In einem weiteren Schritt ist der Erwerb des 
Busführerscheins geplant. Umgekehrt soll 
ebenso angestellten langjährigen Bahnfahrem 
eine Umschulung zum Kundenbetreuer ange- 
boten werden, um flexibel auf die Bedürfnisse 
der älteren Beschäftigten eingehen zu können. 

- Ein vierstufiges Kaskadenmodell trägt bei ei- 
nem großen Automobilhersteller zum Erhalt 
und zur Wiederherstellung der Arbeitsfähig- 
keit von Beschäftigten im Fahrzeugbau bei. 
Es beinhaltet Angebote entlang einer vierstu- 
figen Kaskade mit den Stufen Prävention, In- 
tegration vor Ort, Integrationswerk und Son- 
dermontage. 

- Ein süddeutscher Automobilkonzem bietet al- 
len Mitarbeitern seit 2006 ein persönliches 
Gesundheitsprogramm an. Es basiert auf einer 
Vereinbarung zwischen Unternehmenslei- 
tung und Gesamtbetriebsrat, die Teilnahme ist 
freiwillig. Im Rahmen einer betriebsärztli- 
chen Untersuchung werden den Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeitern ein Bild des Ist-Zu- 
standes ihrer Fitness und Gesundheit sowie 
eine Beratung angeboten. Herkömmliche be- 
triebsärztliche Arbeitsschutzaufgaben wer- 
den so mit allgemeinen Maßnahmen der Ge- 
sundheitsvorsorge verknüpft. 

- Ein Stahlkonzem mit Sitz in Nordrhein- West- 
falen hat einen ganzheitlichen Ansatz ge- 
wählt, um den Herausforderungen des demo- 
grafischen Wandels gerecht zu werden. 
Neben Themen wie Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf, Nachwuchsrekrutierung und 
Talentmanagement beinhaltet die Untemeh- 
mensstrategie auch ein betriebliches Gesund- 
heitsmanagement. Ziel ist es, mithilfe von 
Präventionsmaßnahmen Krankheiten vorzu- 
beugen sowie das Bewusstsein auf Seiten der 
Beschäftigten für einen verantwortungsvollen 
Umgang mit der eigenen Gesundheit zu stär- 
ken. Im Rahmen einer so genannten „Gesund- 
heitsschicht“ können sich Schichtarbeiter me- 
dizinisch untersuchen und in Vorträgen zu 
den Themen Gesundheit, Ernährung und Be- 
wegung schulen lassen. 

- Ein südwestdeutsches Unternehmen der Auto- 
mobilindustrie verfolgt umfassende Maßnah- 
men u. a. in den Bereichen Arbeitsorganisa- 
tion/Personaleinsatz, Personalentwicklung/ 
Qualifizierung, Gesundheitsmanagement/Ergo- 
nomie und Know-how- Sicherung, um ange- 
sichts einer alternden Belegschaft innovativ 
und leistungsfähig zu bleiben. Entlastungsori- 
entierte Tätigkeitswechsel in der Produktion, 
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die Nutzung von Stärken und Schwächen von 
jüngeren und älteren Beschäftigten durch ge- 
zielten Personaleinsatz, eine bedarfsorien- 
tierte Qualifizierung in allen Altersphasen 
oder Gesundheitsmanagement durch Rücken- 
training im Unternehmen sind feste Bestand- 
teile der Personalpolitik. Hinzu kommt ein so 
genanntes Profilvergleichsverfahren, um ei- 
nen fähigkeitsgerechten Personaleinsatz von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit ge- 
sundheitlichen Einschränkungen gewährleisten 
zu können. Ziel ist die nachhaltige Förderung 
der Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Be- 
schäftigten, die Stärkung ihrer Eigenverantwor- 
tung und die Erhöhung der Produktivität. 

- Ein weltweit tätiges Unternehmen der Che- 
mieindustrie mit Sitz in Rheinland-Pfalz hat 
ein internes Programm aufgelegt, um die 
Wettbewerbsfähigkeit angesichts älter wer- 
dender Beschäftigter auszubauen und um die 
Produktivität und Irmovationsfähigkeit zu er- 
halten. Exemplarische Maßnahmen sind An- 
gebote zur besseren Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf, präventiver Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sowie die gezielte Kompe- 
tenzentwicklung und Qualifizierung der Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Dazu wurde 
ein eigenes Lemzentrum aufgebaut, in dem 
sich die Beschäftigten individuell in allen 
Qualifizierungsfragen beraten lassen, bedarfs- 
gerechte Lempakete auswählen und mo- 
dernste Lemmedien nutzen können. 

II. Beispiele aus Kleinunternehmen 
und Unternehmen mittlerer Größe: 

- Ein Unternehmen der Elektronikbranche setzt 
auf eine bereits langjährige Gesundheitsför- 
derung, belastungsarme Arbeitsplätze sowie 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, ln Konsequenz dieser Programme 
liegt die Fluktuationsrate der Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer unterhalb von einem 
Prozent, wodurch das Unternehmen jederzeit 
auf erfahrenes Personal setzen kann und 
Fachkräftemangel vorbeugt. Zusätzlich ist mit 
dem Betriebsrat eine Vereinbarung abge- 
schlossen worden, die den Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern eine langfristige Per- 
spektive im Unternehmen sowie hierzu 
notwendige Fördermaßnahmen bietet. 

- Ein Unternehmen der Informationstechnolo- 
gie entwickelte eine „Skill-Demand- Ana- 
lyse“, um die vorhandenen sowie zukünftig 
benötigten Kompetenzen und Fähigkeiten der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in allen 
Tätigkeitsbereichen zu analysieren. Auf Basis 
von Interviews mit internen Führungskräften 
und externen Organisationen (Universitäten, 
Verbänden) werden vorhandene Fähigkeiten 
herausgearbeitet und notwendiges Wissen ent- 


sprechend weiterentwickelt. Dabei können 
auch neue berufliche Perspektiven innerhalb 
des Unternehmens erschlossen werden. Zu- 
dem wird diese Maßnahme durch ein umfang- 
reiches Gesundheitsmanagement begleitet, 
das u. a. Seminare und Vor-Ort-Dienstleistun- 
gen des medizinischen Dienstes umfasst. 

- Ein Unternehmen der Verpackungsindustrie 
mit Sitz in Sachsen- Anhalt hat mit seinem so 
genannten „10 MAF“-Programm innerhalb 
eines Jahres zehn unqualifizierte oder lang- 
zeitarbeitslose Männer und Frauen zwischen 
38 und 55 Jahren zu Maschinen- und Anlage- 
führem ausgebildet. Die Teilnehmer des Pro- 
gramms hatten entweder keine bzw. eine 
branchenfremde Ausbildung oder waren min- 
destens vier Jahre nicht mehr im Beruf tätig, 
ln einem zweiten Durchgang des Projektes im 
November 2009 ergriffen weitere sechs Lang- 
zeitarbeitslose die Chance auf eine neue be- 
rufliche Perspektive. 

- Ein Stadtreinigungsuntemehmen in einer 
Großstadt will auf seine langjährigen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter auch bei mögli- 
chen gesundheitlichen und konstitutionellen 
Einschränkungen nicht verzichten und hat 
deshalb zwei Projekte ins Leben gerufen, die 
Straßenreinigem eine Weiterbeschäftigung in 
körperlich weniger anstrengenden Bereichen 
der Müllbeseitigung ermöglichen. 

- Ein mittelständisches Unternehmen in der 
Metallbranche setzt seinen Schwerpunkt auf 
die individuelle Arbeitsgestaltung der älteren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. So werden 
mit den Beschäftigten aus der Zielgruppe der 
55- Jährigen und Älteren Perspektivengesprä- 
che geführt, die den Abbau von Belastungen 
und ergonomische Verbesserungen zum In- 
halt haben. Zudem werden Gesundheitswo- 
chenenden mit medizinischen Untersuchun- 
gen durch Betriebsärzte angeboten. Diese 
Maßnahme wird verstetigt und in das Weiter- 
bildungsprogramm aufgenommen, das zudem 
Gesundheitsworkshops für Ältere aus der Fer- 
tigung enthält. 

- Bei einer Bank im süddeutschen Raum wer- 
den auf Grund einer absehbaren deutlichen 
Alterung der Belegschaft im Personalma- 
nagement Themen wie Qualifizierungsange- 
bote für Beschäftigfe im Alfer von 50 Jahren 
und älfer (lebenslanges Lernen), Arbeifszeif- 
modelle, Rekrutierung und Teamgestaltung 
als zentrale Handlungsfelder aufgenommen. 
Hinsichtlich der Arbeitsgestaltung werden auf 
operativer Ebene Themen wie Zeitmanage- 
ment, Umgang mit Pausen neu gestaltet. Da- 
neben wird im Hinblick auf den Erhalt der in- 
dividuellen Gesundheit, die Nutzung von 
Angeboten im Rahmen des Gesundheitsma- 
nagements gefördert. Zudem werden Füh- 
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rungskräfte für das „Führen im demografi- 
schen Wandel“ sensibilisiert. 

- ln einer Stadtverwaltung in Nordrhein- West- 
falen werden als Interventionen Altersstruk- 
turanalysen, Ziele-Workshops und Selbstbe- 
wertungs-Workshops durchgeführt. Hinzu 
kommt eine Beschäftigtenbefragung, ergänzt 


durch Interviews mit ehemaligen Beschäftig- 
ten. Für Führungskräfte wird ein spezielles 
Training durchgeführt und ein Transfer- Work- 
shop organisiert. Für die Personalentwicklung 
ist das Themenfeld des demografischen Wan- 
dels mittlerweile zu einem Schwerpunkt ge- 
worden. 
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Tabelle 3: Zugangsalter, Anteil der Renten mit Abschlägen und Anzahl der Abschlagsmonate bei Altersrenten 




Tabelle 4: Anteile der Altersrentenzugänge nach dem Versicherungsstatus am 31. 12. des Jahres vor Rentenbezug 



Ohne Nullrenten und ohne Renten nach Art. 2 RÜG, Ab Bersichtsjahr 2006 Mehrfachnennungen möglich, vorher Zuordnung nach Priorität. 
Ab Berichtsjahr 2006 pauschale Korrektur der "sonstigen aktiven Versicherungsverhältnisse". 















































Tabelle 5: Schichtung der hochgerechneten Jahresentgelte der versicherungspflichtig Beschäftigten 
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Rundungsbedingte Abweichungen der Summen sind mögiich. Queiie: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
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Die Unterkategorie "Insgesamt" bezieht sich auf die Bevöikerung im Aiter von 20 bis unter 65 Jahren. Queiie: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 

Die Daten beziehen sich jeweiis auf den Jahresdurchschnitt. Rundungsbedingte Abweichungen der Summen sind mögiich. 
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Die Daten beziehen sich jeweiis auf den 30. Juni eines Jahres. Bis zum Abiauf von drei Jahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum Queiie: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status "voriäufig". Geringfügige Abweichungen in den Summen durch in Einzeifäiien 
fehiende oder uneindeutige Angaben zu einzeinen Merkmaien sind mögiich. 











Tabelle 10: Quoten sozialversicherungspflichtig Beschäftigter (in Prozent der Bevölkerung des jeweiligen Alters) 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Drucksache 17/3814 
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Tabelle 1 1 : Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte - Vollzeit (in 1 .000) 
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Tabelle 12: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte - Teilzeit (in 1.000) 
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SGB II 

‘Q) 

§ 

00 

darunter: 

in Beschäftigung am 

1 . Arbeits markt 

Anteil in % | 

LO 

100,0 

13,0 

4,5 

0,4 

100,0 

12,1 

3,9 

0,4 

100,0 

14,7 

5,6 

0,4 

o 

o 

q 

c 

TT 

729 

95 

33 

3 

463 

56 

18 

2 

266 

39 

15 

1 

LU 

s 

c 

D 


Anteil in % | 

CO 

100,0 

17,5 

6,9 

0,4 

100,0 

14,9 

5,4 

0,5 

100,0 

21,1 

9,0 

0,5 

vu 

■D 

o 

o 

o 

c 

CM 

1.349 

236 

93 

6 

779 

116 

42 

4 

569 

120 

51 

3 

Abgang 

Insgesamt 

o 

o 

q 

c 

:: 

4.712 

931 

388 

44 

3.063 

585 

239 

31 

1.649 

345 

150 

13 

SGB III 

■(1) 

D) 

§ 

00 

darunter: 

in Beschäftigung am 

1 . Arbeitsmarkt 

Anteil in % | 

O 

100,0 

16,7 

6,3 

1,2 

100,0 

14,6 

5.2 

1.2 

100,0 

21,9 

9,0 

1,5 

o 

o 

o 

c 

O) 

1.647 

275 

104 

20 

1.168 

171 

61 

14 

479 

105 

43 

7 

LU 

c 

b 

c 

D 


Anteil in % | 

CO 

100,0 

16,6 

6,2 

1,3 

100,0 

14,6 

5.2 

1.2 

100,0 

21,4 

8,8 

1,5 

vu 

■o 

o 

o 

o 

c 

- 

1.867 

309 

116 

24 

1.330 

194 

69 

16 

537 

115 

47 

8 

Abgang 

Insgesamt 

o 

o 

q 

c 

CD 

4.310 

904 

363 

122 

3.167 

614 

239 

88 

1.143 

290 

124 

34 

SGB III und SGB II 

'<]) 

§ 

to 

g 

darunter: 

in Beschäftigung am 

1 . Arbeitsmarkt 

Anteil in % | 

LO 

100,0 

15,6 

5,8 

1,0 

100,0 

13,9 

4,8 

0,9 

100,0 

19,3 

7,8 

1,1 

o 

o 

o 

c 

TT 

2.376 

371 

137 

23 

1.632 

227 

79 

15 

745 

144 

58 

8 

LU 

B 

c 

D 


Anteil in % | 

CO 

100,0 

16,9 

6,5 

0,9 

100,0 

14,7 

5,3 

0,9 

100,0 

21,2 

8,9 

1,0 

TO 

■D 

o 

o 

o 

c 

CM 

3.216 

545 

209 

30 

2.109 

310 

111 

19 

1.106 

235 

98 

11 

Abgang 

Insgesamt 

o 

o 

q 

c 

- 

9.022 

1.835 

751 

166 

6.230 

1.199 

477 

119 

2.793 

636 

274 

47 


Deutschland 

Insgesamt 

50 bis u. 65 J. 

55 bis u. 60 J. 
60 bis u. 65 J. 

Alte Länder 

Insgesamt 

50 bis u. 65 J. 

55 bis u. 60 J. 
60 bis u. 65 J. 

Neue Länder 

Insgesamt 

50 bis u. 65 J. 

55 bis u. 60 J. 
60 bis u. 65 J. 
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§ e 


< I 
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